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Die Expedition ift Verrenſtrasse Ar. 26. 


Donnerstag den 7. Dezember 


Das am geſtrigen Nachmittag erſchienene Extrablatt der Breslauer Zeitung liegt der heutigen Zeitung bei. 
Daſſelbe enthält: die Verordnung, betreffend die Auflöſung der zur Vereinbarung der Verfaſſung berufenen Verſammlung. 
Antrag des Staatsminiſteriums. — Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat. — Patent, betreffend die Zuſam⸗ 


menberufung der Vertreter f 


An die Abonnenten der ſtenogr. Berichte der Verhandlungen der National⸗Verſammlungen in Berlin u. Frankfurt a. M. 
Heute erſcheint der 15—1 7. (205 - 702.) Bogen des 24. Abon. v. 30 Bog. Berlin Bg. 325. Frankf. Bg. 381.382. 


Breslau, 6. Dezember. 

Der heutige Tag hat uns die Entſcheidung ge⸗ 
bracht. — Vorerſt handelt es ſich darum, ein klares 
urtheil über die Sachlage zu gewinnen. Wir beginz 
nen zur Erleichterung der Prüfung mit der Beleuch⸗ 
fung des materiellen Inhaltes der proviſoriſchen Ver⸗ 
faſſung und behalten die übrigen Geſichtspunkte wei⸗ 
tern Beſprechungen vor. 

ö In der äußern Anordnung der Beſtimmungen 
chließt ſich die oktroyirte Urkunde im Ganzen an den 
von der Verfaſſungs⸗Kommiſſion der National- Vers 
ſammlung ausgearbeiteten Verfaſſungs⸗ Entwurf an. 

ie Zahl, die Ordnung und die Ueberſchriften der 


ſind gleich beim folgenden Satze, welcher von der Na⸗ 
tionalverſammlung in folgender Faſſung beſchloſſen 
wurde: „es giebt im Staͤate weder Standesunter⸗ 
ſchiede noch Standesvorrechte“ die Worte: „Stan⸗ 
desunterſchiede“ fortgeblieben, die Standes unter⸗ 


ſchiede würden alſo nach der oktroyirten Verfaſſung 


fortbeſtehen. Daß die ferneren von der Nationalver⸗ 
ſammlung beſchloſſenen Zuſätze über Abſchaffung des 
Adels, Unterſagung des Gebrauchs adliger Titel in 
Urkunden, Unterſagung der Verleihung von Titeln, 
welche nicht mit einem Amt verbunden ſind, ſo wie 
der Verleihung von Orden gänzlich unberückſichtigt 
geblieben find, verſteht ſich von ſelbſt. Unter dem Ti⸗ 


| 


Titel ſind in beiden Entwürfen dieſelben. Auch iſt auf tel: „Vom Könige“ iſt dieſem ſogar ausdrücklich das 


ie von der deutſchen National- Ver ſammlung feſtge⸗ 
Kelten Grundrechte hin und wieder Rückſicht genom⸗ 
men worden. Wir gehen nunmehr zur Vergleichung 
im Einzelnen über. 
Die Einleitungsworte weichen von der durch die 
ational⸗Verſammlung bereits angenommenen Faſſung 
durchweg ab. Die von der N.⸗V. geſtrichenen Worte: 
„von Gottes Gnaden“ ſo wie das ebenfalls geſtrichene 
„e. ꝛc.“ nach den Worten „König von Preußen“, 
als Hinweiſung auf die übrigen Titel des Kö 
nigs iſt beibehalten worden. Ebenſo iſt die von der 
ationalverſamml ung verworfene Formel: „thun kund 
und fügen hiermit zu wiſſen!“ wieder angewendet. — 
leſer erſte Theil der Einleitungsworte iſt demnach 
ganz gleichlautend mit den Eingangsworten des Re⸗ 
dierungsentwurfs, wie er bei der Eröffnung der Na⸗ 
Mnalverfammlung dieſer vorgelegt wurde. Natürlich 
allen aber die die Vereinbarung bezeichnenden Worte 
weg. Der König hat die Verfaſſungsurkunde „zu er⸗ 


laſſen beſchloſſen.“ 


ia J. Vom Staatsgebiet. § 1 enthält die 
„ẽWeränderte Faſſung des Kommiſſionsentwurfs. Der 
früheren Regierungsentwurf ausgedrückte Ausſchluß 
* zu reokganiſirenden Theils von Pofen iſt uner: 
ühnt gelaſſen, eben fo aber die Beſchlüſſe der Natio⸗ 
nalverſammlung in Folge des Phillips'ſchen Amen: 
ements. 
2 iſt unverändert geblieben. 
Li. II. Von den Rechten der Preußen. 
rt. 3 ſtimmt dem Sinne nach mit dem Kommiſſions⸗ 
N und den Beſchlüſſen der Nationalverſamm⸗ 
g überein. 
& Bei $ aber enthält die Regierungsurkunde tief 
h 3 Abweichungen ſowohl von dem Kommiſ⸗ 
— als den Beſchlüſſen der Nationalver⸗ 
e Der erſte Satz: „Alle Preußen ſind vor 
eſes gleich“, iſt allerdings geblieben. Dagegen 


Recht der Ordensverleihung vorbehalten. 


In dem 
Artikel 6 der deutſchen Grundrechte, mit welchen die 
erſten beiden Sätze des gegenwärtigen Art. überein⸗ 
ſtimmen, iſt die Unterſagung der Verleihung von Ti⸗ 
teln ohne Amt ausdrücklich aufgenommen und es weicht 
ſomit die oktroyirte Verfaſſung in dieſem Punkte auch 
von den deutſchen Grundrechten ab. Dagegen iſt der 
letzte Satz dieſes Art. wörtlich dem § 6 der Grund⸗ 
rechte entnommen. 

Zu Art. 5 iſt nichts zu bemerken, da derſelbe ledig⸗ 
lich auf das Geſetz zum Schutz der perſönlichen Frei⸗ 
heit hinweiſt. 5 f 

Art. 6 weicht ſowohl von dem correſp. § 7 des 
Commiſſionsentwurfs als von dem $ der deutſchen 
Grundrechte ab; von dem erſtern dadurch, daß er Haus⸗ 
ſuchungen nicht von der Mitwirkung des Richters oder 
der gerichtlichen Polizei abhängig macht, von dem letz⸗ 
tern darin, daß das Erforderniß eines richterlichen Be⸗ 
fehls zur Vornahme einer Hausſuchung wegfällt. Auch 
iſt der im § 8 der deutſchen Grundrechte verordneten 
Zuziehung von Hausgenoſſen bei der Hausſuchung keine 
Erwähnung geſchehen. 

Art. 7 entſpricht dem § 6 des Commiſſions-Ent⸗ 
wurfs, enthält aber die wichtige Einſchaltung hinter 
außerordentlichen Commiſſionen „ſoweit ſie nicht in die⸗ 
ſer Verfaſſung für zuläſſig erklärt worden ſind.“ (Nach 
Art. 36 bleiben bei dem Militär die Ausnahms-Ge⸗ 
richte beſtehen.) 

Art. 8 entſpricht dem § 33 des Commiſſions⸗Ent⸗ 
wurfs. Doch ift in dem letztern der erſte Satz: „das 
Eige nthum iſt unverletzlich“ nicht enthalten. 

Art. 9 entſpricht mit einer kleinen Abänderung in 
der Faſſung dem § 8 des Commiſſions⸗Entwurfs. 

Art. 10 ſtimmt wörtlich mit dem § 9 des Com⸗ 
miſſions⸗Entwurfs überein. 


Art. 11 ſtimmt im Weſentlichen mit veränderter 
Anordnung mit dem § 17 des Commiſſions⸗Entwurfs 
überein. Doch ſind die Worte: „der Vereinigung zu 


Religions⸗Geſellſchaften“ in dem Commiſſions⸗Entwurf 
nicht enthalten. 

Art. 12 und 13 entſprechen dem § 18 des Com⸗ 
miſſions⸗Entwurfs. Doch heißt es dort: „Jede Re: 
ligionsgeſellſchaft iſt in Betreff ihrer innern An⸗ 
gelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens 
der Staatsgewalt gegenüber frei und ſelbſtſtän⸗ 
dig“. Die Schlußbeſtimmung des Art. 12 iſt in dem 
Commiſſions⸗Entwurf nicht ausdrücklich enthalten. 


Art. 14 weicht von dem entſprechenden § 20 des 
Commiſſions⸗Entwurfs weſentlich ab. Im Commiſ⸗ 
ſions⸗Entwurf heißt es: „Das Kirchenpatronat ſowohl 
des Staates als der Privaten ſoll aufgehoben werden. 
Die Aufhebung regelt ein Geſetz.“ Die proviſoriſche 
Verfaſſung hebt aber in ihrem Art. 14 das Patronat 
nicht auf, ſondern ſtellt nur eine bedingte Aufhebung 
durch ein Geſetz in Ausſicht. Dagegen iſt die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 15 in dem Commiſſions⸗Entwurf 
nicht enthalten. In dieſem Art. 15 iſt wenigſtens ei⸗ 
nes der Patronatsrechte und dieſes auch nur für den 
Fall aufgehoben, daß der Staat Patron iſt. Das 
Vorſchlags⸗, Wahl- ꝛc. Recht der Privat⸗Patrone würde 
alſo beſtehen bleiben. 

Art. 16 ſtimmt in ſeinem erſten Theile mit dem 
Commiſſions⸗Entwurf überein, der letzte Satz iſt dem 
§ 16 der deutſchen Grundrechte entnommen. 

Die Art. 17 — 23, welche Beſtimmungen über 
den Unterricht aufſtellen, enthalten mehrere weſent⸗ 
liche Abweichungen von dem Commiſſions⸗Entwurf, 
und nähern ſich in mehreren Punkten den Frankfur⸗ 
ter Grundrechten. So iſt der § 22 des Commiſ⸗ 
ſions⸗Entwurfs faſt ganz weggefallen. In dieſem 
wird es Jedem freigeftellt, Unterricht zu erthei⸗ 
len, während der Art. 19 der proviſoriſchen Verfaſſung 
in wörtlicher Uebereinſtimmung mit den Frankfurter 
Grundrechten, dieſe Befugniß von einer vorherge⸗ 
gangenen Nachweiſung der Befähigung abhängig macht. 
So ſteht es nach dem Komm.-Entw. den Eltern ꝛc. 
frei, wo ſie ihre Kinder unterrichten laſſen wollen, 
während Art. 18 auf das zu erlaſſende Unterrichtsge⸗ 
ſetz verweiſt. Dagegen fehlt in dem Komm.⸗Entw. die 
Beſtimmung, welche den öffentlichen Lehrern die Rechte 
der Staatsdiener zuerkennt, wogegen wiederum in der 
prov. Verf. die Worte fehlen, „und ſind (die Lehrer) 
von jeder kirchlichen Aufſicht frei.“ Ueber die Aufbrin⸗ 
gung der Mittel zur Errichtung ꝛc. der Unterrichts⸗ 
anſtalten ſtimmen beide Entwürfe faſt durchgehends 
überein. N 

Art. 24 über die Preßfteiheit ift wörtlich den frank 
furter Grundrechten entnommen. Die folgenden Art, 
25. 26 ſtimmen faft ganz mit dem Komm.⸗Entwurf 
überein. Att. 27 über das Verſammlungsrecht ſtimmt 
zwar im Ganzen mit dem $ 13 des Komm. ⸗Entw. 
überein. Doch findet der nicht unerhebliche Unterſchied 
ftatt, daß nach dem Komm.⸗Entw. die Polizei⸗Behörde 
eine Verſammlung unter freiem Himmel nur bei „drin⸗ 
gender“ Gefahr ic. verbieten kann, in der proviſ. 
Verf. aber das Wort „dringend“ fehlt. Auch ift auf 
die Form des Art. 27 zu achten, da durch den Abſatz 
I. die Verſammlungen unter freiem Himmel von der 
im erſten Abſatze aufgeſtellten Regel ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen werden. b 

Bei Art. 28 fehlen die Worte des Komm.⸗Entw. 
„ohne vorhergegangene Etlaubniß“. Art. 29 und 30 
ſind dem Komm.⸗Entwurf wortlich entnommen. Die 
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erften beiden Sätze des Art. 31 ſtimmen mit dem 
$ 14 des Komm.⸗Entw. überein. Dagegen fehlt die 
Beſtimmung des K.⸗E., daß Briefe und Papiere nur auf 
Grund eines richterlichen Befehls mit Beſchlag belegt 
werden können. Dieſe Beſtimmung iſt zwar in dem 
Art. 6 der prov. Verf. enthalten, jedoch iſt dort aus— 
drücklich der Fall einer Verhaftung oder Hausſuchung 
ausgenommen. Der letzte Satz des Art. 31 iſt mit 
den Frankfurter Grundrechten übereinſtimmend. 

In den nun folgenden Beſtimmungen über das 
Heerweſen finden ſich mehrere höchſt wichtige Abwei⸗ 
chungen vor. Der Komm.⸗Entw. war auf möglichſte 
Beſeitigung jeder Ausnahmsſtellung des Heeres ge⸗ 
richtet, die prov. Verf. behält dieſe großentheils bei. 
So iſt die Schlußbedingung des $ 32 im Komm. ⸗ 
Entw. gar nicht enthalten, und ſteht mit dem $ 31 
theilweiſe im Widerſpruch. Auch die Beibehaltung der 
Militär⸗Kriminal⸗Gerichtsbarkeit iſt dem Komm.⸗Entw. 
zuwider. b 

Art. 38 weicht darin von § 34 des Komm.⸗Entw. 
ab, daß er die Allodificirung der Fidei-Kommiſſe einer 
geſetzlichen Anordnung vorbehält, während der $ 34 fie 
ohne Entſchädigung dekretirt. 

Art. 39 iſt gleichlautend mit $ 36 des Komm. ⸗ 
Entw., Art. 40 mit $ 37, nur mit dem Unterſchiede, 
daß im Komm.⸗Entw. die Beſtimmung hinſichtlich der 
Polizei⸗Verwaltung fehlt. (Fortſ. folgt.) 


Preußen. 

* Berlin, 5. Dezember. [Ereigniſſe und Bus 
ſtände, welche der großen Kriſis des Tages 
vorangehen oder dieſelbe begleiten.) Seit 
neun Monat fchafft die Weltgeſchichte, theils zerſtörend, 
theils aufbauend, ſo daß jede Woche ein Jahrzehend 
vertreten kann. Zumal aber in den letzten Tagen hat 
ein gewaltiges Ereigniß, jedes für ſich hinreichend das 
Jahr zu einem weltgeſchichtlich merkwürdigen zu ma⸗ 
chen, das andere gejagt. Geſtern erfahren wir, daß 
der Papſt Rom verlaſſen hat und den flüchtigen Fuß 
auf franzöſiſchen Boden fest; heut wird uns die Kunde, 
daß der Kaiſer von Oeſterreich Scepter und Krone ſei⸗ 


ner Vorfahren niedergelegt und fie feinem Neffen über: 


giebt, mit deſſen Jugend dem Reich eine neue Aera 
verjüngter Zuſtände erblühen ſoll. Was werden 
wir Morgen hören? Vielleicht eben fo Wich⸗ 
tiges für unſere allernächſte Betheiligung! 
— — Wer vermag zu ſagen, von welchen Folgen dieſe 
großen Wendepunkte begleitet ſein werden. Für den 
Augenblick, es läßt ſich nicht abläugnen, knüpft ſich 
ein günſtiges Hoffen daran. Sie werden in der öf⸗ 
fentlichen Meinung als Kriſen der gährenden Zuſtände 
betrachtet, welche die überſchwellenden Strömungen in 
ein neues weitgeſtecktes aber ſicher bedachtes Gebiet 
zurückführen ſollen. Geben auch wir uns dieſen Hoff⸗ 


nungen hin; aber verſagen wir es uns, dieſelben jetzt 


im Einzelnen näher auszumalen; ſelbſt flüchtigſte Um⸗ 
riſſe laſſen ſich nicht anders als auf dem unbeſtimm⸗ 
ten Nebelgrunde der Vermuthungen zeichnen. Erwar⸗ 
ten wir denn die beſtimmtere Geſtaltung der Ereigniſſe 
mit hoffendem Vertrauen. — Geſtern Vormittag ka⸗ 
men JJ. MM. der König und die Königin in die 
Stadt. Dem Vernehmen nach hätte der König zuerſt 
einer wichtigen Berathung aller Miniſter 
im Kriegs⸗Miniſterium beigewohnt, die ſich auf 
die allgemeinen deutſchen Zuſtände bezogen haben ſol⸗ 
len. Späterhin begab ſich Se. Majeſtät nach dem 
Muſeum, wohin J. Majeſtät die Königin ſchon früher 
gefahren war. Der König ſtattete den im Muſeum 
ſtationirten Truppen einen Beſuch ab; ſpäterhin be⸗ 


ſuchten JJ. MM. beide das Schinkelſche und das 


neue Muſeum, um mehrere Kunſtgegenſtände zu be— 
ſichtigen. — Ueber die unlängſt in Potsdam mit Herrn 
v. Gagern gepflogenen Verhandlungen hört man 
folgendes Nähere. Es ſcheint keinem Zweifel zu un⸗ 
terliegen, daß die hauptſächlichſte Miffion des ausge: 
zeichneten Staatsmannes darin beſtanden habe, über 
die Verhältniſſe zu unterhandeln, unter denen Preußen 
an die Spitze des vereinigten Deutſchlands treten 
könne. Das Weſentliche in der deshalb gegebe⸗ 
nen Erklärung ſoll dahin gehen, daß der König 
von Preußen die wichtige Stellung eines 
Reichs⸗Oberhauptes mit ihrer ganzen, ſchweren 
Verantwortlichkeit dann übernehmen würde, wenn ſo⸗ 
wohl, die Fürſten Deutſchlands wie die Vertreter 


des Volks in den verſchiedenen Ländertheilen damit 


übereinftimmten. Deshalb würden in der deutſchen 
Verfaſung zunächſt diejenigen Verhältniſſe, insbe⸗ 
ſondere die Organiſation des Staatenhauſes 
feſtzuſtellen fein, unter denen eine ſolche Zuſtimmung 
allein ſtaats rechtsgültig hervorgehen könne. — In der 
gegenſeitigen Verſtändigung über dieſe wichtige Angele⸗ 
genheit liegt die Bürgſchaft, daß die innere Verbin⸗ 
dung 
tretenen Deutſchland in der letzten Zeit keine 
Spaltung erfahren hat, ſondern vielmehr feſter begrün⸗ 
det iſt, wenngleich in Beziehung auf diejenigen Be⸗ 
ſchlüſſe in Frankfurt, welche Preußens innere Angele⸗ 
genheiten betreffen, eine verſchiedene Meinung obgewal⸗ 
tet hat. Letzteres wird aus guter Quelle verſichert, 
daß der Zeitpunkt nicht entfernt ſei, wo auch dieſer 


Preußens mit dem in Frankfurt ver⸗ 
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ſchwierige Punkt zu gegenſeitiger Befriedigung erledigt 


enden wird. — Wahrſcheinlich wird es dennoch Herr 
von Vincke ſein, der dann die nähere Geſtaltung 
der Verhältniſſe leiten wird, obgleich für den Augen⸗ 
blick die Bildung eines Miniſteriums durch ihn noch 
nicht ſtattfinden konnte. Man erfährt in dieſem Au⸗ 
genblick, daß Herr von Vincke bereits ſechs Mal die 
Aufforderung erhalten haben ſoll; daß dieſelbe jedoch, 
ſei es nun von feiner oder von anderer Seite, bis da- 
hin ſtets unüberwindliche Schwierigkeiten gefunden 
hat. — Es gehen gegenwärtig bei den Gerichtsbehör⸗ 
den täglich eine Menge von Denunziation wegen 
politiſcher Vergehen, namentlich wegen Majeſtätsbe⸗ 
leidigungen ein, ſo daß uns in nicht langer Zeit 
eine Unzahl von Gerichtsverhandlungen dieſer Art be- 
vorſteht. Die meiſten dieſer Denunziationen gehen 
anonym ein und man hat ſich dadurch veranlaßt ges 
funden, von dem frühern Grundſatz — daß anonyme 
Denunziationen keine Berückſichtigung verdienen — 
abzuweichen und auch auf Grund ſolcher Denunziatio⸗ 
nen Vor⸗Unterſuchungen zu veröffentiichen. — Die 
Ruhe und Stille, welche in unſeren Straßen 
herrſcht, wird uns allmählig zur Gewohnheit. Die 
unruhigen Zeiten, welche wir vom 18. März bis zum 
9. November verlebt haben, gleichen einem Traum, der 
in weiter Ferne, hinter uns liegt. Namentlich ſuchen 
wir jetzt vergeblich nach jenen Arbeiterzügen und nach 
jenen wunderlichen abenteuerlichen Geſtalten, 
von denen ſonſt unſere Straßen wimmelten. Es ift 
gerade als wären dieſe Haufen von Proletariern, welche 
ſich ſonſt auf unſeren Straßen und Plätzen täglich 


— — — 


verſammelten, vom Erdboden verſchwunden. Denn 
ſelbſt wenn man ſich an die früher ſo zahl⸗ 
reich beſuchten Arbeitsſtätten oder in die Stadt 


viertel begiebt, welche von den ärmeren Volksklaſſen 
bewohnt werden, fo ſucht man vergeblich nach denfel- 
ben. Nur in unſerem Gerichtsleben werden uns noch 
verſchiedene Figuren und Scenen aus jener Zeit prak⸗ 
tiſch zur Anſchauung gebracht werden. Es ſteht uns 
in dieſer Weiſe namentlich am 13. d. Mts. und den 
folgenden Tagen eine Reihe von Gerihtsverhand: 
lungen bevor, welche ſich auf das vor einigen Mo: 
naten gegen die Wohnungen der damaligen Minifter 
Auerswald, Märker und Kühlwetter verübte 
Attentat beziehen. An 20 Perſonen ſind wegen dieſes 
Attentats angeklagt, an der Spitze derſelben befindet 
ſich der bekannte frühere deutſch-katholiſche Prediger 
Dowiat. Die Verhandlungen werden jedenfalls meh—⸗ 
rere Tage dauern, da an 100 Zeugen zu vernehmen 
ſind. Es befinden ſich unter den Zeugen viele bekannte 
und bedeutende Perſonen. — Nach einem vielfach in 
der Stadt verbreiteten und lebhaft beſprochenen Ge: 
rücht ſoll der Staatsanwalt Hr. Sethe die Abſicht 
haben, gegen die Abgeordneten der National: 
Verſammlung, welche nach dem 9. November die 
Berathungen in Berlin fortgeſetzt und dort die bekann⸗ 
ten Beſchlüſſe und Proklamationen erlaſſen haben, eine 
Unterſuchung zu beantragen. Bisher iſt etwas Zu⸗ 
verläſſiges hierüber noch in keiner Weiſe bekannt ge⸗ 
worden und es ſcheint ein wirklicher Beſchluß in dieſer 
Angelegenheit jedenfalls noch nicht gefaßt zu ſein. Nur 
wegen einiger von den Abgeordneten abgefaßten Druck⸗ 
ſchriften ſind bereits Schritte geſchehen, doch ſcheinen 
dieſe mehr der betreffenden Druckerei und Verlegern 
als den Verfaſſern zu gelten. Eine Verfolgung wegen 
der in den Sitzungen ſelbſt vorgekommenen Thatſachen 
würde nur dann von Erfolg ſein, wenn man ſich der 
Hoffnung hingeben könnte, daß der Gerichtshof ſich 
dazu verſtehe, die Sitzungen, welche nach dem 9. No⸗ 
vember gehalten worden ſind, für nichtige und alſo 
nicht amtliche zu erklären. Würde eine Unterfuchung 
dieſer Art eingeleitet, ſo wird dieſelbe vor dem Kriminal⸗ 
Senat des Kammergerichts und nicht vor dem Krimingl⸗ 
gericht verhandelt werden müſſen, weil unter den be⸗ 
treffenden Abgeordneten an 60 Richter ſind und weil 
der eximirte Gerichtsſtand der Richter und Patrimonial⸗ 
Gerichtsherren noch nicht aufgehoben iſt. Eine ſehr 
ſtreitige Frage wird es dann ſein, ob die unter den 
Abgeordneten befindlichen Rheinländer das Verlangen 
ſtellen könnten, vor ihre heimatlichen Geſchwornen-Ge⸗ 
richte geſtellt zu werden, bei denen eine Freiſprechung 
wohl unter allen Umſtänden zu erwarten ſein würde. 

Wir erhalten außer vorſtehenden Nachrichten noch 
eine Anzahl Briefe aus Berlin, deren Inhalt durch 
die große Thatſache des 5. Dezbr. das weſentlichſte 
Intereſſe verloren hat. Faſt alle Briefſteller hatten 
eine Ahnung der Dinge, die da kommen ſollten, kei⸗ 
ner aber ſcheint über die bedeutſame Tagesfrage fo 
gut unterrichtet geweſen zu fein, als der Verfaſſer eis 
nes Artikels in der Parlaments⸗Correſpondenz, obgleich 
derſelbe das Zauberwort „octroyirte Verfaſſung“, durch 
welches alle Räthſel gelöſt geweſen wären, nicht aus⸗ 
ſpricht. Wir deuteten bereits geſtern, als wir die Anz 
ſprache derjenigen Abgeordneten mittheilten, unter des 
ren Auſpicien die Parlaments-Correſpondenz erſcheint, 
darauf hin, daß die rechte Seite für Auflöſung der 
Kammer und Octroyirung einer Verfaſſuug geſtimmt 
ſei. Aus demſelben Grunde halten wir den nachfol⸗ 
genden Bericht vor allen uns zugekommenen Nachrich⸗ 
ten vorzugsweiſe der Verbreitung werth: 


[Sociale Vereine.] Wir haben ſchon kützlich 
erwähnt, daß das urſprünglich nur für politiſche Ver: 
eine geltende Verbot Verſammlungen zu halten, in 
der letzten Zeit eine größere Ausdehnung gewonnen 
hat, indem mehrere Bezirksvereine entweder durch Mi⸗ 
litärgewalt geſchloſſen worden ſind, oder doch ihre Lo⸗ 
kale nicht benutzen können, da den Wirthen die Auf 
nahme unterſagt worden war. Der Vorſtand des 
Vereines für das Wohl der arbeitenden Klaſſen hat 
ſich deshalb jetzt an das Polizei- Präſidium gewendet 
und demſelben mitgetheilt, daß faſt alle Bezirksvereine 
die ſociale Tendenz an die Spitze ihres Wirkens ge 
ſtellt haben und deshalb nicht unter das Verbot des 
General Wrangel fallen. Der Lekal-Verein ſelbſt, der 
in der kurzen Zeit ſeines Beſtehens ſchon die erfreu⸗ 
lichſten Reſultate erzielt, werde durch die Störung der 
Bezirks⸗Vereine in ſeiner Thätigkeit weſentlich beein⸗ 
trächtigt, indem er der Unterſtützung der Bezirke ent⸗ 
behre und die Deputirten derſelben außer Berührung 
mit ihren Vollmachtgebern geſetzt würden. Dies ſei 
aber um ſo bedenklicher, als diejenige Jahreszeit nahe, 
welche die Noth regelmäßig auf einen höheren Grad 
ſteigere, und zudem die Nahrungsloſigkeit in dieſem 
Jahre größer geweſen ſei, als gewöhnlich. Der Lo⸗ 
kal⸗Verein rechne aber auf eine bedeutende Wirkſam⸗ 
keit, da die Vorſchuß-Kaſſen faſt überall in Thätig? 
keit geſetzt ſeien und ihre Unterſtützung dem Arbeiter 
und dem kleinen Gewerbtreibenden leihen könnten, da 
in vielen Bezirken durch die Bezirks-Vereine für Kleis 
dung, Nahrungsmittel und Arbeit geſorgt werde, da 
endlich mit Hülfe der von den Stadtverordneten be⸗ 
reitwillig zur Dispoſition geſtellten ſtädtiſchen Fonds 
die Beſchaffung billiger Lebensbedürfniſſe für die ir 
meren Einwohner im größeren Maßſtabe eingeleitet 
werden ſolle. Der Vorſtand des Lokal-Vereins wünſcht 
deshalb, daß der ſozialen Thätigkeit der Bezirks⸗Ver⸗ 
eine ferner keine Hinderniſſe in den Weg gelegt mer? 
den möchten und erſucht zu dieſem Zweck das Poli 
zei⸗Präſidium um feine Vermittelung. Wir hoffen, 
daß die Polizei-Behörde die Gründe des Lokal- Ver⸗ 
eins anerkennen, und der Militär-Behörde die geeig’ 
neten Vorhaltungen machen wird, um die Zurückfüh⸗ 
rung des Verbots der Verſammlungen auf eine mög⸗ 
lichſt enge Grenze zu bewirken. (Nat. Z.) 

P. C. Brandenburg, 4. Dez. Dahin alſo ſind 
wir gekommen! Niemand, der irgend Einſicht in die 
Lage der Dinge hat, kann ſich der troſtloſen Weber 
zeugung erwehren, daß mit dieſer hohen Verſamm! 
lung eine für das Land erſprießliche Löſung 
der unſeligen Verwickelungen durchaus unmbg⸗ 
lich iſt. Der Geiſt der Verſöhnung iſt von ihr 
gewichen, und jene edle Selbſtverläugnung — 
fie beſitzen nur wenige. Iſt es nicht ein unwüt⸗ 
diges Spiel, das am Iſten d. M. im Dom aufge? 
fuͤhrt wurde? Und haben wir eine Ausſicht, daß vom 
Tten an ein anderer Geiſt die Verſammlung durch? 
wehen werde? Wir fragen: wie konnte es dahin kom? 
men mit uns; wie war es möglich, daß in dieſer 
Verſammlung die kleinen Perſönlichkeiten fo in den 
Vordergrund treten konnten? Saßen doch Manner auf 
jenen Bänken zur Rechten, deren Namen einen guten 
Klang hatte im Lande, Männer, die für die Freihelt 
gekämpft und für ſie gelitten; Männer, deren f 
Freiheit und Recht begeiſterte Worte in den jüngſt 
vergangenen Zeiten der Unfreiheit manches edle Herz 
mit neuer Hoffnung erfüllten! Warum ſchwiegen ſie 
jetzt? Waren ſie es nicht gewohnt, auf ſolche Weiſe 
zu kämpfen? Warum ſtellten fie, auf die das Land 
ſeine theuerſten Hoffnungen ſetzte, ſich nicht an die 
Spitze? Wahrlich, es ging ein finſterer Geiſt 
durch dieſes Haus! Manches, fürwahr, wäre am? 
ders geworden. — Mangel an Energie, an parlamen? 
tariſcher Disciplin auf der Rechten war die erſte UM 
ſache. Wiederum gab es andere Männer, deren poli— 
tiſcher Charakter ſchwerlich zu erkennen, da er in vie 
lerlei Farben ſchillerte. Anfangs ſtets auf der Rech— 
ten, gingen fie mehr und mehr links, ſeitdem Han’ 
ſemann in übereilter Haft eine höchſt unbeden 
tende politiſche Perſönlichkeit an den Miniſter“ 
tiſch brachte. Von da ab wurde fie entfeſſelt, die 
finftere Leidenſchaft der Ehrſucht und die lächerlichſte 
Eitelkeit. Nur noch in den Herzen weniger Ed 
len unſerer Volksvertreter glühte die heilige 
Flamme der Liebe zum Vaterlande, das innere 
Fener des kleinlichſten, erbärmlichſten Egois“ 
mus verzehrte fortan gar viele unbedeutende 
und charakterſchwache Perſonen. — Immer web 
ter nach Links ſchwankte die Zunge der Wage. — 
Endlich gab es Männer, — nein nicht Männer, fol? 
dern Perſonen, — die da fehlten in der Stunde det 
Gefahr. Man vergleiche jede namentliche Ab ſtim 
mung über Fragen, an denen das ſouveraine Volk 
lebhaften Antheil nahm, und vergeblich wird man ie 
ſuchen, die Namen dieſer Geſetzgeber. — Euch alle 
klage ich an, nicht die Männer der Linken, 
denn ſie hatten ſich klar ausgeſprochen über das 
Ziel, auf welches ſie zuſteuerten. Euch ruft 
ich zu: Ihr habt Euch nicht verdient gemacht 
um's Vaterland! — Und nun? Wir erwarte 
ten Selbſtverläugnung, wir hofften auf Ver⸗ 


* 


ſöhnung. Wieder trat maßloſe Eitelkeit, wie: 
der traten nichtige Perſönlichkeiten in den Vor⸗ 
dergrund. Wird es am 2 ten beſſer werden? 
Laselate ogni speranza! — Zwei Wege 
giebt es. Soll die Regierung, vertrauend auf 
die Einſicht der Vernünftigen im Volk, ſofort 
auflöſen! Oder ſoll ſie das unerquickliche 
Schauſpiel erwarten, durch welches auch dem 
kindlichſten Gemüthe klar werden muß, daß dieſe 
Verſammlung, ihre Aufgabe zu erfüllen, gänz⸗ 
lich außer Staude iſt? — Wir wagen es nicht, 
dieſe Frage zu entſcheiden. — Videant con- 
sules, ne quid detrimenti eapiat ves- 
publica! 


Poſen, 4. Dezbr. [Der Reichskommiſſar 
überfallen.] Sicherem Vernehmen nach iſt der Hr. 
General v. Schäffer⸗Bernſtein auf feiner Reiſe 
in Bezug auf die Demarkationslinie bei Grabowo, 
Regierungs⸗Bezirk Bromberg, von vier Männern an⸗ 
gefallen worden. Aus welchen Gründen und zu wel— 
chem Zwecke wird die Unterſuchung ergeben. 
(Poſ. Ztg.) 
* Poſen, 5. Dezbr. (Verweigerung der 
Fonds für die Kreis-⸗Inſtitute.] Bekanntlich 
ft im Großherzogthum Poſen die geſetzliche Beſtim⸗ 
mung, nach welcher die Wahl der Landräthe durch die 
lreiseingeſeſſenen erfolgen ſoll, ſuspendirt, und die Re: 
gierung ſtellt dieſelben nach eigener Wahl, wie jeden 
andern Beamten, an. Aus dieſer Suspenſion eines 
Paragraphen folgerte unſere Provinzialregierung nun 
aber, ſo ſcheint es, die Aufhebung aller in Bezug 
auf die Kreisverwaltung und Vertretung beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen, und iſt dadurch in einen 
onfliet mit den Kreisſtänden des poſenſchen Kreiſes 
gerathen, der eine Steuerverweigerung im Kleinen zur 
Folge gehabt hat, die noch ſchwebt. Nach der Ver⸗ 
etzung des Herrn v. Minutoli wurde nämlich der erſt 
kurz vorher als Referendar zum Verwaltungsfach über— 
getretene Auskultator v. Schütz mit der Verwaltung 
er Landrathur betraut, und als dieſer abtrat, der 
Kreisſekretär G ü nther. Dieſer ſchrieb im Juli oder 
luguſt die gewöhnliche Kreisverſammlung aus, damit 
ie Stände die zur Unterhaltung der Kreis-Inſtitute 
nöthigen Fonds bewilligten; die Stände erſchienen auch, 
‚ Mein fie proteſtirten gegen das Präſidium des ſtellver⸗ 
tretenden Landraths, Kreisſekretär G., auf Grund der 
uſtruktion für die Landräthe, nach welcher, wenn der 
Dandrath in der Abhaltung des Kreistages verhindert 
iſt, der erſte Kreisdeputirte die Verſammlung zu beru⸗ 
en und zu präſidiren hat. Die Regierung gab hierin 
nach und beauftragte den erſten Kreisdeputirten von 
reskow, der nun die Stände berief. Allein in der 
erſammlung erklärte er, daß er inzwiſchen feinen 
ohnort auf ſeine Güter in Schleſien verlegt habe, 
alſo dem Kreiſe nicht mehr angehöre, überdies ſchon 
dende als drei Jahre als Deputirter fungire und ſich 
eshald zur Führung des Präſidiums weder berechtigt 
noch verpflichtet halte; auch der zweite Deputirte er⸗ 
1 ſeine Wahlperiode für abgelaufen, weshalb man 
r Wahl neuer Deputirter ſchritt und das Reſultat 
Wen der Regierung anzeigte. Die Finanzfrage 
dieb fo wieder unerledigt. Die Regierung erkannte 
9 5 wegen Formfehler die gewählten Deputirten nicht 
5 wogegen die Stände eine zweite nicht vornehmen 
ollten, weil, wenn auch nicht alle Förmlichkeiten 
ſtreng beobachtet wären, doch die Wahl einffimmig 
erfolgt ſei und ſo, als von keiner Seite der Stände 
eſtritten, Gültigkeit habe. Die Regierung, die augen⸗ 
deinlich nur die Leitung der Kreisverſammlung und 
8 Verwaltung der Landrathur in ihrer Hand behal— 
11 wollte, beauftragte den Regierungsrath v. Tiſcho⸗ 
is, die Kreisverſammlung zu berufen, zu belehren 


er zur Bewilligung der Fonds zu vermögen; allein 


ap gung gegen Herrn Tiſchowitz, daß fie auch fein 
bereſidium nicht anerkennen könnten; denn nach der 
eſtehenden Kreisordnung müſſe der erſte reſp. zweite 
reisdeputirte im Fall einer Krankheit ꝛc. des Land⸗ 
BL und auch im Falle einer Vacanz, die Verweſung 
king andrathur übernehmen; der gewählte erſte Depu⸗ 
provi ei dazu bereit, und man trage daher auf deſſen 
dolſoriſche Inſtallirung an, bis wohin fie Kreisſteuern 
ſich .ewillgen würden. In dieſer Schwebe befindet 
Bit Sache jetzt noch und die Kreisſteuern find 
bie bewilligt. — Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
1 viel und mancherlei ſehr leidet, und eben ſo 
ezweifelt iſt es, daß ſich die Kreisſtände im Rechte 

— ba die Regierung aber im Unrechte, um fo mehr 
ande im April der König die Suspenſion der 
Stäuben wahlen aufgehoben hat. Der Grund dieſes 
Geſege ch der Regierung gegen die Ausführung klarer 

e ae darin zu liegen, daß ſie bereits einen 
lun „Kandidaten in petto hat, auf deſſen An⸗ 
re wenn erſt der Anfang mit der Geltung der 
ten, nung gemacht iſt, wahrſcheinlich würde verzich⸗ 
vielleicht würde auch ein Pole ſpäter ge⸗ 
Reſul Wir ſind nun darauf gefpannt, wel: 
Steuervt tat die von den Kreisſtänden ausgeſprochene 
erwiigerung in dieſem Falle haben wird — ob 


jetzt erklärten ſie, unter perſönlicher Achtungsbe⸗ 
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ſie zur Geltung des Geſetzes oder zu einer Gewalt⸗ 
maßregel führen wird. 

Köln, 3. Dez. [Erceffe der Soldaten.) 
Geſtern Abend nach acht Uhr fiel auf der Hahnen⸗ 


Wallſtraße ein Soldatenexceß vor. Wie es heißt, wurde 
in einer dort gelegenen Kneipe einem Soldaten des 
26. Regiments, weil er nicht zahlen konnte, das Sei⸗ 


tengewehr zurückgehalten. Seine Kameraden eilten nun 
nach der Kaſerne, um Beiſtand und Hülfe zu holen, 
und ganze Haufen mit Säbeln bewaffnet, ſtürmten 
nach der Straße und griffen die Kneipe auch 
ſofort an; ſelbſt unter dem Rufe: „Es lebe Fried⸗ 
rich Wilhelm!“ wurden die Säbel auf dem Pflaſter 
gewetzt. Fenſter und Thür des Hauſes wurden mit 
den Säbeln eingeſchlagen; aus dem Hauſe ſelbſt ver: 
theidigte man ſich aber mit Pflaſterſteinen und ähn⸗ 
lichen Sachen, ſo daß, wie man ſagt, vier Soldaten 
verwundet wurden, von denen einer ſogar nach dem 
Spital gebracht werden mußte. Selbſt Einer der ſpä⸗ 
ter zur Wiederherſtellung der Ruhe herbeigekommenen 
Wachmannſchaft ſoll von einem ſchweren Steinwurf 
getroffen worden ſein. Der Wache gelang es bald, die 
Soldaten zu verjagen. (Köln. 3.) 

Koblenz, 3. Dez. (Uebergriffe des Mili- 
tärs.] Die zunehmende Zuchtloſigkeit des hier liegen⸗ 
den 26. Regiments führt jeden Tag zu größerem Un⸗ 
fug. Geſtern Abend wurde von einigen 26ern ein 
Mädchen angegriffen und mißhandelt; ein junger 
Menſch, welcher ihm zu Hülfe eilen wollte, erhielt 
einen ſchweren Säbelhieb. Ueberall fallen Schlägereien 
zwiſchen 26ern einerſcits und dem übrigen Militär 
und den Civiliſten andererſeits vor. Durch die Bru⸗ 
talität der 26er ſind die Straßen Abends förmlich un⸗ 
ſicher. Der Herr Gouverneur hierſelbſt hat einer De: 
putation des Stadtraths verſprochen, den Belagerungs⸗ 
zuſtand nicht einzuführen, ſo lange nicht ähnliche Ge⸗ 
ſchichten wie am 30. Nov. vorfielen; doch werden wir 
an dieſem Verſprechen wenig Freude haben, wenn die 
26er nur noch kurze Zeit hier liegen bleiben. 

(Moſelztg.) 
Deut ſchland. 

München, 2. Dez. [Differenzen im Mini⸗ 
ſterium.] Wie man heute vernimmt, wären die Mei⸗ 
nungsdifferenzen, die zwiſchen den Miniſtern des In⸗ 
nern und der Juſtiz und dem Kriegsminiſter obgewal⸗ 
tet haben, durch höhere Vermittelung ausgeglichen und 
würde demnach ein Miniſterwechſel vorerſt nicht ſtatt⸗ 
finden. Auch die Ernennung eines Handelsminiſters 
ſoll vorerſt unterbleiben, Herr Regierungsdirektor von 
Bever aber, da er das Portefeuille des Handelsmini⸗ 
ſteriums abgelehnt hat, zum Generaldirektor dieſes 
Miniſteriums ernannt und ihm die Oberleitung deſſel⸗ 
ben einſtweilen übertragen werden. (Das Regierungs⸗ 
Blatt vom 2. Dezember enthält die Ernennung Le⸗ 
ſuire's zum Kriegsminiſter.) (N. K.) 

Freiburg, 1. Dezbr. Heute endlich iſt Advokat 
Carl von Rotteck feiner langwierigen, beinahe acht⸗ 
monatlichen Haft, gegen Kaution, entlaſſen worden 
und dahier eingetroffen. (Obrrh. 3.) 

Meiningen, 29. Nov. ([Reichstruppen.] Das 
Herzogthum Meiningen iſt jetzt ſeiner ganzen Länge 
nach, von Saalfeld bis nahe an Salzungen, mit 
Reichstruppen (ſächſiſcher Infanterie und Artillerie) 
beſetzt. Seit einigen Tagen gehen hier Transporte 
gefangener Soldaten des in dem Herzogthum Koburg 
liegenden weimariſchen Kontingents durch, welche der 
Theilnahme an einem republikaniſchen Komplott be⸗ 
ſchuldigt ſein ſollen. In den beiden Herzogthümern 
Meiningen und Koburg herrſcht vollkommene Ruhe. 
Obgleich das Herzogthum Koburg, wegen einer Unter: 
ſuchung gegen das dortige Offizierkorps, noch immer 
kein Kontingent auf den Beinen hat und in dieſer 
Hinſicht mit der Nachſicht der Reichsgewalt zufrieden 
ſein könnte, ſo ſoll das dortige Gouvernement doch 
dringende Vorſtellungen gegen die Ueberziehung des 
Landes mit Reichstruppen gethan und der geheime 
Staatsrath Bröhmer, für den Fall der Erfolgloſigkeit, 
ſogar mit Einreichung ſeiner Entlaſſung gedroht ha⸗ 
ben. (O. P. A. 3.) 

Schleswig, 30. November. Die gemeinſame Re⸗ 
gierung hat folgende Anſprache an die Bewohner Nord: 
ſchleswigs erlaſſen: „Ihr wißt, daß in Gemäßheit der 
zu Malmö abgeſchloſſenen Waffenſtillſtands⸗Convention 
ein Bevollmächtigter des Königs von Dänemark in 
Verbindung mit einem Kommiſſair der deutſchen Reichs⸗ 
gewalt am 22. Oktober d. J. eine gemeinſame Regie⸗ 
tung für die Heczogthümer eingeſetzt hat. Ihr wißt 
auch, daß, nach Recht und Gebrauch unter ehrlichen 
Männern, ein geſchloſſener Vertrag gehalten werden 
muß. Däniſche Rathgeber wollen Euch verleiten, an⸗ 
ders zu denken. Hütet Euch, ihren Worten Gehör zu 
geben. Unter dem Namen „„ſchleswig⸗holſtein⸗lauen⸗ 


Waffenſtillſtandes auf die gemeinſame Regierung über- 
trug, für ungültig erklären; ſie verläugnen das Wort 
des Königs. Die gemeinſame Regierung hat höhere 
Begriffe von einem gegebenen Königswort. Sie darf 
eben fo wenig um des königl. Herzogs, als um des 
Landes willen, es dulden, daß die Machtvollkommen⸗ 
heit, welche ſie allein, zur Zeit, in den Herzogthümern 
auszuüben hat, durch eine däniſche Behörde verletzt 
werde. Sie ſieht ſich daher genöthigt, Maßregeln an 
der Grenze zu treffen, damit nicht ferner durch däniſche 
Verlockung die geſetzmäßige Ordnung im Herzogthum 
Schleswig zu ſtören verſucht werde. Ungern ergreifen 
wir ſolche Maßregeln zum Schutze gegen ein Land, 
mit welchem wir während des Waffenſtillſtandes fried⸗ 
lichen Verkehr wieder hergeſtellt, und ſo den Frieden 
am ſicherſten angebahnt zu ſehen hofften. Wachet 
ſelber, Bewohner Nordſchleswigs, mit uns darüber, daß 
des Landesfürſten Wort in Ehren bleibe, indem Ihr 
die der gemeinſamen Regierung verliehenen Gerechtſame 
willig anerkennt und ihr die Erfüllung der entſprechen⸗ 
den Pflichten erleichtert. Gottorff, den 29. November 
1848. Die gemeinſame Regierung. Th. Reventlow. 
Boyſen. L. Moltke. Heintze. Preuſſer. — Harbou.“ 

Huſum. Zum Zweck der projeftirten Anlegung 
eines Marine: und Handels⸗Kanals von Eckern⸗ 
förde über Schleswig nach Huſum, in welcher 
Beziehung bereits vor längerer Zeit mit den Nivelle⸗ 
ments begonnen worden, werden dem Vernehmen nach 
der Deichinſpektor Peterſen und ein anderes Mitglied 
des desfalls zuſammengetretenen Comités nächſtens eine 
Reiſe nach Frankfurt antreten, um der Centralgewalt 
das großartige Unternehmen vorzuſtellen und behuf der 
weiteren Ausführung zweckdienliche Verfügungen zu 


erwirken. 

Oeſterreich. 

Breslan, 6. Dezember. Die Wiener Poſt iſt 
heute ausgeblieben. 6 
Rußland. 

* * Von der ruſſiſchen Grenze. Der Kaiſer 
hat mit Scham yl einen Traktat abgeſchloſſen, in Folge 
deſſen Rußland nun über 150,000 Mann Soldaten 
mehr als früher verfügen kann. Im Königreiche Po⸗ 
len ſtehen über 100,000 Mann ſchlagfertig, welche 
nach glaubwürdigen Nachrichten Oeſterreich zur Dis⸗ 
poſition ſtehen, wenn es dieſelben verlangen ſollte. An der 
Wahrheit dieſer Nachricht zweifeln wir nicht, aber daß 
Oeſterreich dieſe Hülfe ſo leicht nicht in Anſpruch neh⸗ 
men wird, wiſſen wir ebenfalls, da es nur zu ſehr be⸗ 
kannt iſt, nach welcher Seite hin Rußland ſeine Un⸗ 
terſtützung benutzen könnte. Ueberall, wo Rußland mit 
einem Heere eingerückt iſt, da wurde es ſchwer, es wie⸗ 
der herauszubringen. — Das Faktum hat die Geſchichte 
nur zu ſicher feſtgeſtellt. — Sollte Oeſterreich wirklich 
in die Nothwendigkeit verſetzt werden, ruſſiſche Hülfe 
zu beanſpruchen, ſo möchte es Galizien als Belohnung 
an den Czaren abtreten, und dieſer würde damit ſehr 
zufrieden ſein. — Die Grenze zwiſchen Polen und 
Rußland ſoll nächſtens geöffnet werden. Man ſagt 
ſegar, daß ein Gleiches mit der krakauer Grenze ge⸗ 
ſchehen wird. (2) Ein anderes Gerücht lautet dahin, 
daß das Königreich in ſeinen früheren Zuſtand verſetzt 
und Krakau wieder zur Republik gemacht werden ſoll. 
— Vom 3. Auguſt bis zum 13. November ſind im 
Königreich Polen 18,395 Menſchen an der Cholera 
geſtorben. In Petersburg herrſcht die Krankheit 
in demſelben Grade. s 
Frankreich. 

Paris, 2. Dez. Vorberathungen zum 
Empfange des Papſtes.] Aus Rom erhielt die 
Regierung bis 3 ½ Uhr keine neuen Depeſchen. Der 
Telegraph meldet ihr nur die Einſchiffung der Expedi⸗ 
tion nach Civitavecchia. Aus der Depeſche, welche Ca⸗ 
vaignac geſtern in der Nationalverſammlung vorlas, iſt 
noch nachzutragen, daß das aus der Revolution in 
Rom hervorgegange Miniſterium ein Vertrauensvotum 
erhalten hatte. Als Cavaignac und Vivien der Ver⸗ 
ſammlung geſtern die Mittheilungen über die Einſchif⸗ 
fung des Papſtes und über die Abſendung des Mini⸗ 
ſters Freslon nach Marſeille, zu deſſen Empfange, ge⸗ 
macht hatten, beſtieg Herr Pariſis, Biſchof von Lan⸗ 
gres, die Tribüne und hielt eine Dankrede im Namen 
aller Katholiken, welche er, die Hände wie zum Segen 
erhebend, mit den Worten ſchloß: „Dieſer der franzö⸗ 
ſiſchen Ehre fo würdige Empfang des Papſtes ruft und 
bringt die Segnungen Gottes auf unſere Staatsein⸗ 
richtungen und unſer Vaterland herab. Seien Sie, 
meine Herren, dafür beglückwuͤnſcht; ſeien Sie im 
Namen Frankreichs gebenedeit; gebenedeit im Namen 
der Kirche und im Namen der ganzen katholi⸗ 
ſchen Welt. Die Linke unterbrach den Redner einige 
Male, die übrige Verſammlung aber zollte ihm ihren 

lebhaften Beifall. Der päpſtliche Nuntius hat heute 

rüh Paris verlaſſen und ſich nach Marſeille begeben. 


burgiſche Kanzelei““ in Kopenhagen wird im Herzog⸗ früh 


thum Schleswig eine Aufforderung verbreitet, der ge⸗ 
meinſamen Regierung keine Folge zu leiſten, nament⸗ 
lich keine Steuern zu zahlen. Diejenigen, welche Euch 
dieſen Rath ertheilen, wollen die Handlung, welche ihr 
König, unſer Herzog, durch ſeinen Bevollmächtigten 
hat vornehmen laſſen, indem Er ſeine Machtvollkom⸗ 


menheit in den Herzogthümern für die Dauer des 


Die Kardinäle Bonald in Lon, Dupont in Bourges 
und Girand in Cambrai ſind durch den Telegraphen 
ebenfalls von der Flucht des Papſtes in Kenntniß ge⸗ 
fest worden. Auch fie werden wahrſcheinlich unverzüg⸗ 
lich nach Marſeille aufbrechen. Wie es heißt, würde 
‚fh Pius IX. acht Tage in Marfeille ausruhen und 
dann mit ſtarkem Ehrengeleit direkt nach Paris geführt 
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werden. Hier will man ihm Zimmer in den Tuilerien 
zu ſeiner Wohnung anbieten. Heute Vormittag waren 
bereits Arbeiter mit Einrichtung derſelben für dieſe Be⸗ 
ſtimmung beſchäftigt. Es wird bemerkt, daß Pius IX. 
nicht zum erſtenmal den franzöſiſchen Boden betrete, da 
er in den letzten Jahren des Kaiſerreiches als Sol⸗ 


dat in der damals von Napoleon errichteten italieni- 


ſchen Legion, einer Art kaiserlicher Leibgarde, gedient. 
Mit Ausnahme der Journale der rothen Republikaner 
und der Sozialiſten ſcheint übrigens die pariſer Preſſe 
faſt einmüthig zu Gunſten der von der Regierung Ca⸗ 
vaignac's dem Papſte dargebotenen Zuflucht geſtimmt 
zu ſein; nur in Betreff der Motive ſind einige Blät⸗ 
ter der Meinung, daß dieſe nicht ſo gut ſeien, wie die 
Handlung ſelbſt, indem ſie glauben zu machen ſuchen, 
General Cavaignac würde ſich nicht ſo beeilt haben, 
dem Papſte ſolche Sympathie zu bezeugen, wenn es 
ihm nicht darauf angekommen wäre, ſeine Ausſichten 
als Kandidat für die Präſidentſchaft der Republik zu 
verbeſſern. Der Moniteur hat dieſe Inſinuationen 
bereits geſtern mit Verachtung zurückgewieſen. Im heu⸗ 
tigen Journal des Débats lieſt man: „Der Kul⸗ 
tusminiſter, Herr Freslon, iſt geſtern Abend von Pa: 
tis abgereiſt, um dem Papſt entgegenzueilen. Man 
glaubt, daß Se. Heiligkeit ſich in dieſem Augenblicke 
ſchon zu Marſeille befindet. Die telegraphiſche Depeſche 
fagt, der Papſt habe feine Hauptſtadt heimlich (turti- 
vement) verlaſſen. Man erinnert ſich, daß der heilige 
Vater, als die Empörung ausbrach, welche mit dem 
Meuchelmord Roſſi's die nachfolgenden traurigen und 
ſchrecklichen Scenen eröffnete, den Quirinal bewohnte. 
Nun wäre es ſchwierig geweſen, ſich vom Quirinal 
nach Civitavecchia zu begeben, ohne den Weg durch die 
Stadt zu nehmen und daher die Aufmerkſamkeit und 
das Mißtrauen der Bevölkerung zu erwecken. Dagegen 
kann man aus den Thoren hinter dieſer päpſtlichen 
Reſidenz nach der einſamen Campagna gelangen und 
ſo die Straße erreichen, welche nach dem an der rö⸗ 
miſch⸗neapolitaniſchen Grenze gelegenen Terracina führt. 
Von Terracina nach Gaeta ſind nur einige Stunden. 
Sehr wahrſcheinlich hat der heilige Vater dieſen Weg 
genommen. Er iſt am 24. um 5 Uhr Abends abge⸗ 
reiſt. Der „Tenare“, ein Dampfſchiff von 120 Pferde⸗ 
kraft, welches auf der Rhede von Civitavecchia lag, hat 
ſich nach Gaeta begeben, um ihn in Empfang zu neh⸗ 
men. Die der Nationalverſammlung vorgeleſene tele⸗ 
graphiſche Depeſche iſt aus Civitavecchia vom 26,, 
6 Uhr Abends, datirt und erſt geſtern, den 1. Dezem⸗ 
ber, um 2 Uhr 10 Minuten in Paris eingegangen. 
Die Mittheilung derſelben an die Verſammlung erfolgte 
um halb 4 Uhr.“ Die Patrie berichtet: „Geſtern 
Abend um 5 Uhr verſammelte ſich der Miniſterrath, 
um über den Empfang des Papſtes in Marſeille zu 
berathſchlagen. Man glaubt, die Nationalverſammlung 
werde dies zum Anlaß nehmen, ſich auf eine Woche 
zu vertagen, und es würde eine große Anzahl von Mit⸗ 
gliedern dem heiligen Vater entgegenreiſen. Sollte 
Se. Heiligkeit den Aufenthalt in Paris nicht vorziehen, 
wo die Tuilerien für ihn und ſein Gefolge würden 
beſtimmt werden, fo will man ihm, dem Vernehmen 
nach, eine der Städte des ſüdlichen Frankreichs zu 
ſeiner Reſidenz vorſchlagen.“ 
[National⸗Verfammlung. Sitzung vom 2. 
Dezbr. Anfang 1½ Uhr.] Louis Bonaparte erſcheint 
auf ſeinem Platz und ſpricht mit ſeinem Lehrer und 
Nachbar, Profeſſor Vieillard. Nach Verleſung des 
Protokolls zeigt Malleville an, daß Präſident Marraſt 
ein Dankſagungsſchreiben vom Nuntius erhalten ha⸗ 
be, welches alſo laute: „Herr Präſident der National⸗ 
Verſammlung! Der Edelmuth der Gefühle für den hei⸗ 
ligen Vater, welche heute van der National⸗Verſamm⸗ 
lung in ſo glänzender Weiſe ausgeſprochen wurden, hat 
mich in tiefſter Seele gerührt. Ich kann nicht unter⸗ 
laſſen, Ihnen unmittelbar die Anerkennung auszuſpre⸗ 
chen, von der ich für die Regierung der Republik durch⸗ 
drungen bin, ſo wie für die Vertreter Frankreichs, je⸗ 
ner Nation, die nie die edlen Inſtinkte ihrer traditio⸗ 
nellen Ergebung vergeſſen dürfte. Genehmigen Sie, 
Herr Präſident, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung ꝛc. Paris, 1. Dezbr. (gez.) Erzbiſchof von 
Nicda, apoſtoliſchen Nuntius.“ Auf dieſes Schreiben 
hat Marraſt Folgendes geantwortet: „Herr Nuntius! 
Ich werde mich beeilen, der National⸗Verſammlung den 
Brief mitzutheilen, den Sie mir zuzuſenden die Ehre 
erwieſen. Organ der Souveränetät des Volkes, ent 
ſprach die National-Verſammlung den Gefühlen der 
ganzen Nation, als ſie ihre lebhafte und tiefe Sym⸗ 
pathie für den heiligen Vater kundgab. Die Republik, 
welche das Recht hat, unter den Traditionen der Ver⸗ 
gangenheit ſich auch auf diejenige zu berufen, welche 
darin beſteht, allem großen Unglück zur gaſtfreundlichen 
Zufluchtsſtatte zu dienen, theilt ganz Ihre Anerken⸗ 
nung der erhabenften Tugenden. Das Votum der 
National⸗Verſammlung, indem es die von der Vollzie⸗ 
hungsgewalt ergriffene Initiative guthieß, hat Ihnen 
hinlänglich beweiſen können, welchen Empfang der er⸗ 
lauchte Pontifex bei ſeinem Eintritt in das Gebiet des 
republikaniſchen und katholiſchen Frankreichs zu gewär⸗ 
tigen habe, Er wird allen Reſpekt finden, welchen feine 
Hohe Stellung verdient, und dieſe Beweiſe des Herzens 
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' werden fo rührend und aufcichtig fein, wie Alles, was 
der Glaube und die Freiheit einflößen. Genehmigen 


zeichnetſten Hochachtung. Paris, den 1. Dezbr. 1848. 
(gez.) A. Marraſt.“ Nach Verleſung dieſer Aktenſtücke 
nahm die Verſammlung die Berathung des Budgets 
des Finanzminiſteriums wieder auf. Schluß der Sitzung 

um 6% Uhr. 

Italien 

([Die Lage der Dinge in Italien.] Durch 
die Flucht des Papſtes find die italieniſchen Angelegen— 
heiten in eine neue Aera getreten. Wir wollen in 
aller Kürze die auf die letzten Ereigniſſe bezüglichen 
Einzelheiten zuſammenfaſſen. In Neapel war ſchon 
am 13. November das Gerücht verbreitet, der Papſt 
ſei aus Rom geflohen. Nach den römiſchen Zeitungen 
vom 21. wurde Mamiani mit Zucchi in Rom erwar⸗ 
tet. Beide hatten in Livorno eine Zuſammenkunft mit 
Guerrazzi gehabt. In der Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer von demſelben Tage machte Marcheſe Poten⸗ 
ziani den Vorſchlag, eine Loyalitäts-Adreſſe an den 
Papſt zu richten, wobei er beim Fürſten von Canino 
auf einen heftigen Widerſtand ſtieß. Dieſer dauerte 
auch fort, als er ſich dahin erklärte, daß es keineswe⸗ 
ges feine Meinung ſei, dem Papſte für die gemach—⸗ 
ten Konzeſſionen, die auch er als Errungenſchaften der 
Revolution betrachte, zu danken, ſondern nur zu erklä⸗ 
ren, daß man mit ihm und für ihn ſei. Bei der bs 
ſtimmung ſchien der Vorſchlag Unterſtützung zu finden, 
fiel jedoch bei der Gegenprobe, welche der Fürſt von 
Canino verlangte, durch. Die Bewohner von Traſte⸗ 
vere ſollen geſonnen ſein, ihre Unzufriedenheit über das 
am 15. und 16. Vorgefallene an den Tag zu legen. 
Der Fürſt von Canino ſoll ſich während dieſer Tage 
ſehr hervorgethan und ſogar zum Abfeuern einer Ka: 
none auf den Quirinal getrieben haben, woran er von 
einem gewiſſen Torre verhindert wurde. — Das Staats⸗ 
Sekretariat, lautet ein Schreiben in der A. A. 3., iſt 
geſchloſſen, alle Verbindungen mit der katholiſchen 
Welt ſind aufgehoben, es ſcheint ſicher, daß auch die 
päpſtliche Kanzlei geſchloſſen werden wird; der Papſt 
iſt gefangen, die Revolution, hauptſächlich von den ab⸗ 
gefallenen Truppen gemacht, iſt demokratiſch. — Ein 
Schreiben aus Rom vom 21. im Journal des Debats 
lautet: Die Lage iſt immer dieſelbe, der Schrecken 
herrſcht, das Volk wartet den Willen Gottes ab. Die 
meiſten Großen, Fürſten und Prälaten, freuen ſich da⸗ 
rüber, daß ihr Groll Genugthung gefunden — der 
Groll, gegen die liberalen Tendenzen und Maßregeln 
des heiligen Vaters. Ränke und Verſchwörungen ha⸗ 
ben jetzt freies Spiel. Kein Adeliger, kein Fürſt er⸗ 
ſchien beim Papſte im Augenblicke der Gefahr. Der 
Papſt betete, während die Kugeln bis in ſein Vorzim⸗ 
mer drangen. Er ſoll geſagt haben: Ich habe das 
Blutvergießen verhindert, ich habe drei Stun: 
den geſchlafen und ich bin ſtolz darauf. — 
In Florenz hat die Obrigkeit befchloffen, die Urheber 
der letzten Exceſſe ſtreng zu verfolgen. — Die maß⸗ 
loſe Grauſamkeit Radetzky's, welcher abermals 
auf die einfache Denunziation ſeiner Soldateska in 
Como und in Mailand Einwohner hat er⸗ 
ſchießen laſſen, dürfte endlich ihre Nemeſes finden. 
Sie hat bereits die Wuth der Unterdrückten zum 
Wahnſinn geſteigert, wie aus folgender Proklamation 
Mazzini's, Präſidenten der revolutionären Centraljunta 
erhellt. Dieſelbe lautet: Jeder Italiener ſoll einen 
Oeſterreicher in Italien angreifen und tödten, ſei es 
offenen Angeſichts, ſei es meuchlings, bei Nacht, bei 
Tag, in der Stadt oder auf dem Lande, jede Waffe 

iſt gut, Steine vom Fenſter herab, das Stilet im 
Aermel, die Flinte im Geſträuch, Degen, Meſſer, Heu⸗ 
gabel, Spieß, Alles ſoll gegen die Fremden gerichtet 
werden. Die Brücken ſollen abgebrochen, die Bäume 
gefällt werden, um den Reitern den Weg zu verſper⸗ 
ren, die Eiſenbahnen ſollen zerſtört werden. Jeder Ita⸗ 
liener iſt Soldat, jede Italienerin iſt barmherzige Schwe— 
ſter zur Verpflegung der Verwundeten; jedes Kind ſoll 
nützlich ſein, indem es Munitionen, Charpie, Arznei⸗ 
mittel den Partiſanen in die Gebirge bringt. Der Schrei des 
Aufſtandes iſt: „Gott und das Volk!“ — Nach dem Ty⸗ 
roler Boten ſoll ein Ausfall aus dem Fort Malghera 
auf Meſtre durch die Oeſterreicher mit Erfolg zurüd: 
geſchlagen worden ſein, und zwar mit einem Verluſte 
von Seiten der Aus fallenden von 200 Todten, 700 
Gefangenen und 2 Kanonen. Das Bergſchloß Oſoppo 
iſt entwaffnet und ſoll geſchleift werden, da es für die 
jetzige Zeit durchaus kein militäriſcher Punkt iſt. 

a (Köln. 3.) 


£oholes und Provinzielles. 


Breslau, 6; Dezbr. [Berfammlung des kathol. 
Central⸗Vereins vom 5. Dezember.] Es präſidirte 
Wick. Die Verhandlungen begannen Uhr mit einem 
Vortrage von Dr. med. Dinter, welcher den Begriff der 
innern Freiheit als Grundlage und Bedingung der äußern 
feftftellte und darauf hinwies, daß ohne die Freiheit von 
an Buden and gelben at ee Nec een 

echtsſtaate 


an Begründung und Erhaltung eines freien 


Sie, Herr Nuntius, die Verſicherung meiner ausge⸗ 


nicht zu denken ſei. Wie die katholiſche Kirche in dieſer 
Beziehung gewirkt, wie fie durch religis⸗ſittliche Grundſätze 
die Völker herangebildet, wie fie darauf hin wahrhaft ſegens⸗ 


| fie die Bedingungen zu einer freudigern Geſtaltung der ſo 
| verwirrten politifhen Zuſtände der Gegenwart in fig trage, 
wies der Redner auf geſchichtlich⸗philoſophiſchem Wege nach. 
| Herr Apotheker Laube berichtet darauf über die ins Leben 
getretene Klein⸗Kinderbewahranſtalt auf dem Hinterdom 
und eröffnet, daß in der vom kathol. Central⸗Verein mit 
dieier Angelegenheit betrauten Kommiſſion ſich namentlich 
drei edle Frauen durch Sammlungen hohes Verdienſt er 
worben. Sodann ergreift der Präſident das Wort und 
inbem er feinen Vortrag vom W., über den Radikalismus 
und feine freiheitsmörderiſchen Tendenzen fortgeſetzt, beru 
er ſich auf einen eben erhaltenen zuverläſſigen Brief aus 
Wien, wonach dort der größte Despotismus während der 
Belagerung von einer Partei ausgeübt ſei, die er die radi⸗ 
kale nennen müſſe, weil ſie in der That Religion, Sitte, 
Freiheit und Recht radikal mit Füßen getreten. Unter meh⸗ 
reren Thatſachen führt derſelbe an, dieſe Partei habe ſchon 
2 Guillotinen in Bereitſchaft gehabt und nach dem einge 
gangenen Berichte fei bei ihren Chorführern eine Proſkrip⸗ 
tionsliſte gegen 5000 Perſonen gefunden, darunter alle Geiſt⸗ 
lichen und die meiſten Hausbeſitzer, in deren Häuſer je vier 
Proletarier ſich hätten theilen ſollen. Daſſelbe Weſen treibe 
die radikale Partei in Rom; dort habe ſie den Miniſter des 
Papftes, Roſſi, und feinen Kardinal Palma gemordet und 
der h. Vater, der ſeine Regierung mit zahlloſen Beweiſen 
der Liebe und heilſamer Reformen bezeichnet, habe die Flu 
nach Frankreich ergreifen müſſen. Wenn alſo der edelſte 


Volksfreund feines Lebens nicht mehr ſicher fei, fo zeige 


ſich, daß die radikale Parteinicht Volkswohl, ſondern despo⸗ 
tiſche Selbſtherrſchaft erſtrebe. — Hierauf wurden mehrere 
Schreiben vom Vorort des „kathol. Vereins Deutſchlands“ 
zu Mainz verleſen, welche die Billigung der Vereine dur 
mehrere. Biſchöſe ſowie die Anregung zur Bildung von 
Wohlthätigkeits⸗Vereinen zum h. Vincenz v. Paula und zur 
Gründung einer kathol. Univerſität Deutſchlands zum IM 
halt hatten. Die Tagesordnung lautete auf Errichtung von 
Abendſchulen für Geſellen ꝛc., um ihnen außer religiöfem UM 
terricht auch noch Weiterbildung im Geſchäftsſtill, praktiſcher 
Rechtskunde, Geſchichte ꝛc. möglich zu machen. Nachdem 
mehrere Andere darüber Vorſchläge gemacht, wurde beſchlos⸗ 
fen, durch eine von dem Vorſtand zu wählende Kommiſſie 
dieſen Plan feiner Vollführung näher zu bringen, ſowie durch 
eine gleiche die Gründung einer kathol. Volksbibliothek vol 
bereiten zu laſſen. Schluß halb 10 uhr. 


(Popularphiloſophiſche Vorträge im „K 
nig von Ungarn “.] Am 5. Dez. waren die 2 
tribute oder Eigenſchaften der Majeſtät an der Reihe. 
Die Erörterung derſelben beſcheert uns mit einer Lehle 
vom Staat nebſt chriſtlichem Regentenſpiegel, 
Im monarchiſchen Staat vergegenwärtigt ſich die MT 
jeſtät zunächſt durch Vervielfältigung (in effigie 
natura), durch Vertretung (Syſtem der Aemter), dur 
das Geſammtbewußtſein (Staatsbürgerthum). . 
Rückſicht auf die Zeit kommt der Majeſtät Konti? 
nuität zu. „Der König ſtirbt nicht!“ Vom Me 
genten wird gefordert Konſequenz. Die Großmich⸗ 
tigkeit der Maſeſtät beſteht in der Waffengewalt, * 
den Geld⸗ und Induſtriekräften und in der moralk 
ſchen Macht der Intelligenz und des guten Willens. 
Das Wiſſen der Majeſtät, die Durchlauchtigkeit, 
wird zunächſt gewöhnlich im Aeußerlichen geſucht und 
vermittelt ſich im Abſolutismus bisweilen auf gehäſſige 
Weiſe (Konduitenliſte, geheime Polizei, ſchwarzes Kü 
binet). Verinnerlicht es ſich zum Wiſſen um den 
Staatszweck und deſſen Realiſirung, ſo wird es ſech 
auf das Weſentliche, Allgemeine und Oeffentliche be⸗ 
ſchränken. Die Majeftät ſoll nicht der Topfgucker 
ihrer Inſaſſen ſein. Dem Regenten als Individuum 
kommt fo wenig Infallibilität zu, wie dem Bes 
amten. Erinnerung an die im Herrn entſchlafene 
Cenſur. Dagegen ift die Majeſtät des Geſammtbe? 
wußtſeins in ihrer Sphäre untrüglich. Wie, warum 
und mit welchem Erfolge die Despotie die Ent 
wickelung eines ſolchen Geſammtbewußtſeins zu unter 
drücken und zu hemmen, der Vernunftſtaat fi 
zu fördern und zu beſchleunigen ſucht, kam ſchließlich 
zur Ausführung. 

Mit der nächſten Vorleſung endet der erſte Eh 
klus; der zweite, „die Lehre vom Jenſeits und det 
perſönlichen Fortdauer,“ ſoll mit dem neuen Jahre be— 
gonnen, und das Weitere darüber noch bekannt 9% 
macht werden. 


Kreuzburg, 4. Dezember. (Mordſcenen.] 
Einer der ſchauderhafteſten Exceſſe iſt in der N 
vom 3. zum 4. Dezember in unſerer Nachbarſchaft 
verübt worden. In Roſen zog Donnerſtag Nacht um 
10 uhr ein Haufe Geſindel vor das Wohnhaus des 
Gutsbeſitzers Dehnel, verſuchte unter Drohungen da 
Haus zu ſtürmen und demolirte Fenſter und Thüten.⸗ 
Der Bewohner von Ober-Roſen, Herr von Gladis, 
fiel dieſetzentmenſchten Rotte in die Hände 
und wurde durch einen Axthieb in den Kor, 
zu Boden geſtreckt. Der Gutsbeſitzer Dehn? 
und ſein Neffe, R. Krauſe, mußten, um ihr 


zu vertheidigen, zum Gebrauch der Schußwaffe greifen 


und es gelang ihnen, bis Militär erſchien, das 
gebäude zu halten. — Der Arm der Gerechtigkeit 
wird die Verbrecher ereilen. 

(Fortſetzung in der Beilage). 


Mit einer Beilage. 


reich die Entwickelung des Staates gefördert und wie nun 
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Beilage zu Je 287 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 7. Dezember 1848. 


(Fortſetzung). 

Ueber den vorſtehend erzählten ſchauerlichen Vor⸗ 
fall enthält der „Kreuzb. Telegr.“ folgende aus⸗ 
führliche Schilderung: „Die Nacht vom 3. zum 4. 
Dezember hat uns in Roſen Gräuelſcenen vorgeführt, 
die den galiziſchen völlig gleichen. Schon ſeit einiger 

eit wurden in Bürgsdorf ſogenannte Volksverſamm⸗ 
lungen von den Bauern — d. h. Einliegern und Dreſch— 
gaͤrtnern — abgehalten; die Seele derſelben iſt der hier 
überall bekannte Müller Kabus aus Roſchkowitz, unter 
ſeines Gleichen berühmt und in Anſehen wegen ſeiner 
vielen, beſonders mit der Grundherrſchaft geführten 
Prozeſſe. Dieſe Vorzüge machten ihn auch zum Stell: 
vertreter für den Abgeordneten nach Berlin, und da 
letzterer unlängſt ausgeſchieden iſt, zu einem Verein⸗ 
barer ſelbſt. Von Berlin aus ſandte er denn auch 
fleißig die literariſchen Produkte der äußerſten Linken 
in ſeine Heimath. Dieſe ungenießbare Koſt mußte 
dem oberſchleſiſchen Bauer den Kopf völlig verdrehen, 
die Verſammlung ſelbſt aber die Erbitterung gegen die 
Gutsbeſitzer nur noch mehr anſchüren. Sonntag, den 
. war in B. wieder große Volksverſammlung gewe⸗ 
ſen, die Hauptperſon derſelben, der Schnaps, hatte das 
einige auch gethan, und ſo wurde beſchloſſen, nach 
Ofen zu ziehen und dort den Gutsbeſitzer Dähnel todt⸗ 
zuſchlagen. Geſagt, gethan. Gegen Abend brach die 
wüthende Schaar von B. nach R. auf. Hier begei⸗ 
erte man ſich nochmals und zog dann mit brennen- 
den Kienfackeln von Haus zu Haus, Jedem mit Mord 
und Brand drohend, der ſich nicht anſchlöſſe. So ließ 
die Furcht den Zug zu einer Lavine anſchwellen. Nur 
ein Einziger weigerte ſich; dafür zerſchlug man ihm 
alle Möbeln und zerfetzte ihm ſämmtliche Betten. Das 
geſchah um Mitternacht. Die tobende Rotte kam nun 
an die Wohnung des Herrn v. Gladis, des frühern 
eſitzers von Roſen, eines friedlichen, humanen Man: 
nes. Mit der Frage: „Kinder, was wollt ihr denn?“ 
trat er der Menge entgegen. Die Antwort darauf 
war ein Schlag mit einer Wagenrunge über den Kopf, 
der ihm denſelben ſogleich zerſchmetterte. Hierauf zog 
die Bande weiter nach dem Schloſſe des Dähnel. 
ährend ein Theil Alles demolirte, fprengte ein ander 
ter die verſchloſſene Wohnſtube des Gutsbeſitzers, um 
ihn ebenfalls todtzuſchlagen. Als die Thür aufſprang, 
trat er ihnen mit geladener Doppelflinte entgegen, da 
ie dennoch vordrangen, gab er Feuer und 2 Mann 
elen, während 2 andere verwundet wurden. Dies 
vettete ihm das Leben, die Rotte ſtutzte und zog fich 
zurück. Außerdem wurden noch mehrere Perſonen ge— 
mißhandelt, ſo ein Kirchvater, der ſich dem Sturm— 
uten widerſetzte u. ſ. w. Trotzdem, daß alle nach 
Kreuzburg führenden Wege von den Bauern beſetzt 
worden waren, um das Herbeiziehen des dortigen Mi⸗ 
litärs zu verhindern, war es doch einigen Perſonen ges 
lungen, nach einem nahen Dorfe zu flüchten, von wo 
aus 6 agen nach dem Militär in C. geſchickt wur⸗ 
den, das früh um 4 Uhr alarmirt wurde. Das ſind 
die Folgen eines Wahlgeſetzes, das der rohen Maſſe 
die Majorität über die vernünftige Minorität einräumt 
und letztere terroriſirt! a 

Daſſelbe Blatt enthält folgenden Bericht: 
„Roſenberger Kreis, 4. Dezember. Heute habe 

die traurige Pflicht, Ihnen die Tödtung eines 
armen Bauers von der gräflich Renard'ſchen 
errſchaft zu melden. Derſelbe war nämlich in den 
errſchaftlichen Forſten nach Holz gegangen, von einem 
orſter aber daran behindert und feiner Art — an: 
beblich feines einzigen Reichthums — entledigt wor: 
n. Der arme Mann, dem die Hoffnung, ſich auch 
einmal am warmen Ofen gültig thun zu können, fo 
vereitelt war, zog in Begleitung mehrerer Dorfbewoh⸗ 
ner vor die Wohnung des gedachten Förſters, wo er 
as gepfändete Gut zurückverlangte. Statt deſſen 
er wurde ihm von einem der hier ſtationirten Jä⸗ 
er) (derſelbe ſoll aus hieſigem Kreiſe gebürtig fein) 
Where Stichwunden verſetzt und nach verſuchtem 

iderſtande von einem anderen dieſer Jäger eine Ku⸗ 
3 ins Bein gejagt, in Folge deſſen er auch kurze 
1 darauf den Geiſt aufgab. — Der Verſtorbene 
aterläßt eine Wittwe nebſt 5 unerzogenen Waiſen, 
nd wird als ein ſonſt ordentlicher und rechtlicher 
ol bedauert. Die Folge dieſes traurigen Vorfalls 
ner arge Demonſtrationen auf gedachter Herrfchaft 
litze zu deren Dämpfung noch geſtern Abend ſpät Mi⸗ 
r aus der Kreisſtadt herbeigeholt wurde. 


alle Glatz, 4. Dezbr. Seit dem 23. v. Mts. werden 
und Thore unſerer Stadt Abends 9 Uhr geſchloſſen 
u die Paſſage bleibt nur für das Brückthor bis 11 

r beſtehen. Sonderbar iſt es, daß man dieſer An⸗ 


) Bekanntlich iſt von Breslau eine kleine Abtheilung Jä⸗ 
ger zum Schutze der gräflich Renardſchea Forſten, feit 
kurzer Zeit hierher geſchickt worden. (Telegr.) 


ordnung gleich allerhand Motive unterſchieben will; 


während doch erſt ſeit kaum 6 Jahren es anders war enthalten ſein. 


„Hierauf eingezahlt .. Thlr.... Sgr. ... Pf. 
Die Thalerſumme muß in Buchſtaben, 


und vor dieſer Zeit es mit dem Thorſchluß wie jetzt der Betrag an Groſchen und Pfennigen in Zahlen 


gehalten wurde. — Am 30. v. Mts. wurden auf ein⸗ ausgedrückt fein, 


gegangenen höheren Befehl Kanonen anf die äußeren 
Feſtungswerke gebracht und ſo im Ganzen die Feſtung 
gegen einen etwaigen Ueberfall vorbereitet. — Am 2. 
d. Mts. wurde an die hieſige Kommandantur ein un⸗ 
gariſcher Huſar durch einen Neuroder Grenzaufſeher, 
der ihn in Roth⸗Waltersdorf aufgegriffen hat, abgelie⸗ 
fert. Des unglücklichen Huſaren Pferd war gefallen 
oder verwundet, wodurch er von ſeinen Kameraden, 
deren etwa 70 auf preußiſches Gebiet gekommen wa⸗ 
ren, zurückgeblieben war. Die erwähnten Huſaren 
find von Volpersdorf über Lampersdorf, wo der Guts⸗ 
herr ſie geſpeiſet und ihnen für ihre Pferde Futter ge⸗ 
ſchenkt hatte, ferner über Camenz auf Johannisberg ıc. 
zu geritten. (Volksbl.) 


Mannigfaltiges. 


— * (Berlin.) Die Friedhofsſtille des Bela: 
gernngs⸗Zuſtandes gewährt Muße zu romantiſchen Pro: 
duktionen. So ſteht binnen Kurzem ein Märchen aus 
der Feder des Fräuleins Armgart v. Arnim zu erwar⸗ 
ten. Daſſelbe wird unter dem Titel „Große Hiſtoria 
vom Prinzen Ohneſündchen“ Schilderungen des Hof— 
lebens und gelungene Zeichnungen hochgeſtellter Per: 
ſönlichkeiten enthalten. Die Verfaſſerin, Bettina's Toch⸗ 
ter, iſt durch ihre Verbindungen zu einer naturgetreuen 
Darſtellung jener Verhältniſſe vollkommen befähigt. — 
Der zweite Band des „Ilius Pamphilius und die 
Ambroſia“, der vor Kurzem die Preſſe verlaſſen hat, 
findet, nachdem die Politik einigermaßen in den Hin⸗ 
tergrund getreten iſt, jetzt gleichfalls den Leſerkreis, den 
er verdient. 


— Der Redaktion der „Neuen Rhein. Ztg.“ iſt 
ein höchſt naiver Brief von einem Garde-Reſervi⸗ 
ſten zugegangen. Wir wollen auch dieſen Beitrag 
zur Zeitgeſchichte auszugsweiſe unſern Leſern nicht vor⸗ 
enthalten: 

„Wie viele Eltern werden ſich wundern, nichts von 
ihren Söhnen zu hören. Zu Hunderten kommen ſie nach 
Spandau, nach Magdeburg auf Feſtung, weil ſie in den 
paar Tagen in Berlin von Bürgern aufgeklärt worden ſind. — 
Seit einigen Tagen habe ich erſt ein anderes Blatt geleſen als 
ein königliches. — Nun noch ein Zwiegeſpräch von zwei 
hohen Generalen, dem ich mit Anſtand gelauſcht habe. 
Es war folgendes: Auf einen Barrikadenkampf würde man 
ſich nicht einlaſſen, indem man ſonſt den Soldaten Gelegenheit 
gebe, überzulaufen. Aber vor der Stadt, da würde man 
beſſer fertig werden, nämlich fo, daß der Name Berlin 
verſchwände, indem Se. Majeſtät wünſche, keine 
große Stadt in zu großer Nähe zu beſitzen. Der 
Plan iſt nicht übel, ſagte der Andere, wenn Sie ſelbſt die 
Kanonen laden. Der Erſte fügte hinzu: Wenn der König 
ſiegt, wird das Militär bis zum Oberſten doppeltes Gehalt 
empfangen.“ (Köln. 3.) 


Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Mittelſt allerhöchſter Verordnung vom 24. Mai 
d. J. (Geſetzſammlung Nr. 29 pro 1848) iſt vorge⸗ 
ſchrieben worden, daß die preußiſchen Poſtanſtalten bei 
Aufgabe von Briefen oder Brief-Adreſſen auf Verlan⸗ 
gen baare Einzahlungen in Beträgen bis zu fünf und 
zwanzig Thalern aufwärts einſchließlich zur Wieder⸗ 
auszahlung an einen beſtimmten Empfänger im Be: 
reiche des preußiſchen Poſtverwaltungs-Bezirkes anzu: 
nehmen verpflichtet ſein ſollen. Durch dieſe allerhöchſte 
Beſtimmung wird dem Geldverkehr in kleinen Beträ— 
gen eine weſentliche Erleichterung gewährt, indem da: 
nach die Uebermittelung mäßiger Summen mit weni⸗ 
ger Mühe, größerer Sicherheit und größtentheils für 
geringere Koſten wird erfolgen können, als bei der baa⸗ 
ren Verſendung. — Dieſe neue Einrichtung ſoll, nad: 
dem die desfalls erforderlichen Vorbereitungen beendigt 
worden ſind, mit dem 1. Dezember d. J. zur Aus⸗ 
führung kommen. 


Dabei iſt folgendes Verfahren zu beobachten: 

Jede preußiſche Poſt⸗Anſtalt iſt verpflichtet, Einzah⸗ 
lungen von den kleinſten Beträgen bis zu fünfundzwan⸗ 
zig Thalern einſchließlich in kaſſenmäßigem Gelde auf 
Briefe oder Brief⸗Adreſſen zur Wiederauszahlung an 
einen beſtimmten Adreſſaten nach Orten innerhalb des 
preußiſchen Poſtverwaltungs⸗Bezirkes anzunehmen. 

Für richtige Auszahlung ſolcher Beträge haftet die 
Poſtverwaltung in derſelben Weiſe, wie bei der Ver: 
ſendung von Geldern. 

Die für dergleichen Zahlungsieiſtungen zu entrich⸗ 
tende Gebühr beträgt einen halben Sildergroſchen für 
jeden Thaler und für jeden Theil eines Thalers. 

Auf dem Briefe oder der Brief-Adreſſe muß der 
Vermerk: 


Seinen Namen braucht der Abſen⸗ 
der dieſem Vermerk nicht beizufügen. 

Ueber bie geleiſtete Einzahlung wird dem Abſender 
ein Schein ertheilt. 

Auf Briefe, welche deklarirtes Geld oder Geldes⸗ 
werth enthalten, ferner auf rekommandirte Briefe und 
auf Packet-Adreſſen, es mögen zu denſelben ordinäre 
oder geldwerthe Packete gehören, werden vorläufig baare 
Einzahlungen nicht angenommen. 

Vorerſt können Briefe oder Brief-Adreſſen, worauf 
baare Einzahlungen ſtattgefunden haben, nur mit den 
Fahrpoſten und den denſelben gleich zu achtenden Poſt⸗ 
gattungen verſandt werden. 

Am Beſtimmungsorte wird dem Adreſſaten ein 
Formular zum Auslieferungs-Schein und zugleich der 
Brief oder die Brief-⸗Adreſſe behändigt. Gegen den 
vollzogenen und unterſiegelten Schein wird dem Adreſ⸗ 
ſaten der Betrag der ſtattgefundenen Einzahlung aus⸗ 
gezahlt. Erfolgt die Beſtellung des Scheines und 
Briefes durch den Briefträger, ſo wird dabei in glei⸗ 
cher Weiſe verfahren, wie bei der Beſtellung des Aus⸗ 
lieferungsſcheines zu einem Geldbriefe. 


Die Mitſendung des baaren Geldes durch den 
Briefträger findet, wenn der Adreſſat am Orte der 
Poſt⸗Anſtalt wohnt, nicht ſtatt. Wohnt der Adreſſat 
im Umkreiſe der Poſt⸗Anſtalt, ſo können mäßige Be⸗ 
träge dem Landbriefträger zur Auszahlung an die Adreſ⸗ 
ſaten mitgegeben werden. 

Wenn ein Brief, auf welchen eine Einzahlung ſtatt⸗ 
gefunden hat, nach dem Abgangsorte zurückkommt, ſo 
wird derſelbe dem Abſender gegen Quittung und Aus⸗ 
händigung des Einlieferungsſcheines zurückgegeben. Iſt 
der Abſender äußerlich nicht zu erkennen, ſo geht der 
Brief an die Retourbrief-Oeffnungs⸗-Kommiſſion. Kann 
auch auf dieſem Wege der Abſender nicht ermittelt wer⸗ 
den, ſo wird derſelbe, wie bei zurückgeſandten Geldbrie⸗ 
fen, zur Empfangnahme öffentlich aufgefordert. Mel⸗ 
det ſich der unbekannte Abſender nicht, ſo wird der 
Brief dem General-Poſtamte eingereicht und der ein⸗ 
gezahlte Betrag zur Poſt-Armen⸗Kaſſe abgeliefert. 

Die Portotaxe für dergleichen Uebermittelungen 
ſetzt ſich zuſammen: 

1) aus dem Porto für den Brief oder die Brief⸗ 
Adreſſe nach den gewöhnlichen Sätzen und 
2) aus der Einzahlungs⸗Gebühr. a 

Die Einzahlungs⸗Gebühr beträgt als Minimum, 
nämlich für eine Einzahlung unter und bis zu einem 
Thaler incl. Y, Sgr. und fo fort für jeden Thaler 
oder Theil eines Thalers I, Sgr. 

Es ſteht dem Abſender frei, die Sendung frankirt 
oder unfrankirt aufzugeben; doch kann die Bezahlung 
des Porto und der Einzahlungs-Gebühr nicht von ein⸗ 
ander getrennt werden. 

Bei nachzuſendenden Briefen mit Einzahlungen 
wird das Porto für den Brief nach den für ſolche 
Falle beſtehenden allgemeinen Vorſchriften erhoben. Die 
N a bleibt ſich für alle Entfernungen 
gleich. 

8 Bei zurückzuſendenden Briefen mit Einzahlungen 
wird das Porto und die Gebühr nur für den Hin⸗ 
weg, nicht aber für den Rückweg erhoben. 


Wenn Behörden, Korporationen oder Perſonen eine 
portofreie Rubrik gebrauchen, ſo kann dieſelbe nur auf 
den Brief Anwendung finden. Die Gebühr für die 
Einzahlung muß auch in ſolchen Fällen von dem Ab⸗ 
ſender oder Empfänger entrichtet werden. f 

Das Beſtellgeld iſt dem für gewöhnliche Briefe 
gleich. Für die Beträge, welche durch die Landbrief⸗ 
träger überbracht werden, iſt das Beſtellgeld für den 
Brief und das Geld 2 Sgr. 


Sobald die Erfahrung das Bedürfniß der einzel⸗ 
nen Poſtanſtalten an Zahlungsmitteln für ſolche Geld⸗ 
zahlungen feſtgeſtellt hat, wird das General⸗Poſt⸗Amt 
Anordnungen treffen, damit überall die erforderlichen 
Summen zur prompten Berichtigung der Zahlungen 
bereit gehalten werden. Auch für den Fall eines bis 
dahin etwa hervortretenden ungewöhnlichen Bedürfniſ⸗ 
ſes an Zahlungsmitteln ſind die Poſtanſtalten mit der 
nöthigen Inſtruktion verſehen worden. 

Es kann indeß in der erſten Zeit des Beſtehens 
der neuen Einrichtung dennoch der Fall eintreten, daß 
einzelne Auszahlungen um kurze Zeit verzögert werden. 
Wenngleich ſolche Fälle thunlichſt vermieden werden 
ſollen, fo wird doch dieſerhalb ein Entſchädigungs⸗An⸗ 
ſpruch gegen die Poſt⸗Verwaltung nicht erhoben wer⸗ 
den können. 

Berlin, den 23. November 1848. 

General⸗Poſt⸗ Amt. 


Bl 
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dem Hauſe neue Oderſtraße Nr. 2 4 
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Seit geſtern Mittag bis heute Mittag find nach durch die Thatloſigkeit, durch die Indolenz ihrer Geg⸗ 
amtlicher Meldung an der Cholera 6 Perfonen erkrankt, ner fo hoch anwachſen und dem ganzen Staate Ver⸗ 


2 geſtorben und 3 geneſen. 


Breslau, den 6. Dezember 1848. 
Das königliche Polizei-Präſidium. 


Bekanntmachung. 

Der Schaden, welchen der Brand 
am 24. März e. 

dem Hauſe Sterngaſſe Nr. 12 

verurſacht hat, iſt auf. 
am 22. März e. 


3 Rt. 18 Sg. 4 Pf. 


dem Haufe Neue Sandſtraße 2 22 = 15 = — 
am 14. Mai e. l 
dem Haufe am Graben Nr. 18 2366 = 8: 8 = 
3 = = = 32317 71:15: 4= 
z : 2 2 - 19 59: 26 = — =: 
2 2 : s = 34 6: 5-10: 
am 18. Mai e. 
dem Hauſe Mehlgaſſe Nr. 29 6 19 ũ ³6⸗ 
am 25. Mai e. 
dem Haufe Sterngaſſe Nr. 12 5507 = 14 = 11 = 
am 29. Mai e. 
dem Hauſe am Neumarkt Nr. 13 4898 = 15 = 4 = 
s Sure = 2 14 23 „ 27 62 
am 10. Juni e. 
dem Haufe kl. Groſchengaſſe Nr. 2 1197 » 12» 2 > 
2 2 3 2 mE 18 -.2::0 > 
2 22 x : 3 5:19=- 6- 
7 39.3 7 = 4 6:24: — : 
s 29 . 33 4:2. e 
2 2 3 : = 34 15 = 22 = — : 
2 2 2 2 2 35 2 2 16 2 6 2 
5 „Zwingergaſſe Nr. 10 2:20: — : 
am 12. Juni e. 
dem Hauſe kl. Groſchengaſſe Nr. 31 1550-19 — > 
2 2 2 2 7 29 1 3 — 2 — 2 
2 2 2 7 7 30 6 2 — 2 — 2 
2 3 = ͤ 32 B 652 
E = große = Pen res 
am 23. Juni e. 
dem Haufe Fr.⸗Wilh.⸗Str. Nr. 29 1358 23 5 = 
am 27. Juni e. 
dem Haufe Neueweltgaſſe Nr. 24 25-10 ⸗ 6 = 


am 30. Juni e. 
am 20. Juni e. 
dem Haufe Meſſergaſſe Nr. 33 1620 
zuſammen auf 17,256 Rt. 10 Sg. 3 Pf. 
abgeſchätzt worden. Wir haben daher den Beitrag zur 
Vergütigung dieſer Feuerſchäden auf Zwei Silber⸗ 
groſchen von jedem Hundert der Verſicherungsſumme 
bei unſerer ſtädtiſchen Feuerſozietät feſtgeſetzt. Indem 
wir dies zur Kenntniß der Betheiligten bringen, bemer⸗ 
ken wir, daß die Geſammt⸗Verſicherungsſumme bei der 
hieſigen ſtädtiſchen Feuerſozietät gegenwärtig circa 33 
Millionen iſt und die Einzahlung der Beiträge im Ja⸗ 
nuar k. J. erfolgen ſoll. 
Breslau, den 24. November 1848. 
Der Magiſtrat hieſiger Haupt: und Reſidenzſtadt. 
Aufforderung an das preußiſche Volk. 
Diejenigen, welche ſich in der allgemeinen Auf— 
regung der Steuerhebung widerſetzt haben, werden 
jetzt zur verwirkten Strafe gezogen werden. Wird 
die verdiente Strafe aber auch Diejenigen treffen, 
welche jene durch den Steuerverweigerungsbeſchluß 
verleitet und die Fahne der Empörung offen auf⸗ 
gepflanzt haben? Oder wird es wieder einmal 
heißen: 
„Die kleinen Diebe hängt man, 
Die großen läßt man laufen?“ 
Unſeres Erachtens wäre es ein unauslöſchlicher 
Schandfleck auf der Ehre des preußiſchen Namens, 
wenn es einer Geſellſchaft von Empörern 


— 2 


unter dem Schilde der Unverletzlichkeit der Volks · 


vertreter gelänge, ſich Strafloſigkeit für das gröbſte 
Verbrechen zu ſichern. Das wäre das heilloſeſte 
Privilegium in einer Zeit, wo man nichts mehr 
von Privilegien hören mag. 

Das Land muß ſich darüber ausſprechen, ob 


es dieſe Schmach dulden will, oder ob noch ſo viel 


unverdorbenes Rechtsgefühl im Volke lebt, um es 
moͤglich zu machen, daß den politiſchen Schwinde⸗ 
leien und Ränken der Stempel des Strafgeſetzes 
aufgedrückt werde. 
Wir fühlen uns verpflichtet, zu öffentlichen Er⸗ 
klärungen hierüber allgemein aufzufordern. 
Frankfurt a. O., den 3. Dezember 1848. 
Der Verein für König und Vaterland. 


Aufruf zu einem konſtitutionellen 
Kongreß. 

In dieſem Augenblicke einer neuen gewaltigen Kri⸗ 
ſis in unſerer politiſchen Entwickelung hat ſich mehr 
als je ſeit dem März das Bedürfniß gemeinſamen 
Handelns aller wahrhaft konſtitutionellen Bürger her⸗ 
ausgeſtellt. Allen iſt es mehr oder weniger zum Be⸗ 
wußtſein gekommen, daß die Kraft der Republikaner, 
die Kraft der Anarchiſten in den letzten Monaten nur 


derben drohen konnte. Wenn nun auch durch die 
Energie der Regierung der Strom der Anarchie für 
einen Augenblick bewältigt iſt, ſo dürfen wir uns doch 
nicht verhehlen, daß er bei irgend einem Anlaß neu 
anſchwellen und die Dämme durchbrechen kann, wenn 
wir nicht gemeinſam Hand anlegen, dieſelben zu befe⸗ 
ſtigen, jetzt wo es noch Zeit iſt. Von Tage zu Tage 
wird es klarer, daß es ſich in dem ſchwebenden Kon⸗ 
flikte zwiſchen der Krone und der Nationalverſamm⸗ 
lung nicht um einen einzelnen konſtitutionellen Rechts⸗ 
ſtreit handelt, ſondern um das Beſtehen oder den Un⸗ 
tergang der Monarchie gegenüber einer Partei, welche 
es ſich zur Aufgabe gemacht zu haben ſcheint, alle 
Rechte und Prärogativen der Krone allmälig zu uſur⸗ 
piren, um ſie nachher in ihrer Machtloſigkeit leicht be⸗ 
ſeitigen zu können. Auch Diejenigen, welche wie wir 
noch vor wenigen Wochen in dem Streite nur einen 
Kompetenzkonflikt ſahen, in welchem ſie ſich nach ihrem 
konſtitutionellen Gefühle auf Seiten der Nationalver⸗ 
ſammlung ſtellen zu müſſen vermeinten, ſind durch de⸗ 
ren Schritte ſelbſt, durch ihre offen ausgeſprochene 
Abſicht, die Brandfackel der Anarchie ins Land zu 
ſchleudern, zu einer andern Anſicht der Sache geführt 
worden. So wie die Dinge ſtehen, kann es für alle 
Diejenigen, welche am Märzprogramm feſthalten, nur 
Eins geben, was dringend und unabweislich erſcheint, 
nämlich daß ſie ſich ſchaaren um den konſtitutionellen 
Thron, um ihn zu ſtützen als ein Palladium der Frei⸗ 
heit und der ſtaatlichen Ordnung. Die Krone hat 
bis jetzt keinen Schritt gethan, welcher andeutete, daß 
ſie ihre Verſprechen nicht erfüllen wolle, wir haben 
noch keinen Grund, des Königs Worten zu mißtrauen: 
aber ſoll daſſelbe in Erfüllung gehen, ſollen uns die 
Freiheiten zu Theil werden, ehe der Staat an den 
Rand des Unterganges geführt worden, ſo muß der 
Thron ſelbſt erſt außer Frage geſtellt ſein Angeſichts 
der Partei, welche ihn zu ſtürzen bemüht iſt. So 
laſſet uns denn zuſammentreten, Schleſier, die ihr es 
ehrlich meint mit dem Königthum und mit der Frei⸗ 
heit, laßt uns gemeinſam die Mittel berathen, wie wir 
erfolgreich wirken können in Stadt und Land, um 
endlich auch in unſerer von Gott ſo reich geſegneten, 
aber durch unſere eigene Schuld faſt unglücklich ge⸗ 
wordenen Provinz die eigentliche brave Geſinnung des 
Volkes wieder zur Geltung zu bringen. Wir fordern 
zu dieſem Zwecke alle diejenigen Vereine oder Ge⸗ 
ſellſchaften oder ſolche Perſonen, welche in ih⸗ 
rem Kreiſe eine unſerer ausgeſprochenen An⸗ 
ſicht entſprechende Wirkſamkeit auszuüben ge⸗ 
ſonnen ſind, auf, mit uns durch Abgeordnete zu 
einem Kongreß zuſammenzutreten, welchen wir am 
Sonntag und Montag den 12. und 18. Dezem⸗ 
ber in Breslau abzuhalten gedenken. Anfragen 
und Meldungen bitten wir an den derzeitigen Vor⸗ 
ſitzenden, Gymnaſial⸗Direktor Wiſſowa zu richten. 
Der ſchleſiſche konſtitutionelle Central⸗Verein. 


Aller durchlauchtigſter, großmächtigſter 


önig, 
allergnädigſter König und Herr! 
Auch wir haben in Erfahrung gebracht, daß Ew. 
Majeſtät in dieſen Tagen Ihre ſilberne Hochzeit mit 
unſrer Landesmutter feiern, und daß deshalb ſchon hunderte 
von Gemeinden theils ſchriftlich, theils durch Deputatio: 
nen, Ew. Majeftät unſerm geliebten König von Gottes 
Gnaden, Glück und Segen gewünſcht haben, unſer 
Herz nöthigt auch uns, mit dem beſten Wunſche ein 
Gleiches zu thun und die Verſicherung hierbei auszu⸗ 
ſprechen, daß wir in Treue mit Gut und Blut Ew. 
Majeſtät in guten und böſen Tagen verbleiben, als 
Ew. Majeſtät und der guten Königin 
alletunterthänigſt treugeſinnte, die Gemeinde Pilsnis. 
Günther, Gerichts⸗Scholz. G. Guth, Wahlmann. 
G. Schulz, Gerichtsmann. Guth, Gerichtsmann. 
W. Engel. Dorn. Sgielmann. Lerche. Ha⸗ 
berland. Krügler. Hiller. Marks. Sand. 
Chr. Nächſter. Woyrſch. Gottl. Geisler. Gottl. 
Nächſter. Anton Rother. Böhm. Jung. Liebich. 
Ratſch. Gottſchalk. Reimann. Frauſtadt. Vogel. 

Heidrich. Scholz. Niemetz. L. Pohl. 
J. Fartmann. G. Fartmann. 


8 Der Anwalteverein 

verſammelt ſich Sonnabend den 9. Dezember 1848 
in Breslau im Lokale des Herrn Kaufmann König, 
Junkernſtraße Nr. 21. 


F uer⸗Rettungs⸗Verein. 
Freitag den 8. Dez. Abends 7 Uhr General⸗Ver⸗ 
ſammlung im Kutznerſchen Lokale, Gartenſtraße. 


Der Verein für geſetzliche Ordnung 
wird heute Donnerſtag den 7. Dezember 
Abends 6 Uhr 
zur Verſammlung im Börſenlokal eingeladen. 
Das Komité. 


Verfammlung des wundärztl. Vereins: 
Freitag den 8. Dez. Abends 5 Uhr, Katharinenſtr. 18. 


f (Verſpätet.) 4 
Auch wir Endes Unterzeichneten halten feſt in 
Noth und Tod, an unſerm geliebten Könige, wir blei 
ben bis zum letzten Athemzuge ihm treu ergeben 
Gut und Blut, wir gehorchen nur ihm und dem von 
ihm berufenen Miniſterium. ; 
Wir erklären, daß die in Berlin forttagende Frak⸗ 
tion Unruh eine ungeſetzliche Verſammlung ift, da 
dieſe Männer unwürdig find, ferner unſre Vertreter 
zu bleiben, ſo wie ſie ſich ſchon längſt unfähig gezeigt 
haben, die Verfaſſung zu vereinbaren und das wahr 
Wohl des Volkes zu berathen. Gott wird dieſe Män: 
ner einſt richten, fo wie es die Menſchen bereſtt 
gethan. 
Auch wir find freudig bereit, falls es nöthig iſt, 
unſerm geliebten Herrſcher die Steuern in voraus zu 
zahlen und ſcheuen kein Opfer für König und Va⸗ 
terland. 7 
Zieſerwitz, Kreis Neumarkt, den 6. Dez. 1848. 
von Elsner. 
Gemeinde: und Dominial⸗Perſonal, 91 Unterſchriften⸗ 
Die Richtigkeit der Unterſchriften atteſtirt 
Steckel, 
vereideter Orts-Polizei⸗Stellvertreter. 
TTT —ę- —— — 


In Erwiderung auf ein Referat in Nr. 283 der 
Bresl. Ztg., die „Entwaffnung von 14 Bürk 
gerwehrmännern durch 2 Compagnien Mills 
tär“ betreffend, fühle ich mich veranlaßt, auf Anr 
ſuchen der in Protſch a. d. W. detaſchirten Unter⸗ 
offiziere und Wehrmänner der Sten Compagnie IIten 


Landwehr⸗Regiments, welche zu führen ich die Ehre 


habe, Folgendes zu veröffentlichen. 

In dem qu. Artikel heißt es wörtlich: „Daſelbſt 
(nämlich in der Brauerei) aßen und tranken fit 
(die Mannſchaften des Breslauer Freicorps) mit me 
reren in dieſem Dorfe einquartierten Sol 
daten des Iten Landwehr- Regiments.“ — 
Das Detaſchement in Protſch erklärt dies für eint 
Unwahrheit, indem kein Mann deſſelben zu jener 31 
in der Brauerei anweſend war, und fühlt ſich zu dieſtt 
Erklärung um fo mehr veranlaßt, als durch die ange 
zogene Stelle leicht der Verdacht an ein ſtattgehables 
Fraterniſiren erregt werden könnte. 

Daſſelbe Detaſchement erklärt ferner, für die dw 
kunft jede Annäherung der Mannſchaften des Breslaukk 
Freicorps in dieſer Abſicht entſchieden zurückweiſen 
zu wollen. 

K.⸗Q. Simsdorf bei Breslau, 7. Dez. 1848. 

Manger, 
Lieutenant im 11. Inf.⸗Rgt. und Compagnie⸗Führer 
im 2. Bataillon (Brieg) 11. Landw.⸗Rgts. 
„FF T „TT 


Anfrage 


an das löbliche Bäcker-Mittel als Pächter der 
Mittelmühle. 

Die beiden Altmüßlſcher Wilde und Matſchke 
haben an der Gerichtsſtätte behauptet, das Entnehmen 
des Weizenmehles aus dem Mahlgute zum Bedarf 
für ſich und ihre Leute, welche fie zu beköſtigen haben 
gehöre zu ihrer Funktion und fie hätten ſich noch Me 
Mehl gekauft. Dem früheren Altmühlſcher war dies 
kontraktlich ſtrenge unterſagt, und da dieſer Umſtan 
auf den Ausgang eines Prozeſſes von weſentlich em 
Einfluß iſt, wird um Aufklärung gebeten. Gebel. 


— 


An die Bewohner des Schweidnitzeranger⸗VBezirks! 


Herzlichen Dank den Bewohnern des Schweidnitzerange!! 
Bezirkes, welche durch milde Gaben die Cholera⸗ Bezirks“ 
Commiſſion in den Stand geſetzt haben, ihre Wirkſamkelt 
in den Kreifen der Dürftigen ſogleich erfolgreich eröffnen A 
können! — Die Commiſſion hat es ſich angelegen fein la 
fen, bei der nothwendigen Wohnungsrenifion, die Dürſtſg“ 
keit in den Familien durch eigene Ueberzeugung vollſtänd 
zu ermitteln, — zunachſt da, wo das Bedürfniß am dri 
gendſten, und demnach die Gefahr am drohendſten ift, Hull 
zu leiſten; ſoweit die Mittel es irgend geſtatten. — Unſeret 
Bitte zufolge ſind uns auch ſchon mehre Gaben an abgetr® | 
genen Kleidungsſtücken, Wäſche und dal. zur VWertheilund 
zugewieſen worden, — womit ganz beſonders gedient iſt, 7 
da es daran, namentlich auch für Kinder, ganz vorzüg 0 
mangelt. — Da aber nicht bei allen Bewohnern unſeres 
Bezirkes bekannt geworden ſein dürfte, wie willkommen a 
die kleinſten Beiträge der Art ſind, und wohin dieſe g 
det werden müſſen, um zweckmäßiger Verwendung ſicher 
ſein, ſo machen wir darauf aufmerkſam, daß Herr Apo 
ker Kindke ſich freundlichſt bereit erklart hat, dergleichen 
ben in feiner Apotheke, an der Ecke des Tauenzienplatzen 
in Empfang zu nehmer und der Commiſſion zugehen zu 1al 
fen. — Könnten die geehrten Bewohner unſeres Bezirkes nid 
ſelbſt überzeugen, wie dringend der Mangel ift, und wie! 
nig dankbar die Gaben empfangen werden, — fo w 

ſie gewiß gern bereit ſein, uns das zukommen zu laſſen, wa 
für fie nicht mehr brauchbar erſcheint, und doch geeignet if 
in armen Familien noch ſehr hülfreich zu werden. — W 
wenden uns beſonders an das Herz der edlen Frauen un 
res Bezirkes, mit der Bitte: die Unterſtützung an abu 
genen Kleidungsſtücken, Wäfde u. dgl., welche fie den ürk 
tigen zu gewähren noch geneigt fein follten, — uns möglich 


bald zugehen zu laſſen, — damit der dringenden Noth 0 
in würdigen Familien, recht bald Hülfe genährt werden 


konne! 


Die Cholera⸗Bezirks⸗Commiſſion 
des Schweidnitzeranger⸗ Bezirkes. 
Weigelt. Zeifig. Dr, Samoſch. Klocke. v. Weigelt 
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eater⸗Nachricht. 
Donnerstag: > „Hans Heile Große 
mantiſche Oper in 3 Akten nebſt einem 
Vorſpiel von Eduard Devrient. Muſik 
von Heinrich Marſchner. ; 
Breitag: „Uriel Acoſta.“ Trauerſpiel in 
5 Akten von Karl Gutzkow. 5 
Für den Monat Dezember ſind im 
eater⸗Bureau in den gewöhnlichen Ge⸗ 
ſchäftsſtunden das Dutzend Willets für den 
erſten Rang, Balkon, die Sperrſitze und 
Parquet⸗Logen à 6 Rthlr., zum zweiten 


Rang und die Parterre⸗Sitzplätze a 4 Rthlr. 


zu haben. i 

Looſe a 2 Rthlr. zur Abonnements⸗ 
Verloofung find im Theater-Bureau in 
8 gewöhnlichen Geſchafts⸗-Stunden du 
aben. 


Verbindungs⸗Anzeige. 
Als ehelich Verbundene empfehlen ſich: 

Robert Pincas. 

Mathilde Pincas, geb. Kempner. 
Neuſalz a. d. O., den 5. Dezbr. 1848. 
Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die geſtern Abend 10 uhr erfolgte glückliche 

tbindung meiner lieben Frau Wilhelmine, 
geb. Bowitz, von einem geſunden Mädchen, 
beehre ich mich entfernten Verwandten und 
Freunden hiermit ergebenſt anzuzeigen. 

Ueberſchau, den 4. Dezember 1848. 

Der Gutsbeſitzer Kromayer. 
Entbindungs⸗ Anzeige, 

Die geſtern erfolgte glückliche Entbindung 
meiner lieben Frau Bertha, geb. Linck von 
einem gefunden Knaben, beehre ich mich Ver: 
wandten und Freunden hierdurch ergebenſt 
anzuzeigen. 

Landeck, den 4. Dez. 1848. 

A. Lonicer, Apotheker. 
Todes.» Anzeige. 

Am Sonntag Abend den Zten d. M. endete 
mein innigſt geliebter Gatte, der königliche 

remier⸗Lieutenant a. D., Dorotheus von 

ladis, in Folge einer von frecher Pöbel⸗ 
hand während des hier ſtattgefundenen Auf: 
ruhrs erhaltenen Kopfverletzung ſein mir 
theueres Leben. Dieſe höchſt ſchmerzliche An: 
zeige widmet tief betrübt entfernten Freunden 
und Verwandten mit der Bitte um ſtille 
Tbeilnahme: 

Mathilde von Gladis, geb. Dehnel. 

Odber⸗Roſen bei Conſtadt, den 5. Dez. 1848. 


Todes⸗Anzeige. 
(Anſtatt beſonderer Meldung.) 

Heute Nachmittags 2¼ Uhr entriß der Tod 
uns unſere liebliche Marie, in einem Alter 
don 2¼ Jahren, an den Folgen der Maſern 
und Krämpfen. 

Guhrau, den 5. Dezember 1848. 
Der Kreis⸗Juſtizj⸗Rath Scheurich 
und Frau. 


5 Freitag, am S8. Dezember, . 
Sinfonie-Soirée 
der Breslauer Theater-Kapelle 


im Musiksaale der kgl. Universität. 


0 Programm 

) Sinfonie von Haydn in G. 

2) Cönerrt für Lioloncelle von Kummer, 
vorgetragen von Hrn. Bruhns, 

3) Ouverture zu dem Mährchen: „Die 
schöne Melusine‘* von Mendelssohn- 
Bartholdy. 

4) Sinfonie von Beethoven in A. 


Billets à 10 Sgr. sind in den Musikalien- 

audlungen der Herren Bote und Bock 
und Scheffler, vorm. Cranz zu haben, 

Kassenpreis 15 Sgr. 


Im alten Theater. 


Heute, Donnerſtag den 7. Dezember: Wie⸗ 
derholung der geſtrigen Vorſtellung, nebſt 
freies Theater für Kinder. 
Schwiegerling. 


BER) —— Seen 
Die Rückzahlung der Spar= Einlagen 

an die Mitglieder des vierten Spar: 

Vereins erfolgt 

Sonntag den 10ten dieſes Monats 

früh 8 Uhr 
durch die Herren Bezirks⸗Vorſteher. 
. —————— 


N Hiermit zeigen wir unſeren Geſchäftsfreun⸗ 
112 an, daß Herr George Kieffer, der als 
eiſender unfere Proben von Tabaksdoſen 
batte, ſeit dem 20. November d. J. nicht 
{ hr mit uns in Verbindung fteht, wir bit: 
— daher demſelben weder Geld noch Gel⸗ 
swerth für unſere Rechnung verabfolgen 
zu laſſen. 
Victor Fernier und Vacelet, 
Doſen⸗ Fabrikanten in St. Claude 
in Frankreich. 


Mitgliedern 
Helke vakante Stellen nach der: 


Poſener Pharmaceutenverein. 


2000 Ati, 
fie Hypothek find theilungshalber mit ei: 
— — Thalern Verluſt ſofort 17 
deſtraße er bei Müller, Kupferf 
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Bekanntmachung. 

Es fol die Remiſe des auf dem Markte 
belegenen ehemaligen Hopfenamtes mit Aus⸗ 
ſchluß des zur Unterbringung der Kaufmanns: 
Spritze benutzten Theils derſelben nebſt den 
über beiden Gelaſſen befindlichen Räumen des 
zweiten Stocks, auf drei Jahre, nämlich vom 
1. April 1849 ab bis dahin 1852 an den 
Meiſtbietenden vermiethet werden. Hierzu 
haben wir auf Freitag den 8. Dezember 
1848 Vormittags um 10 uhr auf dem 
rathhäuslichen Fürſtenſaal einen Termin an⸗ 


bedingungen in der Rathsdienerſtube eingeſe— 
hen werden können. 
Breslau, 3. November 1848. 
Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt- und Reſidenz-Stadt. 


Vermiethung. 

Das der hieſigen Stadtgemeinde gehörige 
unter Nr. 10 der Kloſterſtraße und Nr. 19 
der Paradiesgaſſe belegene Grundſtück (vor⸗ 
mals das Cafetier Hancke' ſche Etabliſſement) 
ſoll im Wege der Licitation auf ſechs Jahre 
vom 1. Januar 1849 ab vermiethet werden. 
Wir haben deßhalb einen Termin auf 
den 14. Dezember d. J. Nachmit⸗ 

tags 5 Uhr 
im rathhäuslichen Fürſtenſaale ans 
beraumt, zu welchem Miethluſtige unter bem 
Bemerken eingeladen werden, daß die Mieths⸗ 
bedingungen in der Rathsdienerſtube zur Ein⸗ 
ſicht ausgehängt ſind. 

‚Breslau, den 25. Oktober 1848. 

Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt: und Reſidenzſtadt 


Holz⸗Verkauf. 
Aus der konigl. Oberförſterei Schöneiche 
ollen: 

7 Montag den 18. Dezember von 10 uhr 
Vormittags ab 
Wohlau 

a) aus dem Schutzbezirk Heidau 
mehrere hundert Klaftern Erlen⸗ 
und Kiefern⸗Scheit⸗ und Knüppel⸗ 

Hölzer, theils aus dem alten, theils 

aus dem friſchen Einſchlage, 

aus dem Forſtbelaufe Buſchen 

circa 150 Klaftern trockenes Erlen⸗ 

und 50 Klaftern trockenes Kiefern⸗ 

Scheitholz, 

2) Dinstag den 19. Dezember von 10 uhr 
Vormittags ab im Gerichtskretſcham zu 

Friedrichshein 
a) aus dem Schutzbezirk Tarrdorf 
circa 300 Klaftern Kiefern⸗Scheit⸗ 
und 350 Klaftern Kiefern⸗Knüppel⸗ 


im hohen Hauſe zu 


b 


— 


Holz, 
b) aus dem Schutzbezirk Pronzendorf 
einige hundert Klaftern Kiefern⸗ 
Scheit⸗ und Knüppel⸗Holz, ſo wie 
verſchiedene kieferne Bau⸗ und 
Nutzhölzer, 
3) Mittwoch den 20. Dezember von Vor⸗ 
mittags 10 uhr ab im Gerichtskretſcham 
zu Städtel Leubus 5 
a) aus dem Schutzbezirk Kreidel 
circa 60 Klaftern Kiefern⸗Scheit⸗ 
holz und verſchiedene eichene und 
kieferne Bau: und Nutzhölzer, 
p) aus dem Schutzbezirk Gleinau 
circa 300 Klaftern Kiefern⸗Scheit⸗, 
Knüppel⸗, Stock⸗ und Reiſer⸗Holz, 
fo wie circa 60—80 Stück kieferne 
Bauhölzer 
meiſtbietend unter den im jedesmaligen Ter⸗ 
mine noch bekannt zu machenden Bedingun⸗ 
gen verkauft werden, wobei noch bemerkt wird, 
daß die betreffenden Forſtſchutz⸗ Beamten an⸗ 
gewieſen ſind, das Holz auf Verlangen den 
Kaufluſtigen vorzuzeigen. 
Schöneiche, den 29. Nov. 1848. 
Die königl. Forſt⸗Verwaltung. 
Wagner. 


Ediktal⸗Citation. 

Der aus Altbatzdorf, Kreis Glatz, Bres⸗ 
lauer Regierungsbezirk, gebürtige Bauerſohn 
Ignaz Hampel iſt im Jahre 1815 zum 
Militärdienſt ausgehoben und bei einem in 
Trier garniſonirenden Truppentheil eingeſtellt 
worden. Er ſoll daſelbſt 1816 oder 1817 
geftorben fen. Da beſtimmtere Nachrichten 
über ſein Verbleiben fehlen und von den Ver⸗ 
wandten ſeine Todeserklärung in Antrag ge⸗ 
bracht worden iſt, ſo wird erwähnter Ignaz 
Hampel, nebſt ſeinen etwa zurückgelaſſenen 
unbekannten Erben, hierdurch vorgeladen, 
ſich binnen 9 Monaten, ſpäteſtens in dem auf 
den 15. Dezember 1849 Vormittags 
11 uhr in der Kanzlei zu Altbatzdorf ange⸗ 
ſetzten Termine vor dem unterzeichneten Ge⸗ 
richt perſönlich oder ſchriftlich zu melden. 
Im Fall ſeines Ausbleibens wird er für todt 
erklärt und ſein Vermögen den ſich legitimi⸗ 
renden Erben ausgeantwortet werden. 

Glatz, den 25. November 1848. 

Gerichts⸗Amt Altbatzdorf. 


Handſchuh⸗Offerte. 


Durch direkte Zuſendungen Pariſer und Wie⸗ 
ner Glacé⸗Handſchuhe, nebſt einer Auswahl 


Winter⸗Handſchuhe 
in Biber, Buksking, Lama und Wolle, iſt 
mein Lager vollſtändig ſortirt. 
S. Kauffmann, 
Schweidnitzer Straße Nr. 6 und Schweidnitz.⸗ 
Karlsſtraßen⸗Ecke Nr. 1 (zur Pechhütte). 


beraumt, zu welchem Miethsluſtige mit dem 
Bemerken eingeladen werden, daß die Mieths⸗ 


8 

8 

85 
5 


— 


Buchhandlung Ferd. Hirt in Breslauu. Natibor. 


In der Arnoldiſchen Buchhandlung in Dresden und Leipzi 
und in allen Vuchhandlungen zu erhalten, in Breslau und 
Ferdinand Hirt, in Krotoſchin bei Stock: 


Dr. Ednin Bauer, 


das Chriſtenthum der Kirchen, 


in ſeinen auffälligſten Widerſprüchen mit der Lehre Chriſti und ſeiner Apoſtel 
und mit der Wiſſenſchaft und Vernunft. 
Erſte Lief. gr. 8. broch. 1 Thlr. 
‚Die zweite (letzte) Lieferung wird in Kurzem nachfolgen. — Dieſes Werk ift die Folge 
zweier anderen Schriften deſſelben Verfaſſers: „das Urchriſtenthum“ (Preis 1 Thlr.) und 
„das Chriſtenthum der Apoſtel“ (Preis 2 Thlr.). a 


Bei Fr. Mauke in Jena iſt erſchienen und durch jede Buchhandlung zu beziehen, 
vorräthig in Breslau bei Ferdinand Hirt, in Natibor in der Hirt'ſchen Buch⸗ 
handlung, in Krotoſchin bei Stock: 


Robert Blum. 


Ein biographiſches Denkmal. Mit Blum's Portrait. 
Kl. 4. Elegant broſchirt. Preis 3 Sgr. 


Im Verlage von C. F. Amelang in Berlin erſchien ſo eben, vorräthig bei Ferdi⸗ 
nand Hirt in Breslan und Ratibor, in Krotoſchin bei Stock: 2 7 


undert Geſpräche 
in W und A Sprache 


über die verſchiedenartigſten Verhältniſſe des Geſchäfts- u. Geſellſchaftslebens; nebft 
einer Sammlung der im geſelligen Umgange gebräuchlichſten Redensarten und der 


iſt ſo eben erſchienen 
atibor vorräthig bei 


am häufigften vorkommenden Gallicismen und Germanismen; ferner eine Auswahl 


von Sprichwörtern und ſprichwörtlichen Redensarten. Zur Beförderung des Erler⸗ 
nens der franzöſiſchen Sprache und insbeſondere zum Schulgebrauch, 
von Julius Ponge aus Paris, 
Lehrer der franzöſiſchen Sprache in Berlin. 
Dritte verbeſſerte und vermehrte Auflage. £ 
25 Bogen in Oktav. Maſchinen⸗Velin⸗Papier. Elegant geh. 25 Sgr. 


FP een 


Die Berl. allgem. Wittwen⸗, Penſ. u. Unterſt.⸗Kaſſe 


beginnt mit dem 1. Januar k. J. ihr 25ſtes Semeſter. r Vermögen beträgt übe 
246,000 Rtl., die Zahl der Wittwen 94, welche en ud Rtl. lehrt. . A en 
nießen, und die Zahl der Mitglieder 956, die ihren Frauen zuſammen 104,300 Rtl. jährl. 
Wittwenpenſion und 26,075 Rtl. Begräbnißgelder geſichert haben. Anmeldungen und Bei⸗ 
träge werden von mir angenommen und Reglements zu 3 Sgr. verabfolgt. 
Breslau, den 16. November 1848. 
J. Müllendorff, Kaufmann, Taſchenſtraße Nr. 28. 


r 


Zum bevorſtehenden Chriſtmarkt empfehlen wir hiermit unſer reichhaltiges Lager von feinen 


Glas-, Porzellan- und Steingut⸗Waaren, 


4 

Ring Nr. 40, neben dem goldnen Hund, 
unter Zuſicherung der billigſten Bedienung zur gütigſten Beachtung und verbinden gleichzeis 
tig die Anzeige, daß wir fortfahren, in unferm En-gros-Geſchäft, Ohlauerſtr. Nr. 44, 
an Wiederverkäufer den möglich höchſten Rabatt zu bewilligen. 


Breslau, im Dezember 1848. 
Hertel & Warmbrunn, 
Ring Nr. 40 und Ohlauer- Straße Nr. 44. 


Gaſthof „Zum Kaiſer von Rußland“ 


in Berlin, Spandauer Straße Nr. 61, vis-à-vis der Poſt. . 
Allen geehrten Reiſenden empfehle ich meinen, unter obiger Firma neu etablirten Gaſt⸗ 
hof, mit der Zuſicherung prompter und billiger Bedienung. E 
Berlin, den 5. Dezember 1848. 
Wilh. Gerber, früherer Beſitzer Herr Angely. 
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und verſchiedene leichte Kleiderſtoffe, das vollſtänd. Kleid 2 Rtir.; feine um „ 
tücher, im Werthe von 10, 15 und 20 Ker, jetzt für 5, 8 bis 10 Ru 5 
920 ſtickte und brochirte Gardinen pro Fenſter 1 bis 2 Rtir. — Achte Batiſttaſchen⸗ 
tücher zu 20 Sgr. pr. Stück. \ 
Für Herren: Seidene ünd wollene Weſten, ſeidene Hals- und Taſchentücher u. ſ. w. 


8 Sämmtliche Waaren zu und unter den Koſtenpreiſen. 


Zur Beachtung für Damen. 


In Bezug meiner Anzeige in d. Bl. vom öten dieſes fordere ich diejenigen geehrten 
Damen, welche die von mir angezeigte Kunſt, elaſtiſche Erep- und Perlfrüchte zu 
machen, noch zu erlernen wünſchen, höflichſt auf, ſich binnen einigen Tagen bei mir zur 
beſtimmten Zeit zu melden. Es werden von dieſer aus 18 beſtehenden Sorten Früchten 
Fruchtkörbe, Wandkörbe, Schellenzüge, Schlüſſelkäſtchen, Ofenſchirme und Lichtſchirme ver⸗ 
fertigt, welche alle beſonders zu Weihnachts⸗Geſchenken ſehr geeignet ſind, und in 8 Stun⸗ 
den gründlich erlernt iſt. Genannte Muſter liegen zur gefälligen Anſicht bereit Ohlauer⸗ 
ſtraße Nr. 80 zweite Etage, vis-a-vis dem Heldſchen Haufe, Vormittags von 10 bis 12 
Ph. Fröhlich aus Köln a. R. 


Schafvieh⸗Verkauf. 

Aus meiner Stammſchaferei find 50 Stück 
geſunde, zur Zucht vollkommen taugliche Mut⸗ 
terſchafe abzulaſſen. Auch ſind wie früher 
aweijährige, reichwollige und gut geftapelte 
Böcke zum Verkauf geſtellt. Die Preiſe find 
der keien Konjunktur ganz anpaffend. Die 
Heerde erfreut ſich des befien Geſundheitszu⸗ 


und Nachmittags von 2 bis 3 Uhr. 


Folgende nicht zu beſtellende Stadibriefe: 


1. Herrn Handlungscommis Reinhold Kaleſſe, 
2. Frau Oberlehrer Otto, 

3. Herrn Lohnfuhrwerkbeſitzer Warkotſch, 

4. Köchin Barbe Schleſinger, 

5. Frau Krakau, 

6. Herrn Magirus u. Habicht, 

7. Inwohner Geisler in Neudorf, 


8. Herrn Friedrich Pfeil, des. 
10 N 5 „ Ar: 1848 (Kreis Namslau), den 3. De⸗ 
11. . Brunnenmeiſter Hildebrandt, 5 5 4 a. 


können zurückgefordert werden. 
Breslau, ja 5. December 1848. 
Stadt: Pofi:Erpebition. 


Düngerkalf it zu verkaufen: Schweld⸗ 


nitzerſtraße Nr. Al, 


— sn K—ne 


— ——— 


Bekanntmachung. 
Bei der am 20. Novbr. d. J. 


menden Bankgerechtigkeits⸗Obligationen ſin 
nachſtehende Nummern gezogen worden. 


1) Litt. A. zinsbare Obligationen. 
Nr. 36 über 100 Rt. 


Nr. 32 über 40 Rt. 
Nr. 57 über 60 Rt. 
Nr. 129 über 50 Rt. 
Nr. 287 über 500 Rt. 


Nr. 14 über 119 Kt, 18 Sgr. 8 Pf 


Nr. 31 über 51 Rt. Nr. 104 über 100 Rt. tungen dazu von mir gewünſcht werden. 


Nr. 178 über 72 Rt. 20 Sgr. 

parcell. (a. 30 Rt. b. 42 Rt. 20 Sg.) 
Nr. 257 über 100 Rt. 
Nr. 426 über 100 Rt. 
3) Litt. C. zinsbare Obligationen 

Nr. 49 über 100 Rt. 0 
4) Litt. D. unzinsbare Obligationen 
Nr. 78 über 25 Rt. 29 Sg. 4 Pf. 


hiermit aufgefordert, 
in den zur Auszahlung anberaumten Tagen 
nämlich 

den 9. und 10. Januar 1849 
Nachmittags von 2 bis 4 Uhr im rathhäus 


um die Realiſation zu gewärtigen. 


Die Valuta der oben bezeichneten, aber nicht 
producirten Obligationen wird auf Gefahr 
und Koſten des Eigenthümers zum gerichtli⸗ 


chen Depofiterium gezahlt werden. 
Brieg, den 23. Novbr. 1848. 
Der Magiſtrat. 


Donnerſtag den 7. Dezember 


Schluß ⸗Ball 


des Donnerſtags⸗Tanz⸗Vereins im ehemals 
Zahnſchen Lokale. Der Vorſtand. 


Der Aktuar Matthes 


Nr. 144 über 200 Rt. 
Nr. 339 über 500 Rt. 
2) Litt. B. unzinsbare Obligationen. 


Nr. 331 über 100 Rt. 


ſtattgefun⸗ 
denen Verlooſung der zur Realiſation kom- 


d 


Durch gewaltſamen Einbruch iſt am 28 


* 


+ 


worden. 
Straße Nr. 9, gebeten. 


’ 


ſtraßen⸗ Ecke Nr. 1, der Börſe gegenüber, 


Treppe, 
bis Sonntag d. 10. d 
zu ſprechen von 8 bis 1 und von 3 bis 7 uhr. 


Eine Putz⸗Handlung, 


iſt ſeit dem 1. Dezbr. d. J. aus dem hieſigen | Sehr billig, ſchuldenfrei, iſt ſofort zu verkau⸗ 


kgl. kreisjuſtizräthlichen Amte ausgeſchieden, 
welches hiermit bekannt gemacht wird. 


Wachler, 
Oberlandesgerichts- und Kreisjuſtizrath. 


Liebich's Lokal. 


Donnerſtag, Concert der Quintett⸗Geſellſchaft. 
Anfang 2', uhr. Entrée a Perſon 1 Sgr. 


Cholera. 


Dem Herrn C. A. Schumann in Bres⸗ 
lau, Altbüßerſtraße 37 par terre, habe ich den 
alleinigen Verkauf der von mir erfundenen 
und nur von mir verfertigten Pulver ge⸗ 
gen die Cholera für Breslau und umliegende 
Gegend übergeben. Derſelbe wird: 

a) den Unbemittelten das Pulver für eine 

van nebſt Gebrauchs⸗Anweiſung für 
gr., 

b) den Wohlhabenden mit 3 Sgr. 
ablaſſen und müſſen dabei die Wohlhabenden 
den Armen zu unterſtützen fuchen. 

Mit Ehre und Leben ſtehe ich für die Wir⸗ 
kung dieſes Präſervativs, ungeachtet der Ans 
feindungen der Aerzte, wenn es nach Bor: 
ſchrift gebraucht wird. 

Berlin, den 3. Dezember 1848. 

Naturforſcher Dr. Scheel, 
Alexandrinenſtr. Nr. 17. 


Beachterswerth 

Das von mir in Pacht habende Raths⸗ 
Waage⸗Geſchäft beabſichtigte ich an Hrn. 
Herrmann Sachs aus Liegnitz abzutreten, 
der das Geſchäft durch Hrn. Hugo Kraus 
ſtadt fortſetzen laſſen wollte, wozu aber die 
Genehmigung des Magiſtrats nicht bewilligt 
werden konnte. 

Ich habe daher obiges Geſchäft Hrn. Ju⸗ 
Linus Fiſcher aus Lauban mit Genehmigung 
des Magiſtrats zu Görlitz übergeben, welches 
ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringe. 

Görlitz, den 1. Dezbr. 1848. 


C A. Lindner. 


Auf oblge Bekanntmachung Bezug nehmend, 
erlaube ich mir anzuzeigen, daß die Ueber: 
nahme mit magiſtratualiſcher Genehmigung 
am heutigen Tage erfolgt iſt. : 

Gleichzeitig verbinde ich hiermit die erge⸗ 
bene Anzeige, daß ich mit obigem Geſchaͤft 
ein Kommiſſions⸗ und Speditions⸗ 
Geſchäft verbunden habe, welches ich unter 
der reelſten und prompteſten Bedienung un: 
ter der Firma: 


Julius Fiſcher u. Cp. 


führen werde. 
Görlitz, den 1. Dezbr. 1848. 


Julius Fiſcher. 
Firma: Julius Fiſcher u. Comp. 


riſche Hafen, 
geſpickt II Sgr., friſches Rothwild a Pfund 
3 Sgr., friſche Rehkeulen à Stück 20 Sgr. 
bis 1 Rthl., Rehrücken von 20 Sgr. bis 
1 Rthl. 5 Sgr., die ſtärkſten, friſche böhmifche 
Faſanen, das Paar 1 Rthl. 10 Sgr., empfiehlt 
Wildhändler R. Koch, Ring Nr. 9 neben 

7 Kurfücten. 

riſche Blutwürfte 
find alle Donnerftage früh zu haben bei 
Ernft Lott, am Neumarkt Nr. 11, 


fen. Näheres ertheilt: J. Fränkel, 


Junkernſtraße 12, früh bis 10 uhr. 


Perſiſches Räucherwaſſer, 
rühmlichſt bekannt durch feinen angenehmen 
Woyhlgeruch und nützlichen Eigenſchaften, ift 
ſtets vorräthig, das Glas mit Gebrauchsan⸗ 
weiſung für 5 Sgr., bei Th. Liebich, 
Breiteſtraße Nr. 39 und 


Joſ. Kienaſt, 


Nikolaiſtraße Nr. 16 (3 Könige.) 


ür 1 Rthl. 10 Sgr. 


6 Paar ganz feine Glacé-Damenhandſchuhe 
Karlsſtraße Nr. 38, 
im Hauſe die zweite Thür. 


ee ER RAT ET 
Wollene Umſchlagetücher 
zu äußerſt billigen Preiſen, empfiehlt die 
Leinwand⸗ und Schnittwaaren⸗Handlung 
Metzenberg und Jarecki, 
Kupferſchmiedeſtr. 41, zur Stadt Warſchau. 


Züchen⸗Leinwand, 

den vollſtändigen Ueberzug von 1 Ati. 5 Sg. 
an empfiehlt die Leinwand: und Schnittwaa⸗ 
ren⸗Handlung Metzenberg und Jarecki, 
Kupferſchmiedeſtr. 41, zur Stadt Warſchau. 
— rich 2 Yyr u 
Ganz friſches Rehwild, 
Rücken und Keule, das Stück 15 Sgr., die 
größten 25 Sgr. 


Friſche ſtarke Haſen, 
gut geſpickt A Stück 10 Sgr., friſche böhmi⸗ 
ſche Faſanen und Rebhühner zu den billigſten 
Preiſen, empfiehlt: C. Buhl, 

Ring, Hintermarkt⸗Ecke im 1. Keller links. 


für 1 Rtl. 71½ Sgr. 


offerirt die Handlung Karlsſtraße Nr. 38 
im Haufe des ten Thores folgende 
Gegenftände: 

a) 4 Ellen Hofenzeug, 

b) 1 Weſte, 

c) 1 Vorhemdchen, 

d) 1 wollenen Shawl, 

e) 1 Paar Manchetten, 

1) 1 Zafchentud. 


Große geräucherte pommerſche 


Gänſebrüſte, 


Hamburger 


Rauchfleiſch 


empfiehlt: 


C. J. Bourgarde, 


Schuhbrücke Nr. 8, goldne Waage. 


„Kupferſchmiede⸗Straße Nr. 37 ift ein i 
wölbe nebft Wohnung zu vermiethen und zu 
Nenjahr zu beziehen. Näheres daſelbſt bei 
C. Friedberger. 

Bald oder Weitnachten zu beziehen iſt der 
2te Stock von 4 Stuben und Kabinet und 
eine Wohnung von einer Stube und Alkove, 
und eine Tiſchler⸗Wohnung, Altbüßer⸗Straße 
Nr. 28. Näheres beim Wirth. 

100 Stück mit Körnern gemäftete Schöpſe 
ſtehen auf dem Dom. Ocklitz, Kreis Neu: 
markt, zum Verkauf. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Com p. 


November auf dem Lande in der Nähe von 
Breslau eine Wiener Tiſchuhr, ſchwarz mit 
4 weißen Säulen, Viertel und Stunden ſchla⸗ 
gend, mit ſchadhafter Viertelfeder, geſtohlen 
; Vor dem Ankauf wird gewarnt, 
Die Inhaber dieſer Obligationen werden | und vor ommenden Falles um fofortige An⸗ 
in [ diefelben nebſt Coupons zeige bei dem Uhrmacher Weiſe, Biſchofs⸗ 


Wollene Mäntel: und Kleiderſtoffe, 
ſo wie Kattune und Mousseline de laine, in 
athhe ächten Farben und neueſten Muſtern werden 
lichen Deputations⸗Zimmer zu präſentiren, auch im Ausſchnitt billig verkauft in der 
en gros-Handlung: Junkern- und Schloß⸗ 


Hof⸗Optikus D. Koen 
aus Schwerin, im Hauſe 
der Herren Brunzlow und 
Sohn, Nikolai: und Her: 
renſtraßen⸗Ecke Nr. 7, Ein⸗ 
gang im Hofe rechts eine 


Zu Weihnachts⸗Geſchenken 
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Feuer⸗Verſicherun 


Breslau, den 5. Dezember 1848. 


Preußiſche National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Stettin. 

Die in der letzten Zeit in hieſiger Stadt ſchnell hintereinander vorgekommenen Brände haben unbezweifelt neuerdings 
Manche, die ſich bisher gegen den Verluſt ihrer Habe durch Feuersgefahr nicht ſicher ſtellten, zur Ueberzeugung der Noth⸗ 
Nr. 88 über 30 Rt. wendigkeit gebracht, ihr möglicherweiſe jeden Augenblick zu verlierendes Eigenthum garantirt zu ſehen. 

In dieſer wohl unwiderleglichen Vorausſetzung nehme ich Veranlaſſung, obengenannte, von mir vertretene Anſtalt, 
zur Aſſecuranz auf Mobilien und Immobilien zu empfehlen und werde bei unentgeltlicher Verabreichung der erforderlichen 
Schemas, ſowie der Zuſicherung angemeſſen mäßiger Prämien, bei Aufnahme der Anträge gern behülflich fein, wenn Anlei⸗ 


Karl Krull, General⸗Agent, Karlsſtraße Nr. 41. 


Im Verlage von Graß, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln iſt er“ 
ſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen, in Brieg durch J. F. Ziegler: 


Erzählungen 
aus der Geſchichte alter und neuer Zeit, 


mit beſonderer Berückſichtigung Deutſchlands und der ſchriſtlichen Kirche, 


Zur Erweckung des Sinnes für Geſchichte. 


Im Verlage von Graf, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln iſt erſchie⸗ 
nen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen, in Brieg durch J. F. Ziegler: 


Die Dichtkunſt und ihre Gattungen. 


Ihrem Weſen nach dargeſtellt, und durch eine nach den Dich⸗ 
tungsarten geordnete Muſterſammlung erläutert 


Von Karl Julius Löſchke, \ 
vormals Lehrer am königl. evangel. Schullehrer⸗Seminar in Breslau. 
2te Auflage. 8. 


12½ Sgr. 


von 


Auguſt Knüttell, 
Prediger an St. Barbara zu Breslau. 
Mit Rückſicht auf den Gebrauch in Schulen. 
Zweite, verbeſſerte und vermehrte Ausgabe. gr. 8. broch. 1½ Thlr. 


Zu vermiethen und zu beziehen: 
1) Gräbſchnergaſſe Nr. 

Wohnung von Weihnachten d. J. ab. 
2) Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 26 mehre 
große und kleine Wohnungen nebſt Stal⸗ 
lung und Wagen⸗Remiſe ſofort, reſp. von 
Weihn. d. J. ab. 
Babnhof⸗Straße (zur Palme, neben der 
weißen Roſe) eine große und zwei kleine 
Wohnungen nebſt Wagenremiſe und Stal⸗ 
lung, fofort refp. von Weihn. d. J. ab. 
Ring Nr. 35 die erſte Etage ſofort, desgl. 
ein Keller und eine kleine Remiſe von 
Weihn. d. J. ab. 
Schmiedebrücke Nr. 36 drei mittlere 
Wohnungen von Weihn. d. J. ab. 
6) Neue Taſchenſtraße Nr. 6 b die Hälfte 
der 1. und 2. Etage ſofort, reſp. von 
Weihnachten d. J. ab. 
Tauenzienſtraße Nr. 71 die Hälfte der 
1. und 2. Etage ſofort, reſp. von Weihn. 
d. J. ab. 
Matthiasſtraße Nr. 6, zwei kleine Woh⸗ 
nungen von Weihn. d. J. ab, desgl. die 
daſelbſt befindliche Gerberei-Gelegenheit 
mit Zubehör, ſofort oder von Weih⸗ 
nachten d. J. ab. 
Friedrich⸗Withelms⸗Straße Nr. 30 a mehre 
kleine Wohnungen, ſofort reſp. von 
Weihn. d. J. ab. 
Lehmdamm Nr. 11d eine kleine Woh⸗ 
nung mit Garten nebſt Stallung und 
Heuboden ſofort, reſp. von Weihn. d. J. ab. 

Näheres beim Kommiſſions⸗Rath Hertel, 
Seminargaſſe Nr. 15. 


1. Zu vermiethen und zu beziehen: 

Neue Junkernſtraße Nr. 17 eine größere 

und mehrere kleinere Wohnungen ſofort, 

reſp. Weihnachten d. ab, 

Flurſtraße Nr. 2 zwei mittlere Wohnungen, 

eine ſofort und eine von Weihnachten d. ab, 

. Zauenzienftraße Nr. 38 mehrere größere 
und kleinere Wohnungen ſofort reſp. von 
Weihnachten d. ab, : 

4. Tauenzienſtraße Nr. 37 drei kleine Woh⸗ 
nungen ſofort oder von Weihnachten d. ab. 
Näheres beim Kommiſſionsrath Hertel, 

Seminargaſſe Nr. 15. 


3) 


4) 


5) 


7) 


8) 


9 


10) 


=» 


1 
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Das Dom. Ruppersdorf bei Strehlen bat 
b eine mittlere 3 Zugochſen und mehrere eins und zweijäh⸗ 
rige Fohlen von edler Abkunft zu verkaufen. 
2 — ⅛ꝛʃJ— —mé . — .———— | 


Sikk NZ SH AARAU 
Zu vermiethen und Weihnachten 

2 Oſtern zu beziehen, die Hälfte der 3. 9 
2 


En Wirth. 
INQAN r 
R indie 


Ein gut möblirtes Zimmer iſt gleich zu 
vermiethen Oderſtraße Nr. 14, 1 Treppe. 
——T——... K 


Einige Oel⸗Fäſſer zu der beliebigen Größe 
von 4, 6 und 8 Ctr., in Eiſen⸗ und Holz⸗ 
band, à Ctr. 5 Sgr., ſtehen zum Verkauf 
Urſuliner⸗Straße Nr. 26. 


. . 
Ein fehöner, brauchbarer Jagdhund 
iſt im Auftrage zu verkaufen, für den billigen 
Preis von 18 Rthlr., bei dem Herrn Böll 
chermeiſter Werner, Marſtallgaſſe Nr. 3. 
. ˙ 


Angekommene Fremde in Zettlits Hötel. 

Fürſt v. Lichnowski⸗Werdenberg aus Krza⸗ 
nowitz. Hofrath v. Dedovich aus Kuchelng. 
Kammerherr Graf v. Maltzan aus Dyhren⸗ 
furth. Generalpächter Quoos aus Altkloſter⸗ 
Dr. Oppenheim aus Berlin. Dr. Renzer aus 
Wien. Oberamtmann Braune aus Roth 
ſchloß. Kaufmann Schnitter aus Braunau. 
Ober⸗Förſter Heftig aus Miszkom. Fabrik. 
Rosmühl aus Wien. Hüttenbeamter Krause 
aus Königshütte. Graf von Lariſch aus 
Berlin. 


Breslauer Getreide-Preiſe 
am 6. Dezember. 
Sorte: befte mittle geringſte 


— — 
Weizen, weißer 52 Sg. 46 Sg. 42 © 
Weizen, gelber 5 „ 44 „ 39 u 


Roggen „ 
Gerſte „ RM Eee 
Hafer 1797 „ , 


Breslau, den 6. Dezember. 


(Amtliches 3 
Dukaten #63, Br. 


112%, Br. Polniſches Courant 935, Br. 


Litt, B. 4% 92% Br., 3% 82 Gld. 


Wilhelms⸗Nordbahn 42 ½ Br. 


Oeſterreichiſche Banknoten 962% Br. 
Schuld⸗Scheine per 100 Rtl. 3% % 79% Gld. 
96 / Br., neue 34%, 79%, Gld. Schleſiſche Pfandbriefe a 1000 Rtl. 3% % 90%, Gld«, 
Polniſche Pfandbriefe 4% alte 91 Gld., neut 
91 Gid. — Eiſenbahn⸗ Aktien: Breslau ⸗Schweidnitz⸗ Freiburger 4% 
Oberſchleſiſche 34, % Litt, A. 93 Gld., Litt. B. 93 Gld. 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 3 %% 71½ Gld. Köln⸗Mindener 3% % 79% ld. 


Geld» und Fonds⸗Courſe: Holländiſche Rand’ 
Kaiſerliche Dukaten 96%, Br. 


Friedrichsd'or 13 Br. Louisd'or 
Staats“ 


Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 


87 /, Gi. 
Krakau⸗Oberſchleſiſche 42%, Br 
Friedrich 


Berlin, den 5. Dezember. 
(Cours⸗ Bericht.) Elfenbahn⸗Aktien: Köln⸗Mindener 3% 70% u. 80 


bez., Prior. 4½% 92 Gld. 
71 bis 71% bez., 


Krakau⸗Oberſchleſiſche 4% 43 Br. 
Prior. 4% 863, bez., Prior. 5% 96% bez., Ser. III. 5% 91 


Niederſchleſiſche 3% 5 


Oberſchleſiſche 34% Litt. A. 92% à 93 bez. u. Gb, Lit, B 92 % 393 bez. u. Gld⸗ 


Rheiniſche 32 ½ u. 53 bez., Prior.⸗Stamm 4% 70 etw. bez., Prior. 4% 79 Gld. 


Star⸗ 


gard⸗ Poſener 4% 70 u. 70% bez. — Quittungs⸗Bogen: Friedrich⸗Wilhelms⸗Nord⸗ 
bahn 4% 42, 41%, 42%, u. 42 bez. — Geld: und Fonds Courſe: Freiwillige 


Staats⸗Anleihe 5% 100 % u. 100 bez. 


3% % 79 ½ bez. Fri 
briefe 4% neue 9185 bez. 


\ Staats: Schuld: Scheine 3',0%, 80 % bez. u. 
Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine a 50 Rtl. 92 bez. 


Br. 
Poſener Pfandbriefe 4% 96 bez, 


neue 
edrichsd'or 1133, Br. Louisd’or 112%, u. % bez. Polniſche Pfand⸗ 


Die Stimmung für Fonds und Eiſenbahn⸗Aktien war heute im Allgemeinen minder 
günſtig und preußiſche Staats: Schuld: Scheine etwas matter im Courſe; dagegen ſtellten 
ſich mehrere Eiſenbahn⸗Aktien höher und ſchloſſen größtentheils feſt. 


Redakteur: Nimbs. 
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Extra- Blatt 


der Breslauer Zeitung. 


Mittwoch, den 6. Dezember 1848, Nachmittags. 


Verſammlung. 


erordnung, 


| betreffend die Huflofung der Ker Vereinbarung der Verfaſſung berufenen 
ntrag des Staarsminiſteriums. 


Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat. | 
Patent, betreffend die Zuſammenberufung der Vertreter. 


König von Preußen ꝛc. ꝛc. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, laut gewordene Stimme des Landes und die durch eine 


leidenſchaftliche Auffaſſung vorübergehend zurückgedrängte 


haben aus dem beifolgenden Berichte unſeres Staats: Vaterlandsliebe viele jener Abgeordneten von dem bes 


nifteriums über die letzten Sitzungen der zur Ver⸗ 
ubarung der Verfaſſung berufenen Verſammlung zu 
Nferem tiefen Schmerze die Ueberzeugung gewonnen, 
aß das große Werk, zu welchem dieſe Verſammlung 
erufen iſt, mit derſelben, ohne Verletzung der Würde 
Merer Krone und ohne Beeinträchtigung des davon 
umzertrennlichen Wohles des Landes, nicht länger fort⸗ 
ührt werden kann. Wir verordnen demnach, auf 
en Antrag Unſeres Staats⸗Miniſterium, was folgt: 
1. Die zur Vereinbarung der Verfaſſung be⸗ 
ufene Verſammlung wird hierdurch aufgelöſt. 
fü 2. Unſer Staats⸗Miniſtecium wird mit Aus: 
hrung dieſer Verordnung beauftragt. 
8 Urkundlich unter Unferer höchſteigenhändigen Un⸗ 
ͤſchrift und beigedrucktem königlichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 
Friedrich Wilhelm. 
6 Das Staats-⸗Miniſterium. 
viaf von Brandenburg. von Ladenberg. 
on Strotha. von Manteuffel. Rintelen. 
von der Heydt. 
betreg Verordnung 
N effend die Auflöfung der zur 
reinbarung der Verfaſſung be⸗ 
rufenen Verſammlung. 


fc Em, königliche Majeſtät haben durch die Bot⸗ 
At vom 8. v. M., aus den darin angeführten 
Anden, den Sitz der zur Vereinbarung der Verfaſ⸗ 
bens berufenen Verſammlung von Berlin nach Btan⸗ 
kur urg verlegt und die Verſammlung aufgefordert, 
85 Sertfegung ihrer ſofort abzubrechenden Berathunz 
m am 27. v. M. in Brandenburg wieder zuſam⸗ 
einzutreten. Durch dieſe Anordnung, welche ledig⸗ 


ich den Zwick hatte, die Freiheit der Berathungen 


der Volksvertreter vor den anarchiſchen Bewegungen 


mat d 


er zu ſtellen, glaubten Ew. königliche Majeſtät 
t nur ein unzweifelhaftes Recht der Krone, ſon⸗ 
ern auch eine durch die Rückſicht auf das Wohl des 
ſſendes dringend gebotene Pflicht auszuüben. 
w. königliche Majeſtät wohlmeinde 
don einem großen Theile der Verſammlung verkannt wor⸗ 
hy Uneingedenk ihrer wahren Aufgabe und ihrer Pflichten 
2 die Krone und das Land, hat die Mehrzahl der Abge⸗ 
8 neten ihre Berathungen, der von Ew. königl. Majeſtät 
U geordneten Vertagung derſelben ungeachtet, eigenmäch⸗ 
fon Berlin fortgeſetzt und ſich angemaßt, als eine 
d deräne Gewalt über Rechte der Krone zu entſchei⸗ 
auf Sie hat ferner die von Ew. königl. Majeftät 
gef Grund einer klaren geſetzlichen Beſtimmung aus⸗ 
ungrochene Auflöſung der berliner Bürgerwehr für eine 
Bürlebliche Maß regel erklärt und dadurch die gedachte 
jener Jutht zum Widerſtande gegen die Ausführung 
gcc nordnung aufgereizt. Sie hat endlich ſich nicht 
m cut, durch die an das Volk gerichtete Aufforderung 
face erweigerung der geſetzlichen Steuern die Brand⸗ 
gane e narchie in das Land zu ſchleudern und den 
d 
* eben ſo rechtswidrigen wie verderblichen Beſchlüſſe 
der e die in Berlin forttagende Mehrzahl der Mitglie⸗ 
der Verſammlung offen mit der Krone gebrochen 
fingen... königl. Majeftät gegenüber einen Standpunkt 
einer men, bei deſſen Feſthaltung die Möglichkeit 
beſtiedigenden Vereinbarung des Verfaſſungswer⸗ 
d abzufehen war. Hiernach wären Ew. königl. 
ige on damals unmittelbar nach dem Steuerver⸗ 
Verſammgabeſchluß. unzweifelhaft berechtigt geweſen, die 
oo Mlung aufzulöſen. Gleichwohl gaben Ew. königl. 
ät die Hoffnung noch nicht auf, daß die ſeitdem 


A pet Hauptſtadt und ihren tertoriſtiſchen Einflüffen 
1 


Staatsverband dem Umſturz preiszugeben. Durch | Ti 


tretenen Abwege zurückführen, daß unter deren Hinzu⸗ 
tritt die Verſammlung nach Ablauf der Vertagungs⸗ 
friſt in beſchlußfähiger Zahl ſich neu konſtituiren, daß 
fie dann die Ungeſetzlichkeit und Ungültigkeit der wäh⸗ 
rend der Vertagungsfriſt von einem Theile ihrer Mit⸗ 
glieder gefaßten Beſchlüſſe in einer unzweideutigen 
Weiſe anerkennen, und daß es ſo der Krone werde 
möglich gemacht werden, die abgebrochenen Vereinba⸗ 
rungs⸗Verhandlungen wieder aufzunehmen und bald zu 
einem gedeihlichen Ziele zu führen. Wäre dies gelun⸗ 
gen, ſo würde es auch möglich geworden ſein, noch 
einige zur Verbeſſerung der Lage der bäuerlichen Be⸗ 
fißer und zur Erfüllung anderer dringenden Wünſche 
des Landes ſchon vorbereiteten Gefege, im Verein mit 
der Verſammlung, bald zu Stande zu bringen. 

Ew. Majeſtät Hoffnungen ſind indeſſen leider! 
durch die Ereigniſſe der letzten Woche getäufht worden. 


I 


der Fortführung der Vereinbarungs⸗Verhandlungen mit 
denjenigen Abgeordneten, welche der von Ew. Majeſtät 
ergangenen Beruſung nach Brandenburg, zum Theil 
ſelbſt unter Aufopferung früher verfochtener Anſichten, 
dchudge Folge geleiſtet hatten, ein für das Vaterland 
gedeihliches Reſultat erwarten durften. Gleichwohl 


glauben wir eine nochmalige Wiederholung des in der 


vorigen Woche fünfmal mißlungenen Verſuchs einer neuen 
Konſtituirung der Verſammlung pflichtmäßig widerra⸗ 
then zu müſſen, weil ſich mit großer Wahrſcheinlichkeit 
| vorausfehen läßt, daß dabei die tiefe Zerriſſenheit der 
Verſammlung und ihre unverkennbare innerliche Auf⸗ 
‚ löfung in ähnlicher Weiſe, wie am 1. d. M., zur 
Trauer aller wahren Vaterlandsfreunde hervortreten 
| würde, 
| Em. kgl. Majeſtät können wir demnach nur bie 
ſofortige Auflöſung der zur Vereinbarung der Verfaſ⸗ 
fung berufenen Verſammlung anrathen, und erlauben 
uns, den Entwurf der diesfälligen Verordnung zu Ew. 
königl. Majeſtät allerhöchſter Vollziehung ehrfurchtsvoll 


Nachdem die ihrer Pflicht gegen Ew. königl. Majeftit‘) beizufügen. 


und das Vaterland getreuen Abgeordneten vier Tage 
hinter einander, vom 27ſten bis zum 30ſten v. M., 
zu Brandenburg in nicht beſchlußfähiger Zahl verſam⸗ 
melt geweſen waren, wurde die Verſammlung endlich 


Gewif iſt dieſe Vereitelung des vor länger als 6 
Monaten begonnenen Verſuchs der Vereinbarung einer 
Verfaſſung zwiſchen der Krone und den Vertretern des 

Volks ein ſehr beklagenswerthes Ereigniß. Wahrhaft 


am Iſten d. M. durch den Hinzutritt eines großen verderblich aber würde es ſein, wenn, um dieſer Ver⸗ 
Theiles derjenigen Abgeordneten beſchlußfähig, welche ſich eitelung willen, die Sehnſucht des Landes nach einer 
bis dahin der durch die Borfehaft vom 8ten v. M. an⸗ Verfaſſung, von welcher es Wiederherſtellung eines fe⸗ 


geordneten Verlegung der Verſammlung widerſetzt hat- ſten Rechtszuſtandes und des in allen Verhältniſſen 


ten. Anſtatt aber dieſen Widerſtand aufzugeben, er⸗ 
klärte der Wortführer der hinzugetretenen Mitglieder, 
daß dieſelben. um die beabſichtigte Einberufung ihrer 
Stellvertreter abzuwenden und nicht in Befolgung der 
Anordnungen Ew. Majeſtät, ſondern lediglich deshalb 
erſchienen ſeien, weil das während der Vertagungsfriſt 
von den in Berlin zurückgebliebenen Mitgliedern ges 
wählte Präſidium die Verſammlung nach Brandenburg 
berufen habe. Zugleich wurde von dieſem Theile der 
Verſammlung ein auf Vertagung bis zum 4. d. M. 
geſtellter Antrag in der von ihrem Wortführer ausge⸗ 
ſprochenen Abſicht unterſtützt, um für diejenigen Aus⸗ 
gebliebenen, denen die Berufung des Präſidiums noch 
nicht zugegangen ſei, Zeit zu gewinnen. Als hierauf 


Leider! der Vertagungs⸗Antrag verworfen war, verließen jene 
Abſicht dabei! neu hinzugetretenen Abgeordneten beinahe ſämmtlich 


die Verſammlung, welche dadurch wieder deſchlußunfä⸗ 
hig und außer Sand geſetzt wurde, ſich neu zu konſti⸗ 
tuiren. Dieſer Vorgang, welcher auf den pflichtgetreuen 
Theil der Verſammlung, wie auf jeden dabei anweſen⸗ 
den Freund des Vaterlandes, einen tief verletzenden 
Eindruck machte, giebt den deutlichen Beweis, daß von 
derjenigen Fraktion der Abgeordneten, die nach dem 9. 
v. M. in Berlin fortgetagt hat, ein großer, noch im⸗ 
mer die Mehrzahl der ganzen Verſammlung bildender 
Theil in offener Auflehnung gegen die von Ew. kö⸗ 
niglichen Majeſtät in der Botſchaft vom 8. v. M. getroffe⸗ 
nen Anordnungen, mithin auf einem Standpunkte ver⸗ 
harrt, welcher, nach unſerer pflichtmäßigen Ueberzeugung, 
die Möglichkeit einer Vereinbarung mit der Krone aus⸗ 
ſchließt. Bei der numeriſchen Stärke dieſer Partei würde 
es jederzeit von ihrem Belieben abhängen, die Ver: 
ammlung — wie es am 1. d. M. geſchehen iſt — 
beſchlußunfähig zu machen, ohne daß gegen ein ſolches 
Beginnen die früher beabſichtigte Einberufung der Stell⸗ 
vertreter, die ohnehin während der Anweſenheit der Ab⸗ 
geordneten geſetzlich nicht zu begründen wäre, genügen⸗ 
den Schutz gewähren könnte. 

Die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Ver: 
ſammlung befindet ſich hiernach in einem Zuſtande fo 
tiefer innerer Zerrüttung, daß mit ihr die Verfaſſungs⸗ 
berathung ohne Verletzung der Würde der Krone nach 
unſerer Anſicht nicht länger fortgefegt werden kann. Wir 
beklagen dies um ſo ſchmerzlicher, je zuverſichtlicher wir von 


des öffentlichen Lebens geſtörten Vertrauens mit Recht 
erwarten darf, noch längere Zeit unbefriedigt bleiben 
ſollte. Ew. königl. Majeſtät können wir daher nur 
pflichtgemäß rathen, Ihrem Volke eine Verfaſſung, die 
zur Begründung, Befeſtigung und Erhaltung wahrer 
Freiheit geeignet iſt, unverzüglich unter dem Vorbehalt 
zu gewähren, daß dieſelbe von den zunächſt, und zwar 
ſofort, zu berufenden Kammern einer Reviſion zu un⸗ 
terwerfen ſei. Wir haben eine ſolche Verfaſſung un⸗ 
ter ſtrenger Feſthaltung der von Ew. könjgl. Majeſtät 
im März d. J. ertheilten Verheißungen entworfen und 
dabei nicht nur die Vorarbeiten der zur Vereinbarung der 
Verfaſſung berufenen Verſammlung, ſondern auch die bis⸗ 
herigen Beſchlüſſe der deutſchen Nationalverfammlung, bes 


ren fernere Beſchlüſſe auch bei der vorzubehaltenden Revi⸗ 
ſion zu beachten fein, werden, ſorgfältig berückſichtigt, 


Indem wir dieſen Entwurf, nebſt dem Entwurf eines 


Wahlgeſetzes, hierbei unterthänigſt vorlegen, ſtellen wir 
Ew. königl. Majeſtät die Vollziehung derſelben ehr⸗ 


furchtsvoll anheim. 
Schließlich behalten wir uns vor, bei Ew. königl. 


Majeſtät den proviſoriſchen Erlaß verſchiedener, zur 
Befriedigung dringender Bedürfniſſe des Landes erfor⸗ 


derlichen Verordnungen in den nächſten Tagen unter⸗ 
thänigſt zu beantragen. e 
Berlin, den 5. Dezember 1848. 
Das Staats⸗Miniſterium. 


Graf v. Brandenburg. von Ladenderg. von 


Strotha. von Manteuffel. Rintelen, von 
der Heydt. 
An des Königs Majeſtät. 
| — 
| Berfaffungs -Urkund 
den preuiichen Staat. 
Wir Friedrich Wilbelm, von Gotes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. ıc. : 

thun kund und fügen zu wiffen: daß Wir in Fol 
der eingetretenen außerordentlichen Verhältniſſe, welche 
die beabſichtigte Vereinbarung der Verfaſſung unmög⸗ 
lich gemacht, und, entſprechend den dringenden Forbes. 
rungen des öffentlichen Wohls, in möglichſter Berück⸗ 
ſichtigung der von den Vertretern des Volkes ausge⸗ 


gangenen umfaſſenden Vorarbeiten, die nachfolgende 
Verfaſſungs⸗Urkunde zu erlaſſen beſchloſſen haben, vor⸗ 
behaltlich der am Schluſſe angeordneten Reviſion der⸗ 
ſelden im ordentlichen Wege der Geſetzgebung. 

Wir verkünden demnach die Verfaſſung für den 

reußiſchen Staat wie folgt: 
fis Titel I. 
Vom Staatsgebiete. 

Urt. 1. Alle Landestheile der Monarchie in ihrem 
gegenwärtigen Umfange bilden das preußiſche Staats⸗ 
ebiet. 
a Art. 2. Die Grenzen dieſes Staatsgebiets können 
nut durch ein Geſetz verändert werden. N 

Titel II. 

Von den Rechten der Preußen. 

Art. 3. Die Verfaſſung und das Geſetz beſtim⸗ 
mer, unter welchen Bedingungen, die Eigenſchaft eines 
Preußen und die ſtaatsbürgerlichen Rechte erworben, 
ausgeübt und verloren werden. 

Art. 4. Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich. 
Standesvorrechte finden nicht ſtatt. Die öffentlichen 
Aemter ſind für alle dazu Befähigten gleich zugänglich. 

Art. 5. Die perſönliche Freiheit iſt gewährleiſtet. 
Die Bedingungen und Formen, unter welchen eine 
Verhaftung zuldffig iſt, find durch das Geſetz zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit vom 24. Sept. l. J. 
beſtimmt. 

Art. 6. Die Wohnung iſt unverletzlich. Das 
Eindringen in dieſelbe und Hausſuchungen ſind nur 
in den gefestich beſtimmten Fällen und Formen geſtat⸗ 
tet. Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren 
darf, außer bei einer Verhaftung oder Hausſuchung, 
nut auf Grund eines richterlichen Befehles vorgenom⸗ 
men werden. 

Art. 7. Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter 
entzogen werden. Ausnahmegerichte und außerordent⸗ 
liche Kommiſſionen, fo weit fie nicht durch dieſe Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde für zuläffig erklart werden, ſind un⸗ 
ſtatthaft. Strafen können nur in Gemäßheit des Ge⸗ 
ſetzes angedroht oder verhängt werden. 

Art. 8. Das Eigenthum iſt unverletzlich. Es 
kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles gegen 
vorgängige, in dringenden Fällen wenigſtens vorläufig 
feſtzuſtellende Entſchädigung nach Maßgabe des Geſetzes 
entzogen oder beſchränkt werden. f 

Art. 9. Der bürgerliche Tod und die Strafe der 
Vermögenseinziehung finden nicht ſtatt. 

Art. 10. Die Freiheit der Auswanderung iſt von 
Staats wegen nicht beſchränkt. Abzugsgelder dürfen 
nicht erhoben werden. 

Art. 11. Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſ⸗ 
ſes, det Vereinigung zu Religions⸗Geſellſchaften (Art. 
28 und 20) und der gemeinſamen öffentlichen Religlons⸗ 
Uebung wird gewährleiſtet. Der Genuß der bürgerli⸗ 
chen und ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt unabhängig von 
dem religiöſen Bekenntniſſe und der Theilnahme an 
irgend einer Rellgions⸗Geſellſchaft. Den bürgerlichen 
und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Aus⸗ 
übung der Rellgionsfreiheit kein Abbruch geſchehen. 

Art, 12. Die evangeliſche und die römiſch⸗katho⸗ 

liſche Kirche, ſo wie jede andere Religions⸗Geſellſchaft, 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig 
und bleibt im Beſitz und Genuß der für ihre Kultus⸗, 
Unterrichts⸗ und Wohlthaͤtigkeits⸗Zwecke beftinnmten An 
ſtalten, Stiſtungen und Fonds. 
Art. 13. Der Verkehr der Religionsgeſellſchaften 
mit ihren Oberen iſt ungehindert. Die Bekanntma⸗ 
chung ihrer Anordnungen iſt nur denjenigen Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentli⸗ 
chungen unterliegen. 

Urt. 14. Ueber das Kirchen⸗Patronat und die 
Bedingungen, unter welchen daſſelbe aufzuheben, wird 
ein beſonderes Geſetz ergehen. i 

Art. 15. Das dem Staate zuſtehende Vorſchlags⸗, 
Wahl: oder Beſtätigungs⸗Recht bei Beſetzung kirchli⸗ 
cher Stellen iſt aufgehoben. 

Art. 16. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe wird 
durch deren Abſchließung vor den dazu beſtimmten Ci⸗ 
vilſtandsbeamten bedingt. Die kirchliche Trauung kann 
nut nach ber Vollziehung des Civilaktes ſtattfinden. 


Art. 17. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei. 


Art. 18, Der preußiſchen Jugend wird durch 
genügende öffentliche Auſtalten das Recht auf allge⸗ 
meine Volksbildung gewährleiſtet. — Eltern und Vor⸗ 
münder find verpflichtet, ihren Kindern oder Pflegebe⸗ 
fohlenen den zur allgemeinen Volksbildung erforderli⸗ 
chen Unterricht ertheilen zu laſſen, und müſſen ſich in 
dieſer Beziehung den Beſtimmungen unterwerfen, welche 
das Untetrichtsgeſetz aufſtellen wird. 


Art. 19. Unterricht zu ertheilen und Unterrichts- 


Anſtalten zu gründen, ſteht Jedem frei, wenn er feine 
ſittliche, wiſſenſchaſtliche und techniſche Befähigung den 
betreffenden Staatsbehörden nachgewieſen hat. 
Axt. 20. Die öffentlichen Volksſchulen, ‚fo wle 
alle übrigen Erztehungs⸗ und Unterrichts⸗Anſtalten ſte⸗ 
hen unter der Aufſicht eigener, vom Staate ernannter 
Behörden. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte 
der Staatsdiener. 

Art. 21. Die Leitung der zußeren Angelegenhei⸗ 
ten der Volksſchule und die Wahl der Lehrer, welche 


ihre ſittliche und techniſche Befähigung den betreffenden ! Die beftehenden Lehen und Familien⸗Fideikommiſſe f0 


Staatsbehörden gegenüber zuvor nachgewieſen haben 
müſſen, ſtehen der Gemeinde zu. — Den religiöfen 
Unterricht in der Volksſchule beſorgen und überwachen 
die betreffenden Religionsgeſellſchaften. \ 

Art. 22. Die Mittel zur Errichtung, Unterhal⸗ 
tung und Erweiterung der öffentlichen Volksſchule wer⸗ 
den von den Gemeinden und im Falle des nachgewie⸗ 
ſenen Unvermögens ergänzungsweiſe vom Staate auf: 
gebracht. Die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
Verpflichtungen Dritter bleiben beſtehen. — In der 
öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgelt⸗ 
lich ertheilt. 

Art. 23. Ein beſonderes Geſetz regelt das ge⸗ 
ſammte Unterrichtsweſen. Der Staat gewährleiſtet den 
Volksſchullehrern ein beſtimmtes auskömmliches Gehalt. 

Art. 24. Jeder Preuße hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung feine 
Gedanken frei zu äußern. — Die Preßfreiheit darf 
unter keinen Umſtänden und in keiner Weiſe, nament⸗ 
lich weder durch Cenſur, noch durch Konzeffionen und 
Sicherheitsbeſtellungen, weder durch Staatsauflagen 
noch durch Beſchränkungen der Druckereien und des 
Buchhandels, noch endlich durch Poſtverbote und un⸗ 
gleichmäßigen Poſtſatz oder durch andere Hemmungen 
des freien Verkehrs beſchränkt, ſuspendirt oder aufge⸗ 
hoben werden. N 

Art. 25. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, 
Druck oder bildliche Darſtellung begangen werden, ſind 
nach den allgemeinen Strafgeſetzen zu beſtrafen. Vor 
der erfolgten Reviſion des Strafrechts wird darüber 
ein beſonderes vorläufiges Geſetz ergehen. Bis zu defs 
fen Erſcheinen bleibt es bei den jetzt geltenden allgemei⸗ 
nen Strafgeſetzen. 

Art. 26. Iſt der Verfaſſer einer Schrift bekannt 
und im Bereiche der richterlichen Gewalt des Staates, 
fo dürfen Verleger, Drucker und Vertheiler, wenn der 
ren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen begründet 
wird, nicht verfolgt werden. Auf der Druckſchrift muß 
der Verleger und der Drucker genannt ſein. 

Art. 27. Alle Preußen ſind berechtigt, ſich ohne 
vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne 
Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. — 
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlun⸗ 
gen unter freiem Himmel, welche in allen Beziehungen 
der Verfügung des Geſetzes unterworfen ſind. Bis 
zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes iſt von Verſammlun⸗ 
gen unter freiem Himmel 24 Stunden vorher der Ors⸗ 
Polizei⸗Behörde Anzeige zu machen, welche die Ver⸗ 
ſammlung zu verbieten hat, wenn ſie dieſelbe für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährlich erachtet. 

Art. 28. Alle Preußen haben das Recht, ſich zu 
ſolchen Zwecken, welche den Strafgeſetzen nicht zuwi⸗ 
derlaufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 

Art. 29. Die Bedingungen, unter welchen Kor⸗ 
porationsrechte ertheilt oder verweigert werden, beſtimmt 
das Geſetz. 

Art. 30. Das Petitionsrecht ſteht allen Preußen 
zu. Petitionen unter einem Geſammtnamen ſind nur 
Behörden und Korporationen geſtattet. 

Art. 31. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. 
Die bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen und in Kriegs⸗ 
fällen nothwendigen Beſchränkungen ſind durch die 
Geſetzgebung feſtzuſtellen. Das Geſetz bezeichnet die 
Beamten, welche für die Verletzung des Geheimniſſes 
der der Poſt anvertrauten Briefe verantwortlich ſind. 
Art. 32. Alle Preußen ſind wehrpflichtig. Den 
Umfang und die Art dieſer Pflicht beſtimmt das Ge⸗ 
ſe. Auf das Heer finden die in den 65 5, 6, 27, 
28 enthaltenen Beſtimmungen inſowelt Anwendung, 
als die milltäriſchen Disciplinarvorſchriften nicht ent: 
gegenſtehen. 

rt. 33. Die bewaffnete Macht beſteht: aus 
dem ſtehenden Heere, der Landwehr, der Bürgerwehr. 
Beſondere Geſetze regeln die Art und Weiſe der Ein⸗ 
ſtellung und die Dienſtzeit. 

Art. 34. Die bewaffnete Macht kann zur Un⸗ 
terdrüͤckung innerer Unruhen und zur Ausführung der 
Geſetze nur auf Requiſition der Civilbehörden und in 
den vom Geſetze beſtünmten Fällen und Formen ver: 
wendet werden. * . 

Art. 35. Die Einrichtung der Bürgerwehr iſt 
durch ein beſonderes Geſetz geregelt. 
Art. 36. Das Heer ſteht im Kriege und im 
Dienſte unter der Militär⸗Kriminal⸗Gerichtsbarkeit und 
unter dem Militär⸗Straf⸗Geſetzbuch; außer dem Kriege 
und dem Dienſte unter Beibehaltung der Militaͤr⸗Kri⸗ 
minal⸗Gerichtsbarkeit unter den allgemeinen Strafge⸗ 
fegen. Die Beſtimmungen über die militäriſche Dis⸗ 
ciplin im Kriege und Frieden, fo wie die näheren Feſt⸗ 
ſetzungen über den Militär⸗Gerichtsſtand, bleiben Ger 
genſtand beſonderer Gefege, 

Art. 37. Das ſtehende Heer darf nicht berath⸗ 
ſchlagen. Eben ſo wenig darf es die Landwehr, wenn ſie 
zuſammenberufen iſt. Auch wenn ſie nicht zuſammen⸗ 
berufen iſt, find Verſammlungen und Vereine der Land⸗ 
wehr zur Berathung militäriſcher Befehle und Anord⸗ 
nungen nicht geſtattet. 

Art. 38. Die Errichtung von Lehen und bie 
Stiftung von Familien⸗Zideikommiſſen iſt unterſagt. 


* 


—— — — 


g 


len durch geſetzliche Anordnung in freies Eigenthum 
umgeſtaltet werden. 

Art. 39. Vorſtehende Beſtimmungen (Art. 38) 
finden auf die Thronlehen, das königliche Haus⸗ und 
prinzliche Fideikommiß, ſowie auf die außerhalb des 
Staates belegenen Lehen und die ehemals reichsunmit⸗ 
telbaten Beſitzungen und Fideikommiſſe, inſofern leh⸗ 
tere durch das deutſche Bundesrecht gewährleiſtet ſind, 
zur Zeit keine Anwendung. Die Rechtsverhältniſſe 
derſelben ſollen durch beſondere Geſetze geordnet werden. 

Art. 40. Das Recht der freien Verfügung übe 
das Grundeigenthum unterliegt keinen anderen Befchrän 
kungen, als denen der allgemeinen Geſetzgebung. Dit 
Theilbarkeit des Grundeigenthums und die Ablösbat⸗ 
keit der Grundlaſten wirb gewährleiſtet. 

Aufgehoben ohne Entſchädigung ſind: 

a) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polil 
und obrigkeitliche Gewalt, ſowie die gewiſſen 
Grundſtücken zuſtehenden Hoheitsrechte und Pri 
dilegien, wogegen die Laſten und Leiſtungen weg 
fallen, welche den bisher Berechtigten oblagen.— 
Bis zur Emanirung der neuen Gemeindeordnung 
bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen bin 
ſichtlich der Polizei⸗-Verwaltung. 

b) die aus dieſen Befugniſſen, aus der Schutzherr⸗ 
lichkeit, der früheren Erbunterthänigkeit, der Fri’ 
heren Steuer: und Gewerbeverfaſſung, herſtam⸗ 
menden Verpflichtungen. 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtückes it 
nur die Uebertragung des vollen Eigenchums zuläſſig 
jedoch kann auch hier ein feſter ablösbarer Zins wordt 
halten werden. 


Titel III. 
Vom Könige. 

Art. 41. Die Perſon des Königs iſt unverletzllch; 

Art. 42. Seine Miniſter find verantwortlich. 
Alle Regierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gül 
tigkeit der Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher da⸗ 
durch die Verantwortlichkeit übernimmt. 

Art. 43. Dem Köntge allein ſteht die volle 
hende Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die Mi 
ſter. Er befiehlt die Verkündigung der Geſetze un 
erläßt unverzüglich die zu deren Ausführung nöthigen 
Verordnungen. 

Art. 44. Der König führt den Oberbefehl bil 
das Heer. 

Art. 45. Ec beſetzt alle Stellen in demſelben ſo 


wie in den übrigen Zweigen des Staatsdienſtes, inſo | : 


fern nicht das Geſetz ein Anderes verordnet. 

Art. 46. Der König hat das Recht, Krieg zu 
erklären, Frieden zu ſchließen und Verträge mit frei‘ 
den Regierungen zu errichten. Handelsverträge, font? 
andere Verträge, durch welche dem Staate Laſte 
oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferleg 
werden, beduͤrfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung 
der Kammern. ı 

Art. 47. Der König hat das Recht der Begnt 
digung und Strafmilderung. — Zu Gunſten eine 
wegen ſeinet Amtshandlungen verurtheilten Miniſters 
kann dieſes Recht nur auf Antrag derjenigen Kamm 
ausgeuͤbt werden, von welcher die Anklage ausgegen 
gen iſt. — Er kann bereits eingeleitete Unterſuch 
nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes niederſchlagen, 

Art. 48. Dem Könige ſteht die Verleihung von 
Orden und anderen mit Vorrechten nicht verbundenen 
Auszeichnungen zu. Er übt das Münzrecht nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes. 

Art. 49. Der König beruft die Kammern und 
ſchließt ihre Sitzungen. Er kann fie entweder beide 
zugleich oder nur eine auflöfen. Es müſſen aber I 
einem ſolchen Falle innerhalb eines Zeitraumes von 40 
Tagen nach der Auflöſung die Wähler und innerhalb 
eines Zeitraums von 60 Tagen nach der Auflöfund 
die Kammern verſammelt werden. 

Art. 50. Der König kann die Kammern vert 
gen. Ohne deren Zuſtimmung darf dieſe Vertagung 
die Friſt von 30 Tagen nicht überſteigen, und mil 
rend derſelben Seſſion nicht wiederholt werden. 

Art. 51. Die Krone iſt, den königlichen Haus 
Geſetzen gemäß, erblich in dem Mannsſtamme des kü“ 
niglichen Hauſes nach dem Rechte der Erſtgeburt ud 
der agnatiſchen Linealfolge. 

Art. 52. Der König wird mit Vollendung bel 
18. Lebensjahres volljährig. Er leiſtet in Gegenwa 
der vereinigten Kammern das eidliche Gelöbniß | 
ble Verfaſſung des Königreichs feſt und unverbrüͤchlich 
zu halten und in Uebereinſtimmung mit derſelben un 
den Geſetzen zu regieren. | 

Art. 53, Ohne Einwilligung beider Kammem 
kann der König nicht zugleich Herrſcher fremder 
Reiche ſein. i a 

Art. 64. Im Fall der Minderjährigkeit des ar . 
nigs vereinigen ſich beide Kammern zu einer Verſamm 
lung, um die Regentſchaft und die Vormundſchaft an | 
zuordnen, inſofern nicht ſchon durch ein beſonderes 
Geſetz für Beldes Vorſorge getroffen iſt. * 

Art. 55. Iſt der König in der Unmöͤglichkelt “ 
regieren, fo beruft der Nächſte zur Krone oder De a 
nige, der nach den Hausgeſetzen an deſſen Stelle kenn 
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bande 


beid Kammern, um in Gemäßheit des Art. 54 zu 
dandeln. 

Art. 36. Die Regentſchaft kann nur einer Per⸗ 
ſon übertragen werden. Der Regent ſchwört bei An⸗ 
tretung der Regentſchaft einen Eid, die Verfaſſung des 
Königreichs feſt und unverbrüchlich zu halten und in 

bereinftimmung mit derſelben und den Geſetzen zu 
regieren. 
Art. 57. Dem Kron⸗Fideikommiß⸗Fonds verbleibt 
die durch das Geſetz vom 17. Januar 1820 auf 
die Einkünfte der Domainen und Forſten angewie⸗ 
ſene Rente. 

Titel IV. 
Von den Miniſtern. 

Art. 58. Die Miniſter, fo wie die zu ihrer 
Vertretung abgeordneten Staatsbeamten haben Zutritt 
zu jeder Kammer und müſſen auf ihr Verlangen zu 
eder Zeit gehört werden. — Jede Kammer kann die 

egenwart der Miniſter verlangen. — Die Miniſter 
aben in einer oder der anderen Kammer nur dann 
timmrecht, wenn ſie Mitglieder derſelben ſind. 

Art. 59. Die Miniſter konnen durch Beſchluß 
aner Kammer wegen des Verbrechens der Verfaſſungs⸗ 

erletzung, der Beſtechung und des Verrathes, ange⸗ 
lagt werden. Ueber ſolche Anklage entſcheidet der 
oberſte Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Se⸗ 
naten. So lange noch zwei oberſte Gerichtshöfe be⸗ 
then, treten dieſelben zu obigem Zwecke zuſammen. 
— Die näheren Beſtimmungen über die Fälle der 


Art. 74. Stellvertreter für die Mitglieder der beiden 
Kammern werden nicht gewählt. 

Art. 75. Die Kammern werden durch den König 
regelmäßig im Monat November jeden Jahres und 
außerdem, ſo oft es die Umſtände erheiſchen, einberufen. 

Art. 76. Die Eröffnung und die Schließung der 
Kammern geſchieht durch den König in Perſon oder 
durch einen dazu von ihm beauftragten Miniſter in 
einer Sitzung der vereinigten Kammern. — Beide 
Kammern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt 
und geſchloſſen. — Wird eine Kammer aufgelöſt, ſo 
wird die andere gleichzeitig vertagt. 

Art. 77. Jede Kammer prüft die Legitimation 
ihrer Mitglieder und entſcheidet darüber. Ste regelt 
ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäfts-Ordnung und 
erwählt ihren Präſidenten, ihre Wice-Präfidenten und 
Schriftführer. — Beamte bedürfen keines Urlaubs 
zum Eintritt in die Kammer. — Durch die Annahme 
eines beſoldeten Staats-Amtes oder einer Beförderung 
im Staatsdienſte verliert jedes Mitglied einer Kammer 
Sitz und Stimme in derſelben und kann ſeine Stelle 
nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. — Nie⸗ 
mand kann Mitglied beider Kammern ſein. 

Art. 78. Die Sitzungen beider Kammern find 
öffentlich. Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres 
Präſidenten oder von 10 Mitgliedern zu einer gehei⸗ 
men Sitzung zuſammen, in welcher dann zunächſt über 
dieſen Antrag zu beſchließen iſt. 

Art. 79. Keine der beiden Kammern kann einen 
Beſchluß faſſen, wenn nicht die Mehrheit ihrer Mit⸗ 


rantwortlichkelt, über das Verfahren und das Straf- glieder anweſend iſt. — Jede Kammer faßt ihre Be 


maß werden einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 
Titel V. 
Von den Kammern. 
Art. 60. Die geſetzgebende Gewalt wird gemein⸗ 
ſchaftlich durch den König und durch zwei Kammern 
isgeübt. — Die Uebereinſtimmung des Königs und 
beider Kammern iſt zu jedem Geſetze erforderlich. 
Art. 61. Dem Könige, ſo wie jeder Kammer, 
Rohe das Recht zu, Geſetze vorzuſchlagen. — Vor⸗ 
läge, welche durch eine der Kammern oder durch 
din König verworfen worden find, können in derſel— 
ben Seſſion nicht wieder vorgebracht werden. 
Art. 62. Die erſte Kammer beſteht aus 180 
Mitgliedern. 
Art. 63. Die Mitglieder der erſten Kammer 
rden durch die Provinzial⸗, Bezirks⸗ und Kreisver⸗ 
eter erwählt. (Art. 104.) Die Provinzial⸗, Bezirks⸗ 


und Kreisvertreter bilden, nach näherer Beſtimmung 


— Wahlgeſetzes, die Wahlkörper und wählen die nach 
Ne Bevölkerung auf die Wahl: Bezirke fallende Zahl 
er Abgeordneten.“) 
Anmerkung. Bei der Reviſion der Verfaſſungsurkunde 
bleitzt zu erwägen, ob ein Theil der Mitglieder der er: 
ſten Kammer vom Könige zu ernennen und ob den 
Ober « Bürgermeiftern der großen Stäbte, fo wie den 
ertretern der Univerſttäten und Akademien der Künſte 
und Wiſſenſchaften, der Sitz in der Kammer einzuräu⸗ 
men fein möchte. 
5 rt. 64. Die Legislatur⸗Periode der erſten Kam⸗ 
r wird auf ſechs Jahre feſtgeſetzt. 8 


2 rt. 663. Wählbar zum Mitgliede der erſten 
Rn, jeder Preuße, der das 40ſte Lebensjahr 
ollendet, den Vollbeſiz der bürgerlichen Rechte in 


i Ige rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht 
toren und bereits fünf Jahre lang dem preußiſchen 
taatsverbande angehört hat. 

Art. 66. Die zweite Kammer beſteht aus 350 

Mitgliedern. 
er Bevölkerung feſtgeſtellt. 
Art. 67. Jeder ſelbſtſtändige Preuße, welcher das 
ie Lebensjahr vollendet, nicht den Vollbeſitz der bür⸗ 
derlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen 
rkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin 
e ſeit ſechs Monaten feinen Wohnſitz oder Aufenthalt 
jet ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern er nicht aus 
ſſentlichen Mitteln Atmen⸗Unterſtützung erhält.“) 

5 nmerkung. Bei der Kevifion der Berfaffungs ur⸗ 
unde bleibt es zu erwägen, ob nicht ein anderer Wahl⸗ 
modus, namentlich der der Eintbeilung nach beſtimm ten 
Klaſſen für Stabt und Land, wobei ſammtliche bisherigen 
Urmähler mitwöhlen, vorzuziehen fein möchte. 

len Art. 68. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wäh⸗ 

emen f jede Vollzahl von 250 Seclen ihrer Bevölkerung 
% ahlmann. ER 

antun 69. Die Abgeodneten werden durch die Wahl⸗ 

derben erwählt. Die Wahlbezirke ſollen fo organiſirt 

Waben, daß mindestens zwei Abgeordnete von einem 
ahlkörper gewählt werden. j 

w tt. 70. Die Legislatur⸗Periode der zweiten Kammer 
auf drei Jahre feſtgeſetzt. 

ik Art. 71. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer 

3 Preuße wählbar, der das 30ſte Lebensjahr vol⸗ 


nachts! den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge 


un räftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht verloren 


bereits ein Jahr lang dem preußiſchen Staatsver⸗ 
angehört hat. N 
Legies. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer 
Gislatur⸗Periobe neu gewählt. Ein Gleiches geſchieht 
beiidale der Auflöfung. In beiden Fällen find die bis⸗ 
gen Mitglieder wieder wählbar. 


Wahlen 78. Das Nähere Über die Ausführung der 
u zu beiden Kammern beſtimmt das Wahlaus⸗ 
Aheügegefch er 


Die Wahlbezirke werden nach Maßgabe 


Staatsaͤmter nicht übertragen werden. 


ſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit, vorbehaltlich 
der durch die Geſchäfts⸗Ordnung für Wahlen etwa zu 
beſtimmenden Ausnahmen. 

Art. 80. Jede Kammer hat für ſich das Recht, 
Adreſſen an den König zu richten. — Niemand darf 
den Kammern oder einer derſelben in Perſon eine 
Bittſchrift oder Adreſſe überreichen. — Jede Kammer 
kann die an ſie gerichteten Schriften an die Miniſter 
überweiſen und von denſelben Auskunft über eingehende 
Beſchwerden verlangen. 

Art. 81. Eine jede Kammer het die Befungniß, 
Behufs ihrer Information Kommiſſionen zur Unterſu⸗ 
chung von Thatſachen zu ernennen. 

Art. 82. Die Mitglieder beider Kammern ſind 
Vertteter des ganzen Volkes. Sie ſtimmen nach ihrer 
freien Ueberzeugung und ſind an Aufträge und In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden. 

Art. 83. Sie können weder für ihre Abſtimmun⸗ 
gen in der Kammer, noch für ihre darin ausgeſproche⸗ 
nen Meinungen zur Rechenſchaft gezogen werden. — 
Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Geneh⸗ 
migung während der Sitzungsperiode wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung gezogen 
oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung 
der That oder binnen der nächſten 24 Stunden nach 
derſelben ergriffen wird. — Gleiche Genehmigung iſt 
bei einer Verhaftung wegen Schulden nothwendig. — 
Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kam⸗ 
mern und eine jede Unterſuchungs⸗ oder Cidilhaft wird 
für die Dauer der Sitzung aufgehoben, wenn die be⸗ 
treffende Kammer es verlangt. N 

Art. 84. Die Mitglieder der erſten Kammer er: 
halten weder Reiſekoſten, noch Diäten. — Die Mit⸗ 
glieder der zweiten Kammer erhalten aus der Staats⸗ 
Kaffe Reiſekoſten und Diäten nach Maßgabe des Ges 
ſetzes. Ein Verzicht hierauf iſt unſtatthaft. 

Von der richterlichen Gewalt. 

Art. 85. Die richterliche Gewalt wird im Na: 
men des Königs durch unabhängige, keiner anderen 
Autorität als der des Geſetzes unterworfene Gerichte 
ausgeübt. — Die Urtheile werden im Namen des Kö⸗ 
nigs ausgefertigt und vollſtreckt. 

Art. 86. Die Richter werden vom Könige oder 
in deſſen Namen auf ihre Lebenszeit ernannt. — Sie 
können nur durch Richterſpruch aus Gründen, welche 
die Geſetze vorgeſehen und beſtimmt haben, ihres Am⸗ 
tes entfeßt, zeitweiſe enthoben oder unfreiwillig an eine 
andere Stelle verſetzt und nur aus den Urſachen und 
unter den Formen, welche im Geſetze angegeben ſind, 
penſionirt werden. — Auf die Verſetzungen, welche durch 
Veränderungen in der Organiſation der Gerichte oder 
ihrer Bezirke nöthig werden, findet dieſe Beſtimmung 
keine Anwendung. 

Art. 87. Den Richtern dürfen andere beſoldete 
2 Ausnahmen 
find nur auf Grund eines Geſetzes zulsſſig. 

Art. 88. Die Organiſation der Gerichte wird 
das Geſetz beſtimmt. 
rt. 89. Zu einem Richteramte darf nur der 
berufen werden, welcher ſich zu demſelben nach Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze befähigt hat. 

Art. 90. Gerichte für beſondere Klaſſen von An⸗ 
gelegenheiten, insbeſondere Handels- und Gewerbe⸗Ge⸗ 
richte, ſollen im Wege der Geſetzgebung an den Orten 
errichtet werden, wo das Bedürfniß ſolche erfordert. — 
Die Organiſation und Zuſtändigkeit der Handels, Ge 
werbe⸗ und Militärs Gerichte, das Verfahren bei den⸗ 
ſelben, die Ernennung ihrer Mitglieder, die beſonderen 


durch 
A 
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Verhaͤltniſſe der Letzteren und die Dauer ihres Amtes 
werden durch das Geſetz feſtgeſtellt. 

Art. 91. Die noch beſtehenden beiden oberſten 
Gerichtshöfe ſollen zu einem einzigen vereinigt werden. 

Art. 92. Die Verhandlungen vor dem erkennen⸗ 
den Gerichte in Civil⸗ und Strafſachen ſollen öffentlich 
ſein. Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch ein öffent⸗ 
lich zu verkündendes Urtheil ausgeſchloſſen werden, wenn 
ſie der Ordnung oder den guten Sitten Gefahr droht. 
— Auch in Civilſachen kann die Oeffentlichkeit durch 
Geſetze beſchränkt werden. 

Art. 93. Bei den mit ſchweren Strafen bedroh⸗ 
ten Verbrechen, bei allen politiſchen Verbrechen und bei 
Preßvergehen erfolgt die Entſcheidung über die Schuld 
des Angeklagten durch Geſchworene. Die Bildung des 
Geſchworenen⸗Gerichts wird durch ein Geſetz geregelt. 

Art 94. Die Kompetenz der Gerichte und Ver⸗ 
waltungs⸗Behörden wird durch das Geſetz beftimmt. 
Ueber Kompetenz⸗Konflikte zwiſchen den Verwaltungs⸗ 
und Gerichts⸗Behörden entſcheidet ein durch das Geſetz 
bezeichneter Gerichtshof. 

Art. 95. Es iſt keine vorgängige Genehmigung 
der Behörden nöthig, um öffentliche Civil und Mili⸗ 
tär⸗Beamte wegen der durch Ueberſchreitung ihrer Amts⸗ 
Befugniſſe verübten Rechtsverletzungen gerichtlich zu 
belangen. 

Titel VII. 
Von deu Staatsbeamten. ‚ 

Art. 96. Die beſonderen Rechtsverhältniſſe der 
nicht zum Richterſtande gehörigen Staatsbeamten, ein⸗ 
ſchließlich der Staatsanwälte ſollen durch ein Geſetz ge⸗ 
tegelt werden, welches, ohne die Regierung in der Wahl 
der ausführenden Organe zweckwidrig zu beſchränken, 
den Staatsbeamten gegen willkürliche Entziehung von 
Amt und Einkommen angemeſſenen Schutz gewährt. 

Art. 97. Auf die Anſprüche der vor Verkündi⸗ 
gung der Verfaſſungs⸗Urkunde etatsmäßig angeſtellten 
Staatsbeamten ſoll im Staatsdienergeſetz beſondere 
Rückſicht genommen werden. b 

Titel WIII. 1 
Von der Finanz⸗Verwaltung. 

Art. 98. Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staats müſſen für jedes Jahr im voraus veranſchlagt 
und auf den Staatshaushalts⸗Etat gebracht werden. — 
Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 

Art. 99. Steuern und Abgaben für die Staats⸗ 
kaſſe dürfen nur, ſo weit ſie in den Staatshaushalts⸗ 
Etat aufgenommen oder durch beſondere Geſetze an⸗ 
geordnet ſind, erhoben werden. 5 

Art. 100. In Betreff der Steuern konnen Be: 
vorzugungen nicht eingeführt werden. — Die beſte⸗ 
hende Steuer⸗Geſetzgebung wird einer Reviſion unter⸗ 
worfen und dabei jede Bevorzugung abgeſchafft. 

Art. 101. Gebühren können Staats⸗ oder Kom⸗ 
munal⸗Beamte nur auf Grund des Geſetzes erheben. 

Art. 102. Die Aufnahme von Anleihen für die 
Staats- Kaffe findet nur auf Grund eines Geſetzes 
ſtatt. Daſſelbe gilt von der Uebernahme von Garan- 
tien zu Laſten des Staats. 4 

Art. 103. Zu Etatd = Ueberſchreitungen iſt die 
nachträgliche Genehmigung der Kammern erforderlich. 
Die Rechnungen über den Staatshaushalt werden 
von der Ober ⸗Rechnungskammer geprüft uͤnd feſtge⸗ 
ſtellt. Die allgemeine Rechnung über den Staats⸗ 
haushalt jeden Jahres, einſchließlich einer Ueberſicht 
der Staatsſchulden, wird von der Ober = Rechnungs: 
kammer zur Entlaſtung der Staats- Regierung den 


Kammern vorgelegt. — Ein beſonderes Geſetz wird 


die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober = Rech: 
nungskammer beſtimmen. 2 


Titel IX. 


Von den Gemeinden, Kreis⸗, Bezirks⸗ und Bro: 
vinzial⸗Verbänden. . 


Art. 104. Das Gebiet des preußiſchen Staates 
zerfallt in Provinzen, Bezirke, Kreiſe und Gemeinden, 
deren Vertretung und Verwaltung durch beſondere 
Geſetze unter Feſthaltung folgender Grundſätze näher 
beſtimmt wird. pe 

1) Ueber die inneren und befonderen Angelegenheiten 
der Provinzen, Bezirke, Kreiſe und Gemeinden 
beſchließen aus gewählten Vertretern beſtehende 
Verſammlungen, deren Beſchlüſſe durch die Vor⸗ 
ſteher der Provinzen, Bezirke, Kreiſe und Gemeln⸗ 
den ausgeführt werden. — Das Geſetz wird die 
Fälle beſtimmen, in welchen die Beſchlüſſe der 
Gemeinde⸗, Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzlal⸗Ve r⸗ 
tretung der Genehmigung einer höheren Vertre⸗ 
tung oder der Staats⸗Regierung unterworfen find, 
Die Vorſteher der Provinzen, Bezirke und Kreiſe 
werden von der Staats⸗Regierung ernannt, die 
der Gemeinden von den Gemeinde: Mitgliedern 
gewählt. — Die Organiſation der Exekutivge⸗ 
walt des Staates wird hierdurch nicht berührt. 
3) Den Gemeinden insbeſondere ſteht die ſelbſtſtän⸗ 

dige Verwaltung ihrer Gemeinde⸗Angelegenheiten 
zu, mit Einſchluß der Ortspolizei. Den Zeit⸗ 
punkt und die Bedingungen des Ueberganges der 

Polizei⸗Verwaltung an die Gemeinden wird das 

Geſetz deſtimen. — Die polizeilichen Funktio⸗ 


2 


— 


nen können in Städten von mehr als 30,000 
Einwohnern auf Staatsorgane übertragen wer⸗ 


den. 

4) Die Berathungen der Provinzial⸗, Bezirkes, Kreis⸗ 
und Gemeinde = Vertretungen find in der Regel 
öffentlich. Die Ausnahmen beſtimmt das Geſetz. 
Ueber die Einnahmen und Ausgaben muß jähr⸗ 
lich wenigſtens ein Bericht veröffentlicht werden. 

Allgemeine Beſtimmungen. a 

Art. 105. Geſetze und Verordnungen ſind nur 
verbindlich, wenn ſie zuvor in der vom Geſetze vorge⸗ 
ſchriebenen Form bekannt gemacht worden ſind. — 
Wenn die Kammern nicht verſammelt ſind, können in 
dringenden Fällen, unter Verantwortlichkeit des ge⸗ 
ſammten Staats⸗Miniſteriums, Verordnungen mit Ge⸗ 
ſetzeskraft erlaſſen werden, dieſelben ſind aber den Kam⸗ 
mern bei ihrem nächſten Zuſammentritt zur Geneh⸗ 
migung ſofort vorzulegen. 

Art. 106. Die Verfaſſung kann auf dem or⸗ 
dentlichen Wege der Geſetzgebung abgeändert werden, 
wobei in jeder Kammer die gewöhnliche abſolute Stim- 
menmehrheit genügt. 

Art. 107. Die Mitglieder der beiden Kammern 
und alle Staatsbeamten haben dem Könige und der 
Verfaſſung Treue und Gehorſam zu ſchwören. 
Art. 108. Die beſtehenden Steuern und Abgaben 
werden forterhoben, und alle Beſtimmungen der be⸗ 
ſtehenden Geſetzbücher, einzelnen Geſetze und Verord⸗ 
nungen, welche der gegenwärtigen Verfaſſung nicht 
zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis ſie durch ein Ge⸗ 
ſetz abgeändert werden. 

Art. 109. Alle durch die beſtehenden Geſetze an⸗ 
geordneten Behörden bleiben bis zur Ausführung der 
ſie betreffenden organiſchen Geſetze in Thätigkeit. 

Art. 110. Für den Fall eines Krieges oder Auf⸗ 
ruhrs können die Artikel 5, 6, 7, 24, 25, 26, 27 
und 28 der Verfaſſungsurkunde zeit: und diſtriktsweiſe 
außer Kraft geſetzt werden. Die näheren Beſtimmun⸗ 
gen darüber bleiben einem beſonderen Geſetze vorbe⸗ 
halten. Bis dahin bewendet es bei den in dieſer Be- 
ziehung beſtehenden Vorſchriften. 

Uebergangs⸗Beſtimmungen. 

Art. 111. Sollten durch die für Deutſchland feſt⸗ 
zuſtellende Verfaſſung Abänderungen des gegenwärtigen 
Verfaſſungs⸗Geſetzes nöthig werden, ſo wird der König 
dieſelben anordnen und dieſe Anordnungen den Kam⸗ 
mern bei ihrer nächſten Verſammlung mittheilen. 

Die Kammern werden dann Beſchluß darüber fafs 
ſen, ob die vorläufig angeordneten Abänderungen mit 
der deutſchen Verfaſſung in Uebereinſtimmung ſtehen. 

Art. 112. Die gegenwärtige Verfaſſung ſoll ſo⸗ 
fort nach dem erſten Zuſammentritt der Kammern ei⸗ 
ner Reviſion auf dem Wege der Geſetzgebung (Art. 
60 und 106) unterworfen werden. Das im Artikel 52 
erwähnte eidliche Gelöbniß des Königs, ſo wie die 
vorgeſchriebene Vereidung der beiden Kammern und 
aller Staatsbeamten, erfolgen ſogleich nach vollendeter 
Reviſion. (Artikel 107.) 8 N 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Uns 
terſchrift und beigedrucktem königlichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf von Brandenburg, von Ladenberg. 
von Manteuffel. von Strotha. Rintelen. 
von der Heydt. 


riedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden! 
König von Preußen ıc. ic. 
haben durch Unſere Verordnung vom heutigen Tage 
die zur Vereinbarung einer Staats⸗Verfaſſung beru⸗ 
fene Verſammlung aufgelöſt. Zugleich haben Wir, in 
der Abſicht, Unſer getreues Volk ſogleich der von dem⸗ 
ſelben erſehnten Segnungen der verheißenen konſtitu⸗ 
tionellen Freiheit theilhaftig werden zu laſſen, die Re⸗ 
gelung der letzteren nicht von dem in ferner Ausſicht 
ſtehenden Ergebniß der Vereinbarung mit einer ander⸗ 
weitigen Volksvertretung abhangig machen wollen, die⸗ 
ſelbe vielmehr durch die heute von Uns vollzogene Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde dauernd geſichert. Bei der Feſtſtel⸗ 


Wir 
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lung dieſes Staatsgrundgeſetzes ift der von der Regie: 
rung vorgelegte Entwurf, welcher nach Maßgabe der 
von der Vertaſſungs⸗Kommiſſion der zur Vereinbarung 
berufenen Verſammlung ausgegangenen Vorſchläge, 
und der übrigen Vorarbeiten derſelben, ſo wie in gebühren⸗ 
der Berückſichtigung der Beſchlüſſe der deutſchen Na⸗ 
tional⸗Verſammlung in Frankfurt a. M., modiſtzirt 
wurde, zum Grunde gelegt worden. Wir glauben 
Uns daher der zuverſichtlichen Hoffnung hingeben zu 
dürfen, daß jene Verfaſſung den Wünſchen Unſeres 
getreuen Volkes entſprechen werde. Im Artikel 110 
iſt überdies eine Reviſion auf dem Wege der Geſetzge⸗ 
bung durch die nächſte Volksvertretung vorbehalten. 
Unmittelbar nach erfolgter Reviſion werden Wir die 
von Uns verheißene Vereidung des Heeres auf die 
Verfaſſung veranlaſſen. Der Vorbehalt der Revifion 
der Verfaſſung gewährt zugleich die Möglichkeit, die 
Verfaſſung des preußiſchen Staates mit dem im Aus⸗ 
bau begriffenen deutſchen Verfaſſungswerke in Ein⸗ 
klang zu bringen. 5 

Wie verordnen nunmehr, daß die nach der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde ins Leben zu rufenden Kammern am 
26. Februar 1849 in Unſerer Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Berlin ſich verſammeln. Zu dieſem Zwecke haben am 
22. Januar k. J. ſämmtliche Urwähler im ganzen 
Staate zur Wahl der Wahlmänner, am 5. Februar 
k. J. die letzteren zur Wahl der Mitglieder der zwei⸗ 
ten Kammer, am 29. Januar die zur Theilnahme an 
den Wahlen für die erſte Kammer berechtigten Wäh⸗ 
ler zur Wahl von Wahlmännern, endlich am 12. Fe⸗ 
bruar k. J. die Letzteren zur Wahl der Mitglieder der 
erſten Kammer zuſammenzutreten. 

Die Rückſicht auf die Unſeren Miniſtern aufgetra⸗ 
gene Vorbereitung der den Kammern vorzulegenden, 
in der Verfaſſungsurkunde vorbehaltenen und ſonſtigen 
dringlichen Geſetzentwürfe und der Zeitaufwand, wel⸗ 
chen die Wahl: Operationen erheiſchen, geftatten nicht, 
Uns früher mit den Vertretern Unſeres Volkes zu um⸗ 
geben. — Wir erwarten übrigens mit Zuverſicht, daß 
bis zum Zeitpunkte der Verſammlung der Kammern 
die Herrſchaft des Geſetzes in Unſerer Haupt: und Re⸗ 
fidenzftadt durch den guten Sinn der Bürger der letz⸗ 
teren völlig wiederhergeſtellt ſein und den freien Be⸗ 
rathungen der Volksvertreter daſelbſt alsdann Nichts 
im Wege ſtehen wird. — Wir wollen jedoch die Uns 
beſonders am Herzen liegende Hebung des Wohlſtan⸗ 
des der ländlichen Bevölkerung, ſo wie die keinen Auf⸗ 
ſchub duldende Befriedigung mehrerer anderer, durch 
ein dringendes Zeitbedürfniß hervorgerufener Wünſche 
Unſeres getreuen Volkes, unter jener nothwendigen 
Verzögerung nicht leiden laſſen und werden daher meh: 
rere Geſetze unter dem Vorbehalt der Genehmigung 
der zunächſt zuſammentretenden Kammern in kürzeſter 
Zeit zur Publikation bringen, unter Anderem: 

1) 


der N Schleſien. 
eine Verordnung über die Einführung des münd⸗ 
lichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwo⸗ 
renen in Unterſuchungsſachen. 
eine Verordnung über Aufhebung des bäuerlichen 
Erbfolge⸗Geſetzes in Weſtfalen. 
eine Verordnung über Aufhebung der Privatge: 
richtsbarkeit und des eximirten Gerichts ſtandes, fo 
wie über die anderweitige Organiſation der Ge⸗ 
richte. 
eine Verordnung, betreffend die Aufhebung der 
Cirkular⸗Verfügung vom 26. Februar 1799 und 
die Abänderung der Injurienſtrafen. 
Der nächſten Volksvertretung werden zur Bera⸗ 
thung vorgelegt werden: 
1) ein Geſetz, betreffend das Recht der Eltern zur 
Beſtimmung der Religion ihrer Kinder; 
2) ein Geſetz über Regulirung det Müuͤhlen⸗Abgaben; 
3) ein Geſetz über die Verpflichtung der Gemeinden 
zum Schadenerſatz bei Tumulten; 
4) ein Geſetz über Aufhebung der Grund⸗ und Klaſ⸗ 


2) 


3) 


4) 


ſenſteuer⸗Befreiungen und wegen Einführung einer 


allgemeinen Grundſteuer; 
5) ein Geſetz über die Einkommenſteuer; 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


Eine Verordnung über die interimiſtiſche Reguli⸗ 700 
rung der gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſe in rüͤckg 
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6) eine neue Ablöſungs⸗Otdnung und ein Gefes, ber 
treffend die unentgeltliche Aufhebung verſchiedener 
Laſten und Abgaben; 

7) eine Gemeinde⸗Ordnung; 

8) eine Kreis-, Bezirks: und Provinzial⸗Ordnung; 

9) eine Verordnung, betreffend die Aufhebung einiger 
Ehehinderniſſe; 

10) eine Verordnung über die Form der Eide. 

Da die in der Verfaſſungs⸗Urkunde beſtimmte Wahl 
der erſten Kammer durch die Kreis⸗, Bezirks⸗ und 
Provinzial⸗Vertreter wegen des noch nicht erfolgten 
Erſcheinens der Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ord⸗ 
nung gegenwärtig noch nicht ausführbar iſt, ſo haben 
Wir ein provlſoriſches Wahlgeſetz'!) zur Bildung det 
erſten Kammer für das erſte Jahr der nächſten Legis“ 
latur vollzogen. 

Wir geben Uns nunmehr der Hoffnung hin, daß 
die von Uns verliehene Verfaſſung unter Gottes Sr 
gen zum größeren Ruhme des Vaterlandes beitragen 
und das, durch eine Geſchichte von Jahrhunderten be⸗ 
gründete Band gegenſeitiger Anhänglichkeit zwiſchen 
Unſerem königlichen Hauſe und Unſerem getreuen Volke 
noch feſter knüpfen, ſo wie die Wohlfahrt und Freiheit 
des letzteren dauerhaft begruͤnden werde. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Un⸗ 
terſchrift und beigedrucktem königlichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 

Friedrich Wilhelm. 

Graf von Brandenburg. von Ladenberg⸗ 
don Manteuffel. von Strotha. Rintelen⸗ 

von der Heydt. 

f Patent 
betreffend die Zuſammenberufung der Vertreter, 

vom 5. Dezember 1848. 


Berlin, 5. Dez. Se. Majeſtät der König haben 
allergnädigſt geruht: Den Handelsgerichtspräſidenten 
von der Heydt zum Miniſter für Handel, Ge 
und öffentliche Arbeiten zu ernennen; dem Unterſtaats 
ſekretär Grafen v. Bülow die interimiſtiſche Leitung 
des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
übertragen; und den wirklichen geheimen Oberfinanz⸗ 
rath v. Pommer⸗Eſche zum Unterſtaatsſekretär beim 
Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
beiten zu ernennen; dem Generaladjutanten, Gene 
lieutenant v. Rauch, den rothen Adlerorden erſtet 
Klaſſe mit Eichenlaub; dem Hofrathe Fiſcher zu Bere 
lin den rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife? 
ſo wie den Flügel⸗Adjutanten, Oberſtlieutenant v. Sche⸗ 
ler und Major v. Manteuffel, den St. Johann! 
terorden zu verleihen. ü 


Potsdam, 4. Dezember. Seine Hoheit der DE 
von Braunſchweig ift nach Braunſchweig 3 
ereiſt. . “4 
(Bekanntmachung.) In Verfölg meiner — 
ordnungen vom 12. v. M., den Belagerungszuſtand 5 
Stadt Berlin und deren zweimeiligen Umkreis betreffen 
wird hiermit noch allgemeinen Kenntniß und Bea 
tung gebracht, daß mehren des Belagerungs, uſtandes 
von Civil⸗Perſonen weder in der Stadt, no 6 jenem 
Umkreiſe ein Gebrauch der Schießwaffen ſtattfinden um 
daher auch in dieſem zweimelligen Umkreiſe die 
nicht ausgeübt werden darf. Berlin, den 4. Dez. cken, 
Der Ober» Befehlshaber der Truppen in den Marken, 
von Wrangel. 

Das ö4ſte Stück der Geſetzſammlung, enthält unde 
Ne. 3063. Die Beſtätigungs⸗ Urkunde für die berlin 
gemeinnützige Baugeſellſchaft; vom 28. Oktober d. Ir 
nebft dem Geſellſchafts⸗Vertrag. 35 

Angekommen; Der Olaatsminißer v. Auer 
wald von Plauthen. 


— 


„) Dieſce, fo wie das Wahlgeſet für die zweite Kammeh 


werden unverzüglich nachfolgen. 


— — 
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